Sitzung des Stadtrates am 23.09.2013, Nr. 11
offentlich

Bebauungsplan Nr. 257 b "Einzelhandel Sandloch" - Satzungsbeschluss

KSD 20135516

ANTRAG

nach der einstimmig ausgesprochenen Empfehlung des Bau- und Grundstlicksausschusses
vom 26.08.2013:

Der Stadtrat mdge wie folgt beschliel3en:

1. Die Anregungen, die im Rahmen der Beteiligungsverfahren vorgetragen wurden, werden,
soweit sie keine Berlicksichtigung finden konnten, zuriickgewiesen (siehe Kapitel 9.1 und 9.2
der Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch').

2. Der Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch' wird gemaf § 10 BauGB als Satzung
beschlossen. Bestandteil dieser Satzung sind die geman § 88 LBauO getroffenen
Festsetzungen zu den értlichen Bauvorschriften.


Verwendete Distiller Joboptions
Dieser Report wurde mit Hilfe der Adobe Acrobat Distiller Erweiterung "Distiller Secrets v3.0.2" der IMPRESSED GmbH erstellt.
Registrierte Kunden können diese Startup-Datei für die Distiller Versionen 7.0.x kostenlos unter http://www.impressed.de/DistillerSecrets herunterladen.

ALLGEMEIN ----------------------------------------
Beschreibung:
     Verwenden Sie diese Einstellungen zum Erstellen von Adobe PDF-Dokumenten, von denen Sie hochwertige Prepress-Drucke erzeugen möchten. Erstellte PDF-Dokumente können mit Acrobat und Adobe Reader 5.0 oder höher geöffnet werden.
Dateioptionen:
     Kompatibilität: PDF 1.4
     Komprimierung auf Objektebene: Nur Tags
     Seiten automatisch drehen: Aus
     Bund: Links
     Auflösung: 600 dpi
     Alle Seiten
     Piktogramme einbetten: Nein
     Für schnelle Web-Anzeige optimieren: Ja
Papierformat:
     Breite: 208.25 Höhe: 294.7 mm

KOMPRIMIERUNG ------------------------------------
Farbbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Graustufenbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 300 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 450 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: Automatisch (JPEG)
     Bildqualität: Maximal
Schwarzweißbilder:
     Neuberechnung: Bikubische Neuberechnung auf 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
          für Auflösung über 1800 ppi (Pixel pro Zoll)
     Komprimierung: CCITT Gruppe 4
     Mit Graustufen glätten: Aus

Richtlinien:
     Richtlinien für Farbbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinien für Graustufenbilder
          Bei Bildauflösung unter: 300 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren
     Richtlinen für monochrome Bilder
          Bei Bildauflösung unter: 1200 ppi (Pixel pro Zoll)
               Ignorieren

FONTS --------------------------------------------
Alle Schriften einbetten: Ja
Untergruppen aller eingebetteten Schriften: Ja
Untergruppen, wenn benutzte Zeichen kleiner als: 100 %
Wenn Einbetten fehlschlägt: Abbrechen
Einbetten:
     Schrift immer einbetten: [ ]
     Schrift nie einbetten: [ ]

FARBE --------------------------------------------
Farbmanagement:
     Einstellungsdatei: 
     Farbmanagement: Alle Farben in CMYK konvertieren
     Wiedergabemethode: Standard
Arbeitsfarbräume:
     Graustufen Arbeitsfarbraum: Dot Gain 20%
     RGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
     CMYK Arbeitsfarbraum: U.S. Web Coated (SWOP) v2
CMYK-Werte für kalibrierte CMYK-Farbräume beibehalten: Ja
Geräteabhängige Daten:
     Unterfarbreduktion und Schwarzaufbau beibehalten: Ja
     Transferfunktionen: Anwenden
     Rastereinstellungen beibehalten: Nein

ERWEITERT ----------------------------------------
Optionen:
     Überschreiben der Adobe PDF-Einstellungen durch PostScript zulassen: Ja
     PostScript XObjects zulassen: Nein
     Farbverläufe in Smooth Shades konvertieren: Ja
     Geglättene Linien in Kurven konvertieren: Nein
     Level 2 copypage-Semantik beibehalten: Ja
     Einstellungen für Überdrucken beibehalten: Ja
          Überdruckstandard ist nicht Null: Ja
     Adobe PDF-Einstellungen in PDF-Datei speichern: Ja
     Ursprüngliche JPEG-Bilder wenn möglich in PDF speichern: Ja
     Portable Job Ticket in PDF-Datei speichern: Nein
     Prologue.ps und Epilogue.ps verwenden: Nein
     JDF-Datei (Job Definition Format) erstellen: Nein
(DSC) Document Structuring Conventions:
     DSC-Kommentare verarbeiten: Ja
          DSC-Warnungen protokollieren: Nein
          EPS-Info von DSC beibehalten: Ja
          OPI-Kommentare beibehalten: Ja
          Dokumentinfo von DSC beibehalten: Ja
          Für EPS-Dateien Seitengröße ändern und Grafiken zentrieren: Ja

PDF/X --------------------------------------------
Standards - Berichterstellung und Kompatibilität:
     Kompatibilitätsstandard: Nein

ANDERE -------------------------------------------
Distiller-Kern Version: 7050
ZIP-Komprimierung verwenden: Ja
ASCII-Format: Nein
Text und Vektorgrafiken komprimieren: Ja
Minimale Bittiefe für Farbbild Downsampling: 1
Minimale Bittiefe für Graustufenbild Downsampling: 2
Farbbilder glätten: Nein
Graustufenbilder glätten: Nein
Farbbilder beschneiden: Ja
Graustufenbilder beschneiden: Ja
Schwarzweißbilder beschneiden: Ja
Bilder (< 257 Farben) in indizierten Farbraum konvertieren: Ja
Bildspeicher: 1048576 Byte
Optimierungen deaktivieren: 0
Transparenz zulassen: Nein
ICC-Profil Kommentare parsen: Ja
sRGB Arbeitsfarbraum: sRGB IEC61966-2.1
DSC-Berichtstufe: 0
Flatness-Werte beibehalten: Ja
Grenzwert für künstlichen Halbfettstil: 1.0

ENDE DES REPORTS ---------------------------------
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

1. VERFAHREN

1.1. Ubersicht liber die Verfahrensschritte
Verfahrensschritt Datum
Information/Anhérung Ortsbeirat Rheingdnheim geman § 75 (2) GemO am 06.10.2004
Aufstellungsbeschluss gemal § 2 (1) BauGB am 11.10.2004
Ortstibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses im Amtsblatt 27 10.2004
Nr. 72/2004 am T
Beschluss der Veranderungssperre gemal §§ 14 und 16 BauGB am 09.02.2009
Ortsubliche Bekanntmachung der Veranderungssperre am 30.10.2009
Beschluss der 1. Verlangerung der Veranderungssperre gemaf
§ 17 (1) BauGB am 05.09.2011
Ortslbliche Bekanntmachung der 1. Verlangerung der Veranderungssperre am | 09.09.2011
In Kraft treten der 1. Verlangerung der Veranderungssperre am 30.10.2011
Information Ortsbeirat Rheingdnheim am 24.05.2012
Beschluss der erneuten Verlangerung der Veranderungssperre gemal 10.09.2012
§ 17 (2) BauGB T
In Kraft treten der erneuten Verlangerung der Veranderungssperre am 30.10.2012
Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange gemaf 19.12.2012
§ 4 (2) BauGB mit Schreiben vom T
Offenlagebeschluss am 13.05.2013
Ortsubliche Bekanntmachung der Offenlage im Amtsblatt am 22.05.2013
29.05.2013
Offenlage gemal § 3 (2) BauGB im Zeitraum vom bis
01.07.2013

Satzungsbeschluss gemaf § 10 (1) BauGB am

1.2. Anmerkungen zum Verfahren

Am 11. Oktober 2004 hat der Stadtrat der Stadt Ludwigshafen die Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 257 a 'Einzelhandel Sandloch' zur Uberplanung des tiberwiegenden
Geltungsbereichs des als nichtig erkannten Bebauungsplans Nr. 257 'Am Sandloch'
beschlossen. Ziel der Planung ist die Steuerung der gewerblichen Entwicklung, insbesondere

der Einzelhandelsentwicklung unter Bericksichtigung des Einzelhandels- und

Zentrenkonzeptes der Stadt Ludwigshafen. Im Wesentlichen stimmen die Aussagen und
Zielvorstellungen des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts 2011 in Bezug auf das

Planungsgebiet mit der zum Zeitpunkt des Aufstellungsbeschlusses noch zu

berlcksichtigenden Einzelhandelskonzeption 2003 der Stadt Ludwigshafen tberein. Lediglich
hinsichtlich der Sortimentsgruppen des nicht-zentrenrelevanten Einzelhandels wurden
geringflgige Anderungen in Anpassung an die Entwurfsliste der Regionalplanung

vorgenommen.

Aufgrund von Bauantragen im sldlichen, als Sondergebiet flr groiflachigen Einzelhandel
vorgesehenen Bereich, die den Zielen des Bebauungsplans widersprechen, wurde eine

Veranderungssperre in Kraft gesetzt. Durch die zwischenzeitlich vorgefundenen
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

Bodenkontaminationen und dem damit verbundenen Untersuchungsbedarf wurde die
Weiterfiihrung der Planung soweit verzogert, dass Verlangerungen der Veranderungssperre
notwendig wurden.

Die Untersuchungen im sudlichen Bereich des urspriinglichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans sind soweit abgeschlossen, dass die Planung weitergefuhrt werden kann. Da
das die Veranderungssperre bedingende Vorhaben in diesem Bereich liegt, diese
Veranderungssperre nicht ein weiteres Mal verlangert werden kann und der Zeitpunkt der
moglichen Weiterbearbeitung fir den nérdlichen Bereich nicht abzusehen ist, wird der
Bebauungsplan Nr. 257 a 'Einzelhandel Sandloch' fir die weitere Bearbeitung geteilt. Das
Verfahren ist fur den sudlichen Teilbereich als Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel
Sandloch' weitergefiihrt worden, um es rechtzeitig vor Ablauf der Veranderungssperre
abschlief3en zu kénnen.

Durch den Bebauungsplan wird ein bereits vollstandig erschlossener und bebauter Bereich
Uberplant, der aufgrund der Nichtigkeit des Bebauungsplans Nr. 257 'Am Sandloch' gemaf

§ 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) zu beurteilen ist. Die bisher vorhandene und zuldssige
Nutzung (groR¥flachiger Einzelhandel), wird durch den vorliegenden Bebauungsplan
planungsrechtlich gesichert bzw. entsprechend der Ziele des Einzelhandels- und
Zentrenkonzeptes der Stadt Ludwigshafen in ihrer Zulassigkeit konkretisiert. Es werden mit dem
Bebauungsplan keine Nutzungen oder Vorhaben erméglicht, die nicht schon im Rahmen der
Beurteilung gemaf § 34 BauGB zulassig waren. Entsprechend wird der Zulassigkeitsmafistab,
der sich im Gebiet aus der vorhandenen Eigenart der ndheren Umgebung ergibt, durch die
Planung nicht wesentlich verandert.

Die gemaf Anlage 1 zum UVPG (Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung) Nr. 18.8
notwendige allgemeine Vorprifung des Einzelfalls hat ergeben, dass keine Vorhaben
vorbereitet werden, die einer Umweltvertraglichkeitsprifung bedirfen. Da die Planung auch zu
keiner Beeintrachtigung besonders schutzwirdiger Gebiete im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetztes (z.B. FFH-Gebiete, Europaische Vogelschutzgebiete) fuhrt, kann
das Bebauungsplanverfahren im Vereinfachten Verfahren geman § 13 BauGB durchgefiihrt
werden. Die Durchfihrung einer Umweltprifung sowie die Erstellung eines Umweltberichts sind
daher nicht erforderlich. Ungeachtet dessen werden die Schallimmissionen seitens der ostlich
angrenzenden Bahnstrecke und der angrenzenden Verkehrsflachen, die Schallemissionen der
innergebietlichen Nutzungen sowie die Auswirkungen dieser Emissionen und des
innergebietlichen Verkehrs auf die nahegelegene Wohnbebauung betrachtet und angemessen
bertcksichtigt. Ebenso berlicksichtigt werden die vorhandenen Altlasten bzw. Altablagerungen
im Plangebiet.

2. ALLGEMEINES

2.1. Rechtsgrundlagen Stand: 1. August 2013

Baunutzungsverordnung (BauNVO)

vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548)
Verordnung Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung) (PlanZV)

zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI | S. 1509)

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG)
vom 17.03.1998 (BGBI. | 1998 S. 502, 2001 S. 2331), zuletzt gedndert durch Art. 5 Abs. 30 des Gesetzes vom 24.02.2012
(BGBI. 1 S. 212)

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV)
vom 12.07.1999 (BGBI. | 1999 S. 1554), zuletzt gedndert durch Art. 5 Abs. 31 des Gesetzes vom 24.2.2012 (BGBI. | S. 212)

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
vom 29.07.2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geéndert durch Art. 2 Abs. 24 des Gesetzes vom 06.06.2013 (BGBI. | S. 1482)
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG)
vom 26.09.2002 (BGBI. | S. 3830), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 27.06.2012 (BGBI. | S. 1421)

Baugesetzbuch (BauGB)
vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Art. 1 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBI. | S. 1548)

Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
Neugefasst durch Bekanntmachung vom 24.02.2010 (BGBI. | S. 94) zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom
21.01.2013 (BGBI. | S. 95)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG)
vom 31.07.2009 (BGBI. | S. 2585) zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.04.2013 (BGBI. | S. 734)

Denkmalschutzgesetz (DSchG)
vom 23.03.1978 (GVBI. S. 159), zuletzt geandert durch Art. 2 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBI. S. 301)

Gemeindeordnung (GemO)
vom 31.01.1994 (GVBI. S. 153), §§ 19 und 53 geéndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 08.05.2013 (GVBI. S. 139)

Landesabfallwirtschaftsgesetz (LAbfWG)
vom 02.04.1998 (GVBI. S. 97), §§ 8,9 und 32 zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.06.2012 (GVBI. S. 163)

Landesbauordnung (LBauO)
vom 24.11.1998 (GVBI. S. 365, BS 213-1), §§ 64, 66 und 87 zuletzt geéndert durch § 47 des Gesetzes vom 09.03.2011 (GVBI.
S. 47)

Landeswassergesetz (LWG)
vom 22.01.2004 (GVBI. 2004 S. 54), § 89 zuletzt gedndert durch Art. 2 des Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBI. S. 402)

Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG)
vom 25.07.2005 (GVBI. S. 302), §§ 8 und 11 zuletzt geéndert durch Art. 22 des Gesetzes vom 28.09.2010 (GVBI. S. 280),
diese Anderungen aufgehoben durch Art. 1 des Gesetzes vom 23.11.2011 (GVBI. S. 402)

Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG)
vom 28.09.2005 (GVBI. S. 387) - Anlagen 1 und 2 zu § 25 Abs. 2 neu gefasst durch Verordnung vom 22.06.2010 (GVBI.
S. 106) Diese VO wird unter der BS Nummer 791-1/1 nachgewiesen.

2.2. Geltungsbereich

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch' befindet sich in
der Gemarkung Rheingénheim. Er umfasst den Bereich zwischen der Von-Kieffer-Stralle, der
Wattstral3e, der Stralle Am Sandloch sowie dem Gewerbegebiet 'Am Sandloch'.

Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs ergibt sich abschlieRend aus der Planzeichnung
des Bebauungsplans.

2.3. Quellenverzeichnis

[1] Landesentwicklungsprogramm (LEP IV) (Rheinland-Pfalz, 14. Oktober 2008)

[2] Regionaler Raumordnungsplan Rheinpfalz (Regionale Planungsgemeinschaft Rheinpfalz,
Stand 2004)

[3] 1. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinpfalz 2004, Plankapitel
4.2.2 Dienstleistungen, Handel, (Regionale Planungsgemeinschaft Rheinpfalz, Stand:

Mai 2006)

[4] Flachennutzungsplan der Stadt Ludwigshafen am Rhein "99 (Stadt Ludwigshafen am Rhein,
03/1999)

[5] Einzelhandels- und Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011 (Stadt Ludwigshafen am Rhein,
2012)

[6] Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan 257 a 'Einzelhandel Sandloch' Stadt
Ludwigshafen — Bericht Nr. P12-031/1 — Stand: 30. Mai 2012 (Firu Gfl, Kaiserslautern, Mai
2012)

[7] Schalltechnischer Untersuchungsbericht zum Umbau, Instandsetzung und Erweiterung der
Immobilie Von-Kieffer-Stralle 14, 14a und 14 b in 67065 Ludwigshafen-Rheingdénheim in ein
Fachmarktzentrum (Ingenieurbro fur Bauphysik, Mannheim, 27. Marz 2011)

[8] Landschaftsplan zum Flachennutzungsplan 99 (Stadt Ludwigshafen am Rhein, 1998)
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

[9] Boden- und Grundwasseruntersuchungen:

Nr. 01.06.1606/1: Historische Erkundung des Standortes mit Erstellung eines Konzeptes
fur die weitere orientierende Altlastenuntersuchung (ifb Eigenschenk & Partner GmbH,
August, 2008)

Nr. 01.06.1606/2: Erganzende geotechnische und Altlastenuntersuchung mit
abfalltechnischer Einstufung (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, Januar 2009)

Nr. 01.06.1606/3: Orientierende Grundwasseruntersuchung mit erganzenden Angaben
zur Historie des Standortes (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, Februar 2009)

Nr. 01.06.1606/4: Erganzende Untersuchung von Boden auf Gehalte an Uran mit
Bewertung, Gefahrdungsabschatzung und Vorschlagen fir das weitere Vorgehen (ifb
Eigenschenk & Partner GmbH, Juli 2009)

Nr. 01.06.1606/5: Stichtagsmessung und Grundwasseruntersuchung (Eigenschenk &
Partner GmbH, September 2009)

Nr. 01.06.1606/6: Errichtung weiterer Pegel und Grundwasseruntersuchung mit
Gefahrdungsabschatzung (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, Dezember 2009)
Bemerkungen zur radiologischen Situation nach Messung der
Radonaktivitadtskonzentration und Messung der Ortsdosisleistung der Gammastrahlung
(OBI-Baumarkt / Kik-Markt) (Sarad Geolab GmbH, Dezember 2009)

Nr. 01.06.1606/7: Radiologische Beurteilung des Grundwassers mit
Gefahrdungsabschatzung (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, Januar 2010)

Kurzbericht zur Messung der Ortsdosisleistung der Gammastrahlung, westliche Halle im
Eingangsbereich und dstliche Halle, Dreiecksform (Sarad Geolab GmbH, Januar 2010)
Kurzbericht zur Bestimmung der spezifischen Aktivitat, Materialprobe (Béschungsful’
Grenze FISt. 1135/11 und 1135/12) (Sarad Geolab GmbH, Marz 2010)

Kurzbericht zur Messung der Ortsdosisleistung der Gammastrahlung, Bereiche der
Bdschung nérdlich der ehemaligen OBI-Halle (Sarad Geolab GmbH, Marz 2010)

Nr. 01.06.1606/8: Errichtung zusatzlicher Pegel und Grundwasseruntersuchung
Gefahrdungsabschéatzung und Kostenschatzung fur mdgliche Sanierungsvarianten (ifb
Eigenschenk & Partner GmbH, Marz 2010)

Bericht: Vorschlage zur Bauplanung auf der Grundlage von Messungen der
Ortsdosisleistung der Gammastrahlung (Sarad Geolab GmbH, Marz 2010)

Kurzbericht zur Messung der Ortsdosisleistung der Gammastrahlung weitere Bereiche der
Bdschung nérdlich der ehemaligen OBI-Halle, ehemalige Kleingarten am Bahngelande
(Sarad Geolab GmbH, Mai 2010)

Nr. 01.10.1200: Erganzende geotechnische und Altlastenuntersuchung mit
abfalltechnischer Einstufung (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, Juni 2010)

Nr. 01.06.1606/9: Fortfihrung der Grundwasseruntersuchung (ifb Eigenschenk & Partner
GmbH, November 2010)

Kurzbericht zur Bestimmung der spezifischen Aktivitat, Probenahme 2x Bereich ehem.
OBI-Halle, 1 x Béschungsful® bei Fist-Nr. 1135/44 u. 1135/46 (Sarad Geolab GmbH,
Januar 2011)

Nr. 01.11.1026/1: Auswertung der zusatzlichen Bohrungen von Februar 2011 ( RKB 41-57
und DPH); zusatzliche Angaben zum Baugrundgutachten (ifb Eigenschenk & Partner
GmbH, Februar 2011)

Nr. 01.06.1606/10: Fortfihrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, Marz 2011)

Bericht: Stellungnahme zur Messung der Radonkonzentration im Boden in und ndrdlich
der ehemaligen OBI-Halle der Gewerbeflache ,Am Sandloch® Von-Kieffer-Str. 14 (Sarad
Geolab GmbH, April 2011)

Kurzbericht zur Messung der Ortsdosisleistung der Gammastrahlung, Messung des
westlichen Béschungsbereichs (Sarad Geolab GmbH, April 2011)

Stellungnahme: Hinweise fur die gutachterliche Begleitung der Bauarbeiten hinsichtlich
Altlasten im Boden und kontaminierter Bausubstanz sowie zum Grundwassermonitoring
wahrend der Bauarbeiten (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, April 2011)
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= Bericht: Stellungnahme zur Radon-Situation und deren Beeinflussung durch Neubau /
Umnutzung der Gewerbeflache ,Am Sandloch® Von-Kieffer-Str. 14 (Sarad Geolab GmbH,
April 2011)

= Bericht: Konzept zum baulichen und organisatorischen Strahlenschutz und zur Einhaltung
von Kennzahlen hinsichtlich effektiver Dosis und Radonkonzentration bei Neubau /
Umnutzung der Gewerbeflache ,Am Sandloch® in Ludwigshafen-Rheingdnheim, Von-
Kieffer-Str. 14 (Sarad Geolab GmbH, April 2011)

= Nr. 01.06.1606/12: Einzelhandelszentrum Von-Kieffer-Stralte, Ludwigshafen-
Rheingdnheim, Bohrungen flr Bodenluftmessungen Radon (ifb Eigenschenk & Partner
GmbH, Mai 2011)

= Nr.01.06.1606/13: Fortfuhrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, Mai 2011)

= Nr.01.06.1606/14: Fortfiihrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, September 2011)

= Nr. 01.06.1606: Baugrunduntersuchung/Grindungsberatung mit Erstbeurteilung der
Altlastensituation, darin enthalten auch ein Kapitel zur Gebaudeuntersuchung (ifb
Eigenschenk & Partner GmbH, November 2011)

= Nr.01.06.1606/15: Fortfuhrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, Dezember 2011)

= Nr.01.06.1606/16: Fortfiihrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, Februar 2012)

= Nr.01.06.1606/17: Erganzende Altlastenuntersuchung entlang stidwestlicher
Grundstlicksgrenze (ifb Eigenschenk & Partner GmbH, (Marz 2012)

= Bericht: Stellungnahme zur Messung der Radonkonzentration im Boden und der
Ortsdosisleistung der Gammastrahlung an der Parkplatzgrenze zu Wohn- und
Gewerbegrundstiicken der Wattstrale und v.-Kieffer-Stral3e in Ludwigshafen-
Rheingdnheim (Sarad Geolab GmbH, Marz 2012)

= Bericht: Kurzbericht zur Bestimmung der spezifischen Aktivitat von zwei Materialproben,
entnommen an der Parkplatzgrenze zu Wohn- und Gewerbegrundstiicken der Wattstralle
und v.-Kieffer-Stral’e in Ludwigshafen-Rheingdnheim (Sarad Geolab GmbH, Juli 2012)

= Nr.01.06.1606/18: Fortfuhrung der Grundwasseruntersuchung (ifo Eigenschenk & Partner
GmbH, Juli 2012)

3. PLANUNGSANLASS, -ZIELE UND -GRUNDSATZE

3.1. Planungsanlass / stadtebauliches Erfordernis gemaR § 1 (3) BauGB

In dem urspriinglichen Bebauungsplan Nr. 257 'Am Sandloch' war — neben einem kleinen
Teilbereich als Mischgebiet (MI) - der Gberwiegende Geltungsbereich als Gewerbegebiet (GE)
festgesetzt. Zwischenzeitlich haben sich dennoch in einem Teilbereich
Einzelhandelsunternehmen mit z.T. dem Einzelhandels- und Zentrenkonzept nicht
entsprechendem Sortiment in unterschiedlicher Gré3e angesiedelt.

Das Gebiet ist aktuell wegen der zwischenzeitlich festgestellten Nichtigkeit des urspringlichen
Bebauungsplans Nr. 257 'Am Sandloch' nach § 34 BauGB zu beurteilen. Aufgrund der
vorhandenen Nutzungen sowie den zurzeit infolge von Geschéaftsaufgaben zu erwartenden
Anderungen innerhalb der Einzelhandelsstruktur wére somit eine dem Einzelhandels- und
Zentrenkonzept deutlich entgegenstehende Entwicklung sowohl hinsichtlich der Sortimente als
auch der entsprechenden Verkaufsflache mdglich. Hiervon waren negative Auswirkungen auf
die zentral gelegenen Nahversorgungsbereiche Rheingdénheims (Hauptstralle, Gabriele-Munter-
StralRe) sowie die Innenstadt erwartbar. Eine planungsrechtliche Steuerung der
Einzelhandelsentwicklung des Gebietes ist daher unabdingbar.
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3.2. Planungsziele und —grundsatze

Vornehmliches Ziel der Planung ist die planungsrechtliche Steuerung der Entwicklung des
Einzelhandels. Entsprechend werden Sondergebiete fir grofl¥flachigen Einzelhandel mit einer
Konkretisierung der zulassigen Sortimente festgesetzt. Zu beriicksichtigen sind hierbei die
bereits vorhandenen — vornehmlich zentrenrelevanten - Einzelhandelsnutzungen. Besonderes
Augenmerk wird dabei auf den bestehenden, aktuell bereits grol¥flachigen
Lebensmitteleinzelhandel gelegt. Aufgrund seiner tber Rheingdnheim hinausgehenden
Versorgungsfunktion wird der Lebensmitteleinzelhandel auch weiterhin in diesem Bereich
zulassig bleiben. Eine Uber den Bestandsschutz hinausgehende Entwicklung in vertretbarem
Rahmen wird ermdglicht. Auch der sonstige vorhandene, im Einzelhandelskonzept [5] als
zentrenrelevant eingestufte Einzelhandel erhalt Bestandsschutz. Eine Erweiterung der
Verkaufsflache wird hierfiir jedoch nicht erméglicht. Langfristig soll in diesem Bereich im
Wesentlichen nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel angesiedelt werden.

Die bisherige Entwicklung des Gebietes nach der Anderung der verkehrlichen ErschlieRung
aufgrund des Ausbaus der Meckenheimer Straf3e (K 7) und dem damit zusammenhangenden
Bedeutungsverlust der Von-Kieffer-StralRe lasst nicht erwarten, dass sich dieser Bereich
zuklnftig — wie ursprlinglich im Flachennutzungsplan "99 [4] dargestellt - insgesamt als
Sondergebiet fur groRflachigen Einzelhandel entwickeln Iasst. Aufgrund der Lage abseits der
Hauptverkehrsfiihrung und der bestehenden Topografie ist die Auffindbarkeit fir potentiellen
Kunden deutlich erschwert. Diese Situation, die in der Vergangenheit zur Abwanderung von
Einzelhandelsmarkten gefiihrt hat, wird sich mittel- bis langfristig nicht &ndern. Aufgrund dieser
Rahmenbedingungen wird die ndrdlich gelegene Flache beiderseits der Stralle Am Sandloch
nicht mit der Festsetzung als Sondergebiet Uberplant. Sie wird weiterhin nach § 34 BauGB als
Gewerbegebiet eingestuft. Dies entspricht auch der Festsetzung, die bereits im Bebauungsplan
Nr. 257 'Am Sandloch' vorgesehen war.

Hinsichtlich des Orts- und Landschaftsbildes besteht in Zusammenhang mit der festgesetzten
Art der Nutzung, also Einzelhandel, die Notwendigkeit, Regelungen im Hinblick auf die
Errichtung von Werbeanlagen zu treffen. Die empfindliche Lage am Ortsrand, in der Nahe von
Wohnbebauung direkt angrenzend an das Gebiet sowie der Gartenstadt und dem Bahnhof
Rheingdnheim bzw. der Bahnstrecke machen Festsetzungen von Standorten, Dimensionen und
sonstigen Gestaltungsmerkmalen fir die Anlagen erforderlich.

Ebenfalls aus Griinden der Einbindung des Gebietes in die Landschaft, insbesondere dem
nordlich gelegenen Griinzug, sowie zur Verbesserung des Kleinklimas werden Festsetzungen
zur Bepflanzung und Begrunung getroffen.

Aufgrund der vorgesehenen innergebietlichen Nutzungen sowie der angrenzenden
Mischgebietsnutzung und der nahegelegenen Wohnbebauung, der angrenzenden Bahnflache
und der nérdlich angrenzenden bzw. stdlich gelegenen gewerblichen Betriebe sind
MafRnahmen zum Schallschutz notwendig. Neben der Auswertung vorhandener Daten wurden
mittels schalltechnischer Gutachten [6], [7] geeignete MalRnahmen des Schallschutzes
entwickelt, die in der weiteren Planung berlcksichtigt werden.

Infolge der urspriinglichen Nutzung des Gebietes als Standort einer Farbenfabrik finden sich
Altlasten im Geltungsbereich, die auch eine Radon- und Radiumbelastung beinhalten. Der
genaue Umfang der Belastung sowie notwendige und sinnvolle Sanierungsmaflinahmen wurden
fur den Bereich im Zuge des parallel zum Bebauungsplanverfahren durchgefiihrten
Bauantragsverfahrens erarbeitet [9]. Die Ergebnisse wurden in die Erarbeitung der
Festsetzungen und die Abwagung einbezogen.

4-124 F.Hil 3118 8 Stand: August 2013



Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

Das Gebiet ist bereits vollstandig erschlossen. Der OPNV wird durch die RNV (Rhein-Neckar-
Verkehrs GmbH) gesichert. Das Plangebiet ist Uber eine Buslinie mit einer direkt an den
Geltungsbereich anliegenden Haltestelle an das OPNV-Netz angeschlossen. Durch die Linien
wird die Innenstadt von Ludwigshafen ohne Umsteigen bzw. mit Umsteigemdglichkeit im
Zentrum Rheingbnheims angebunden.

Uber den etwa 500 m entfernten Bahnhof Rheingdnheim als Haltepunkt fiir S- und
Regionalbahnen ist das Plangebiet auch sehr gut an das Uberdrtliche 6ffentliche Verkehrsnetz
angeschlossen.

4. VERHALTNIS ZUR UBERGEORDNETEN UND SONSTIGEN PLANUNG

4.1. Regional- und Landesplanung

Die Stadt Ludwigshafen wird im LEP IV [1] den hochverdichteten Rdumen zugeordnet und als
Oberzentrum eingestuft bzw. als oberzentraler Entwicklungsschwerpunkt im Zusammenhang
mit der Metropolregion Rhein-Neckar dargestellt. Als hochverdichteter Raum zeichnet sich die
Stadt durch eine sehr hohe Dichte der Bevolkerung sowie einem hohen Angebot an Wohn- und
Arbeitsstatten, Versorgungseinrichtungen und Verkehrsverknipfungen aus. Auf dieser Basis
kann sie ihre oberzentrale Funktion im Hinblick auf Versorgung und Entwicklung erfillen. Die
Metropolregion Rhein-Neckar erfillt insbesondere die Schwerpunktaufgabe der wirtschaftlichen
Sicherung und Weiterentwicklung.

Das Plangebiet ist im Regionalen Raumordnungsplan Rheinpfalz 2004 [2] als bestehende
Siedlungsflache fiir Industrie, Dienstleistung und Gewerbe dargestellt. Darliber hinaus werden
keine besonderen Festlegungen getroffen.

Nordlich befindet sich eine 'Griinzasur' zum Siedlungsbereich Gartenstadt, die in Richtung
Westen in einen 'Regionalen Griinzug' Gbergeht, der in der Beikarte Landespflege als
'Sonstiges bedeutendes Gebiet zur Erganzung des Biotopverbundsystems (Optionsflache)'
konkretisiert wird. Die dargestellte Griinzasur, die in der Beikarte Landespflege als
'Schwerpunktbereich fur die Landschaftsentwicklung' dargestellt ist, wird zudem von einer 110-
kV-Hochspannungsleitung durchschnitten. Entlang der stidostlichen Grenze des
Geltungsbereichs flhrt eine groRraumige und regionale Schienenverbindung mit Bahnhof /
Haltepunkt in Rheingdnheim in unmittelbarer Nahe des Plangebietes.

In der 1. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplanes Rheinpfalz 2004, Plankapitel
4.2.2 Dienstleistungen, Handel [3] wird der Geltungsbereich als sonstiger gro3flachiger
Einzelhandelsstandort (Bestand) ausgewiesen. Der Entwurf der Teilfortschreibung enthalt
erstmals eine Sortimentsliste flr die regionalplanerische Bewertung der Zentrenrelevanz von
Einzelhandelsgroflprojekten. Dort werden jeweils zentrenrelevante, nicht-zentrenrelevante
sowie nahversorgungsrelevante Sortimente aufgelistet. Diese Auflistung stimmt inhaltlich
weitgehend mit der spezifisch entwickelten Sortimentsliste des stadtischen Einzelhandels- und
Zentrenkonzeptes [5] Uberein. Es gibt lediglich einzelne Abweichungen begrifflicher Art sowie
bei der Zuordnung einzelner Warengruppen oder Sortimente.

Im Rahmen der Erarbeitung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts Ludwigshafen 2011
wurde auch die Ausweisung der Flache als Erganzungsstandort mit der Regionalplanung
abgestimmt. Die vorliegende Planung entspricht somit sowohl den zeichnerischen als auch den
beschreibenden Darstellungen der regionalen Raumplanung. Entsprechend ist der
Bebauungsplan gemal § 1 (4) BauGB den Zielen der Raumordnung angepasst.
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4.2. Flachennutzungsplanung

Im Flachennutzungsplan '99 der Stadt Ludwigshafen [4] ist der Bereich als 'Sonderbauflache
grof¥flachiger Einzelhandel — nicht innenstadtrelevante Sortimente' dargestellt. Im
Bebauungsplan muss zusatzlich zu diesen Sortimenten auch dem zentrenrelevanten
Einzelhandel Bestandsschutz gewahrt werden. Durch einen stadtebaulichen Vertrag wurden
sowohl die zulassigen Nutzungen als auch die maximalen Verkaufsflachen entsprechend der
Bestandssituation vereinbart. Nach Erléschen dieses Bestandsschutzes wird auf der
Uberwiegenden Flache des Geltungsbereichs nur noch nicht-zentrenrelevanter Einzelhandel
zuldssig sein.

Abweichend von der Darstellung des Flachennutzungsplans wird in einem Teilbereich
zentrenrelevanter Lebensmitteleinzelhandel zugelassen. Durch den stadtebaulichen Vertrag
wird die zulassige Verkaufsflache auf 3.550 m? begrenzt. Aufgrund des Charakters des
Flachennutzungsplans als vorbereitender Grundztigeplan flhrt die Abweichung auf einer so
geringflgigen Flache nicht zur Notwendigkeit einer Flachennutzungsplananderung. Die
geplanten Festsetzungen werden somit gemaR § 8 (2) BauGB aus den Darstellungen des
Flachennutzungsplans entwickelt angesehen.

4.3. Informellen Planungen

Einzelhandels- und Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011:

Wesentliche Grundlage fir die Festsetzungen des Bebauungsplanes ist das Einzelhandels- und
Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011 [5]. Der Geltungsbereich wird hier unter Berlcksichtigung
des Bestandes bzw. Bestandsschutzes als Erganzungsstandort dargestellt. Auch wenn zurzeit
ein Teil der Nutzungen bzw. durch Bauantrag vorbereiteten Nutzungen zentrenrelevant sind
(Vollsortimenter, Discounter, Drogeriefachmarkt, Schuhe, Leder, Textil), ist das kiinftige
Entwicklungsziel, bei Umnutzung und Weiterentwicklung insbesondere nicht-zentrenrelevante
Sortimente anzusiedeln. Die entsprechende Liste des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes
fuhrt folgende Sortimentsgruppen auf:

Bau- und Heimwerkerbedarf

Bettwaren, Matratzen

Bodenbelage

Biromobel, Buromaschinen, grol3teilige Buroartikel
Eisenwaren, Werkzeuge

Elektro- (Kiichen-) GroRgerate

Gartenbedarf und Gartenhauser

groRteilige Sportgerate und Campingartikel

Mobel, Klichen

Zoofachmarkte

Die Situation in Rheingénheim im Hinblick auf die Nahversorgung wird als Gberdurchschnittlich
eingeschatzt. Ausschlaggebend ist hierflr der im Plangebiet angesiedelte grofiflachige
Vollversorger. Gleichzeitig kann der Standort auch die Versorgungsfunktion fiir den
nahegelegenen sudlichen Bereich des hinsichtlich Lebensmitteleinzelhandels unterversorgten
Stadtteils Gartenstadt ibernehmen. Jedoch sollte im Hinblick auf die unbefriedigende
Nahversorgungssituation im sudlichen und nérdlichen Rheingénheim lediglich eine
Bestandssicherung erfolgen.

4.4. Rechtskraftige Bebauungsplane

Der Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch' liegt innerhalb des Geltungsbereiches
des Bebauungsplans Nr. 257 '"Am Sandloch'. In diesem Bebauungsplan wurde im
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Uberwiegenden Geltungsbereich ein Gewerbegebiet (GE) festgesetzt. Entlang der Von-Kieffer-
Stralde war ein Mischgebiet (MI) festgesetzt. Zwischenzeitlich wurde der Bebauungsplan als
nichtig erkannt. Entsprechend ist das Gebiet als unbeplanter Innenbereich gemaf § 34 BauGB
zu beurteilen. Genutzt wird die Flache durch - z.T. grof¥flachigen — Einzelhandel, in dem auch
innenstadt- bzw. nahversorgungsrelevante Sortimente angeboten werden.

5. BEGRUNDUNG ZU DEN PLANFESTSETZUNGEN

Art der baulichen Nutzung

Durch die gewahlte Festsetzung als Sondergebiet 'Einzelhandel' mit der Zulassigkeit
ausgewahlter Sortimente wird die bereits vorhandene Nutzung festgeschrieben, ohne den
Entwicklungsspielraum unzuléssig einzuschranken. Somit wird der etablierte Standort unter
Berlicksichtigung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts [5] gesichert. Dem folgend sind im
Wesentlichen Einzelhandelsbetriebe mit folgenden Kernsortimenten zulassig:

Bau- und Heimwerkerbedar:
Farben, Lacke, Tapeten, Bauelemente, Baustoffe, Holz, Fliesen, Sanitar,
Elektroinstallationen, Tlren, Fenster, Treppen, Lampen

Bettwaren, Matratzen

Bodenbelage:
Teppiche, Laminat, Teppichboden, Parkett

Blromaébel, Bliromaschinen, grofteilige Blroartikel:
v.a. GrolRgebinde fir Groflabnehmer

Eisenwaren, Werkzeuge:

Elektro- (Klichen-)groligerate:
Weilke Ware, Elektrowerkzeuge, Pumpen

Gartenbedarf und Gartenhduser:
Pflanzen, Gartenmdbel, Gartengerate, Pflege- und Dingemittel, Blumenerde, Pflanzgefalle,
Zaune

Grofteilige Sportgerate und Campingartikel:
Boote, Heimtrainer, Fitnessgerate, Wohnmobile, Fahrrader

Mobel, K'L'lche_p:
auch Herde, Ofen, Kamine, antiquarische Mébel

Zoofachmarkte

Somit sind unter diesen Sortimentsgruppen solche Warengruppen zusammengefasst, die
hauptsachlich gro3flachig (ab 1.200 m? Geschossflache) angeboten werden und auf Grund
ihrer Sortimentsgestaltung zentrenunschadlich sind. Sie bilden damit den Kern der im
Planungsgebiet zulassigen Sortimente.

Randsortimente sollen auf Grund ihrer Innenstadtrelevanz bzw. Relevanz fur die
Nahversorgungszentren gemal des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts eingeschrankt
werden. Unter Randsortimenten im Sinne der Festsetzung sind Warengruppen zu verstehen,
die in unmittelbarem inhaltlichem Zusammenhang mit dem Kernsortiment angeboten werden,
aber auf Grund ihrer Sortimentsgestaltung zentrenschadlich sind. So zahlen in der
Sortimentsgruppe 'Mobel und Einrichtungsgegenstande' z.B. die Sortimente Haushaltswaren
und Kleinwaren, Bilder und Tischsets oder Stuhlauflagen und Sitzkissen zu den
innenstadtrelevanten Randsortimenten. Zur Sicherung der Ziele des Einzelhandels- und
Zentrenkonzepts werden daher die zulassigen Flachenanteile an der Verkaufsflache des
jeweiligen Kernsortiments auf maximal 10 % begrenzt. Die Obergrenze von 800 gm orientiert
sich an der aktuellen Regelvermutung der Grenze zur Grol¥flachigkeit. Diese Festsetzung leitet
sich — neben dem Zentren- und Einzelhandelskonzept, - aus Ziel 59 des LEP IV [1] sowie aus
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den Vorgaben der Planungsgemeinschaft Rheinpfalz im Zusammenhang mit
Einzelhandelsgrolprojekten (l. Teilfortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans
Rheinpfalz, Plankapitel 4.2.2 Dienstleistung, Handel [3]) ab.

Im SO 2 ist zusatzlich zu den o.g. Einzelhandelsbetrieben auch Lebensmitteleinzelhandel in
Form von Lebensmittelvollsortimentern und —discountern zulassig. Ein
Lebensmittelvollsortimentmarkt ist ein groRflachiger Betriebstyp, in dem ein Betreiber in
Selbstbedienung vorwiegend Lebensmittel und Getranke in einem breiten Warenangebot mit
Frischetheke sowie erganzende andere Waren anbietet. Ein Lebensmitteldiscounter ist in der
Regel ein nicht-gro3flachiger Betriebstyp mit reduziertem Warenangebot (z.B. ohne
Frischetheke), das auf raschen Umschlag ausgelegt ist.

Der bereits vorhandene Vollsortimenter mit einer Verkaufsflache von ca. 2.500 gm genief3t
Bestandsschutz, sodass auch ohne diese Festsetzung weiterhin Lebensmitteleinzelhandel in
ungefahr dieser Grolie zugelassen werden musste. Gleichzeitig besteht in deutlich weniger
integrierter Lage im Osten Rheingdnheims — im Gewerbegebiet 'In der Morschgewanne' -
Lebensmitteleinzelhandel in Form eines Vollsortimenters und eines Discounters. Im Zeitraum
der Aufstellung des Bebauungsplans wurde seitens des aktuellen Betreibers des
Lebensmittelvollsortimentsmarktes im Plangebiet die Absicht zur Aufgabe des Standortes
bekanntgegeben. Gleichzeitig signalisierte der Betreiber des Vollsortimentsmarktes im
Gewerbegebiet Bereitschaft zum Umzug in das Plangebiet — jedoch nur, wenn auch der
benachbarte Discountmarkt dort angesiedelt wird. Benotigt wird hierfur eine
Gesamtverkaufsflachengrofie, die ca. 1.000 gm uber der aktuell vorhandenen liegt. Eine
Sicherung der Genehmigungsfahigkeit dieser Vorhaben durch den erweiterten Bestandsschutz
analog zu § 1 (10) BauNVO waére nicht ausreichend, da die notwendigen Anderungen
gegenlber dem zum Zeitpunkt der Planaufstellung aktuellen Bestand zu umfangreich waren.
Infolgedessen ist die Festsetzung der allgemeinen Zulassigkeit von Lebensmitteleinzelhandel
notwendig. Um jedoch — unabhangig vom stadtebaulichen Vertrag - sicherzustellen, dass die
Verkaufsflache fur Lebensmitteleinzelhandel nicht zu Gbermalig wird, werden zwei
Sondergebiete festgesetzt und die Zulassigkeit auf das SO 2 beschrankt. Die Stadt hat damit
den wirtschaftlichen Belangen des Grundstlickseigentiimers nach einem zukunftsfahigen
Entwicklungsrahmen Rechnung getragen, ohne den im Flachennutzungsplan formulierten
Zielen der Stadt bzw. den Zielen der Raumordnung und Landesplanung zuwider zu laufen
(siehe Kapitel 4 'Verhaltnis zur Ubergeordneten und sonstigen Planung'). Die Flache des SO 2
umfasst den Bereich, in dem im zwischenzeitlich genehmigten Bauantrag der
Lebensmittelhandel vorgesehen ist.

Im Einzelhandels- und Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011 [5] ist der Bereich als
Erganzungsstandort dargestellt, in dem dieser Entwicklung bereits Rechnung getragen wird.
Die Darstellung erfolgt aufgrund der Bedeutung des bereits etablierten Standortes. Es handelt
sich hier um eine gewachsene Struktur, die bereits vor der Planaufstellung eine Gberdrtliche
Versorgungsfunktion erfullt hat. Insbesondere gilt das fur den auch hinsichtlich des Radverkehrs
gut angebundenen sudlichen Teilbereich von Gartenstadt. Langfristiges Ziel bleibt jedoch eine
Weiterentwicklung zu einem Standort mit im Wesentlichen nicht-zentrenrelevantem
Einzelhandel.

Zur Sicherung der Nahversorgungszentren Rheingdnheims soll eine darliber hinausgehende
Erweiterung nicht ermdglicht werden. Aus gleichem Grund wird auch das zentrenrelevante
Nebensortiment auf einen Verkaufsflachenanteil von 30 % beschrankt, so dass der deutliche
Schwerpunkt auf dem Hauptsortiment Lebensmittel / Getranke liegt und werden Flachen und
Sortimente der Ladenzone sowie Flachen fur Aktionsware beschrankt.

Die Festsetzungen der Warengruppe des Nebensortimentes orientieren sich ebenfalls am
Zentrenkonzept, weichen aber auf Grund der bestehenden Sortimentsaufteilung in einem
Lebensmittelvollsortimentmarkt von den Festsetzungen der sonst Gblichen Randsortimente ab.
Auf Grund der Ausnahme von den grundséatzlichen Vorgaben des Einzelhandels- und
Zentrenkonzepts wurden in dem Zusammenhang fir den Verbrauchermarkt bewusst nicht der
Begriff Randsortiment, sondern Haupt- und Nebensortiment verwendet.
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Mittlerweile ist es insbesondere auch im grof¥flachigen Einzelhandel tGblich, den Aufenthalt der
Kunden durch z.B. gastronomische Angebote innerhalb des Marktes komfortabler zu machen
und hierdurch zu verlangern. Ausnahmsweise kénnen daher die Einzelhandelsbetriebe einen
Service fur ihre Kunden anbieten, wie z. B. ein Restaurant oder Kinderbetreuungseinrichtungen,
sofern sie in den Hauptbaukoérper integriert werden und sich gegenlber der Hauptnutzung
deutlich unterordnen.

Die ebenfalls nur ausnahmsweise zulassigen Kioske, Imbissstande und temporaren
Verkaufsflachen bilden aufgrund ihrer geringen Gréf3e und einem somit reduzierten Angebot
bzw. des zeitlich beschrankten Angebots keine Innenstadtrelevanz und haben keine
wesentlichen Auswirkungen auf die Nahversorgungssituation Rheingénheims.

Der bereits angesiedelte zentrenrelevante Einzelhandel fur Textil/ Leder und Schuhe genief3t
Bestandsschutz im Sinne des § 1 (10) BauNVO im Umfang der aktuell vorhandenen
Gesamtverkaufsflache von insgesamt 1.620 gm. Der friihere Elektrofachmarkt wird als solcher
nicht mehr weiterbetrieben. Der noch bestehende Bestandsschutz flir eine zentrenrelevante
Einzelhandelsnutzung wird voraussichtlich durch einen Drogeriefachmarkt in Anspruch
genommen werden.

Die Uber den normalen Bestandsschutz hinausgehenden Veranderungsmadglichkeiten werden
dahingehend gewahrt, dass eine raumliche Verlagerung innerhalb des Gebietes sowie eine
Anderung der Verkaufsflachenanteile der einzelnen bereits vorhandenen Sortimente ermdglicht
wird, jedoch in der Gesamtsumme nicht Uber die aktuell vorhandene Verkaufsflache hinaus.
Hierdurch wird eine grof3tmdgliche Flexibilitdt der Ausnutzung der Flache geboten, ohne das
Angebot zentrenrelevanter Sortimente auszuweiten. Genaue Regelungen hierzu wie auch zur
Zulassigkeit des Lebensmitteleinzelhandels werden in einem bereits abgeschlossenen
stadtebaulichen Vertrag getroffen.

Die Definition der Verkaufsflache erfolgt im Sinne der Rechtsprechung — hier: Urteil des
BVerwG vom 25. November 2005, 4 C 10.04.

MaR der baulichen Nutzung
5.2.1 Grundflachenzahl

Die festgesetzte Grundflachenzahle (GRZ) von 0,7 einschlieflich der
Uberschreitungsmdglichkeit gemaR § 19 (4) BauNVO in den beiden SO entspricht fast dem
bisher in dem Bereich vorhandenen Versiegelungsgrad. Der Gber den gemaf § 17 BauNVO
hinausgehende zulassige Versiegelungsgrad von 100 % wird aufgrund der hohen
Bodenbelastung in Folge der kiinstlichen Auffillungen in hoher Machtigkeit und der
entsprechenden Gefahr der Schadstoffauswaschungen gewahlt (siehe auch Kapitel 10.2
Altlasten’) [9]. Im Rahmen der Entwicklung des Sanierungskonzeptes wurde festgestellt, dass
innerhalb der Sondergebiete in Bereichen jeglicher unversiegelter Flachen, also Pflanzflachen,
ein Bodenaustausch und eine Sicherung der Auffullung gegen seitlichen Wassereintritt erfolgen
musste, um eine Durchsickerung des belasteten Bodens zu verhindern. Dies ware zwar
technisch machbar, wiirde jedoch eine potentielle Schwachstelle darstellen. Eine wesentliche
Verschlechterung der bestehenden Situation ergibt sich hierdurch nicht, da die Flache bisher
bereits fast vollstandig versiegelt ist. Zudem wird als Ausgleich, anstatt den Gblichen
Stellplatzeingriinungen, eine vollflachige Dachflachenbegriinung sowie der Erhalt der mit
bereits grofRen, ortsbildpragenden Baumen bestandenen randlichen Grinflachen festgesetzt.
Diese Festsetzung wirkt sich sowohl positiv auf das Mikroklima als auch auf das Ortsbild
gegenuber der westlich angrenzenden Von-Kieffer-Stralde aus.

Es ist zu erwarten, dass ein sehr grofRer Anteil an Versiegelung auch zukuinftig durch die
Errichtung von Parkplatzen bzw. Lagerflachen erfolgt. Eine deutliche Reduzierung des
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Versiegelungsgrades ware — unabhangig von der Schadstoffbelastung - in Anbetracht der
festgesetzten Nutzungen trotz guter Radwege- bzw. OPNV-Anbindung unrealistisch. Dies
resultiert insbesondere aus dem zuldssigen Warensortiment des grof3flachigen Einzelhandels.
Als nicht-zentrenschadliche Waren werden insbesondere solche angeboten werden kénnen, die
als sperrige Guter aufgrund ihrer GréRe bzw. ihres Gewichts nicht problemlos ohne Auto
transportiert werden kénnen. Um trotz des zulassigen hohen Versiegelungsgrades zu
grol¥flachige Baukoérper zu vermeiden, wird daher eine geringere als die gemaR § 17 BauNVO
maximal mogliche GRZ mit Uberschreitungsmaglichkeit festgesetzt.

5.2.2 Geschossflachenzahl und Hohe baulicher Anlagen

In Bezug auf die zuldssige GRZ ist die Geschossflachenzahl (GFZ) im Verhaltnis zur
Gebaudehohe und der daraus resultierenden moglichen Geschossigkeit mit 1,2 nicht
vollstandig ausgeschoépft. Dies resultiert aus der relativ hoch gewahlten GRZ von 0,7, die
voraussichtlich aufgrund notwendiger Stellplatze Lager- und Zulieferflachen durch die
Baukorper nicht vollstandig ausgenutzt werden wird. Die Errichtung Uberdimensionierter,
unstrukturierter Gebaude wird durch diese Festsetzungen ausgeschlossen. Dies ist
insbesondere im Hinblick auf die optische Wirkung am Ortsrand und gegenuber der
nahegelegenen Wohnbebauung von Gartenstadt relevant.

Des Weiteren wird eine maximale Gesamthéhe fur bauliche Anlagen festgesetzt. In Anlehnung
an die vorhandene Bebauung wird eine maximale Héhe von 10,0 m festgelegt. Durch die
Festsetzung kann eine angemessene Bebauung errichtet werden, ohne dass die, je nach Lage,
in den Strallenraum der Stra3e Am Sandloch wirkenden Fassadenteile zu hoch werden. Die in
dem Sondergebiet Gberwiegend zulassigen Nutzungen lassen zudem eine vornehmlich
eingeschossige, maximal zweigeschossige Bebauung erwarten, was in der zuldssigen
Hoéhenentwicklung problemlos méglich ist.

Baugrenzen

Die Uberbaubaren Grundstlicksflachen sind grof3ziigig gewahlt. Lediglich entlang von
Verkehrsflachen wird die Baugrenze mit einem Abstand von 3,0 m festgesetzt, um zum Einen
die Verkehrsflachen optisch nicht zu sehr einzuengen — dies gilt insbesondere entlang der
wichtigen Freizeitwegeverbindung Wattstralle sowie der tiefer liegenden Stralle Am Sandloch.
Zum anderen wird dadurch die bereits umliegend vorhandene Baustruktur mit Abstand zu den
offentlichen Verkehrsflachen aufgenommen und weitergefuhrt. Entlang der Von-Kieffer-Stralle
ware eine direkte Grenzbebauung aufgrund der zu erhaltenden privaten Grunflache sowie der
notwendigen Zufahrten ohnehin nur auf einem kleinen Teilabschnitt moglich.

Aus den gleichen Griinden wird auch die Errichtung von Nebengebauden und —anlagen sowie
von Stellplatzen und Garagen auf3erhalb der tGiberbaubaren Flache weitestgehend
ausgeschlossen. Lediglich die technisch bzw. in Bezug auf Sicherheit notwendigen Anlagen
werden hiervon ausgenommen (z.B. Zufahrten, Einfriedungen). Die diesbezliglichen
Regelungen zu Werbeanlagen sind in Kapitel 6.4 'Werbeanlagen' erlautert.

Insgesamt sind die Uberbaubaren Grundstlicksflachen so gewahlt, dass gréRtmaogliche

Flexibilitat in der Ausnutzung der Grundstlicke besteht.

Verkehr - Offentliche Verkehrsfliche

Das Plangebiet ist durch die Von-Kieffer-Stralle sowie die Stralle Am Sandloch bereits
ausreichend erschlossen. Die Stral’e Am Sandloch wird durch entsprechende Festsetzung in
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ausreichender Breite gesichert. Die Flache befindet sich vollstandig in stadtischem Eigentum.
Eine darlber hinausgehende Erganzung des o6ffentlichen Verkehrsnetzes ist somit nicht
notwendig und vorgesehen.

Griinordnung

Allgemein dienen die grinordnerischen Festsetzungen dazu, die aus den allgemeinen
gesetzlichen Zielen von Naturschutz und Landschaftspflege sowie die fiir dieses Gebiet
entwickelten Ziele des Landschaftsplans [8] umzusetzen. Im Einzelnen sind dies

die Sicherung von Klimafunktionen des Plangebietes durch Verbesserung des Kleinklimas,
die Entwicklung des Orts- und Landschaftsbildes sowie Reduzierung von Beeintrachtigungen
von Erholungs- und Freiraumfunktionen,

die Herstellung und Sicherung von Lebensrdumen fur Pflanzen und Tiere,

die Sicherung und Wiederherstellung des Bodens und seiner Funktionen fir den
Wasserhaushalt und als Trager von Biotopen.

Aufgrund der ermittelten Bodenbelastung muss der tGberwiegende Bereich versiegelt bleiben.
Es ist lediglich eine Sicherung der bereits vorhandenen Griinflachen moglich. Mit den
Erhaltungsfestsetzungen der privaten Grinflachen entlang der 6ffentlichen Verkehrsflachen
werden die in der Nutzung begriindeten visuellen Beeintrachtigungen des &ffentlichen Raums
soweit mdglich minimiert und eine qualitative, gestalterisch wirksame Minimalbegriinung
sichergestellt werden. Gleichzeitig dienen insbesondere die bereits groigewachsenen zu
erhaltenden Baume und Straucher durch Verdunstung, Staubfilterung und die Verschattung
stark versiegelter Flachen der Verbesserung des Kleinklimas.

Da die unversiegelten, bepflanzbaren Flachen ohnehin im Verhaltnis zur Gesamtflache sehr
gering sind, sind sie weitestgehend von baulichen Anlagen frei zu halten. Ausgenommen
hiervon sind lediglich die Ublicherweise an der Grundstiicksgrenze errichteten Einfriedungen
sowie die bereits vorhandenen Versorgungsanlagen der TWL (Trafostation samt Zufahrt).

Die sonst fur grofl3e Stellplatzanlagen Ubliche Bepflanzung mit je einem Baum pro vier
Stellplatze kann aufgrund der vorhandenen Bodenbelastung nicht umgesetzt werden. Somit
entfallt die positive Wirkung, die diese Bepflanzungen insbesondere im Hinblick auf das
Mikroklima durch Verdunstung und Verschattung entwickelt. Um dennoch die negativen
Auswirkungen der notwendigerweise bis auf die bereits vorhandenen zum Erhalt festgesetzten
privaten Grunflachen vollstandig versiegelten Flache zu minimieren, sind Dachflachen zu
begriinen. Aufgrund des Bestandsschutzes missen jedoch nur Gebaude berlcksichtigt werden,
die neu errichtet bzw. derart umgebaut werden, dass die Dachstatik beruhrt ist. Auch bei einer
Erneuerung der Dacheindeckung ist die Dachbegriinung umzusetzen, sofern dies ohne
Verbesserung der Statik mdglich ist. Die festgesetzten Mengen der
Niederschlagswasserspeicherung bzw. —riickhaltung sind durch eine extensive Begriinung zu
erreichen.

Die getroffenen Festsetzungen berilicksichtigen die bisherigen Nutzungen, schranken diese
nicht ein und sind zur Einbindung der Sondergebietsflachen in die Umgebung erforderlich.
Daruberhinaus gehende Anpflanzungen kénnen aufgrund der vorhandenen Bodenbelastung
nicht vorgenommen werden. Die MaRnahmen sind im Rahmen von Bauantragen mittels eines
qualifizierten Freiflachenplanes nachzuweisen, sobald eine (Nutzungs-)Anderung vorgesehen
ist, die Uber den Bestandsschutz hinausgeht. Sofern durch die Bepflanzungen eine
Versickerung von Niederschlagswasser im Bereich belasteter Grundstlicksflachen erméglicht
wird, sind in Abstimmung mit der Oberen Bodenschutzbehérde geeignete MalRnahmen zum
Schutz des Grundwassers zu treffen. Dies kann z.B. durch seitliche Abdichtung der
Pflanzbereiche erreicht werden.
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Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes

Auf das Plangebiet selbst sowie auf die angrenzende und nahegelegene Bebauung
(Gewerbegebiet, Mischgebietsnutzung, Wohnbebauung der Gartenstadt) wirken
unterschiedliche Larmquellen ein. Aufderhalb des Gebietes sind der Uberregionale
Schienenverkehr, der StralRenverkehr — insbesondere der westlich angrenzenden Von-Kieffer-
StralRe - sowie die westlich und stidéstlich liegenden Industriebetriebe und das nérdlich
angrenzende Gewerbegebiet Verursacher von Larm. Innerhalb des Gebietes sind die
Emissionen der ansassigen Einzelhandelsbetriebe sowie des Verkehrs der Stralle Am
Sandloch hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die schutzbedurftige Nutzungen zu betrachten.

Eine schalltechnische Untersuchung aller Emissionen und Immissionen ist nicht notwendig. Als
notwendig erachtet wird die Ermittlung der Auswirkungen externer Schallquellen — hier
insbesondere die angrenzende Bahnstrecke sowie die nahegelegenen Gewerbeanlagen — auf
das Gebiet sowie die daraus resultierenden Larmpegelbereiche.

Im Zusammenhang mit dem Bauantragsverfahren fur die Einzelhandelsnutzungen in den
Sondergebieten wurde bereits ein Gutachten erstellt, das die Auswirkungen der Nutzung auf die
umgebende Bebauung untersucht [7]. Die untersuchten Einzelhandelsunternehmen -
insbesondere Lebensmittelmarkt, Drogeriefachmarkt und Discounter — sind als besonders
besucherintensiv einzustufen, so dass die Untersuchung das worst-case-Szenario flir den
Bereich abdeckt und zur Beurteilung herangezogen werden kann. Untersucht wurde der
Besucher und —Lieferverkehr sowie die maschinentechnischen Anlage, wie z.B. Kihl- und
Luftungsanlagen. Die umgebende Bebauung wird ndrdlich des Geltungsbereichs als
Gewerbegebiet sowie sldlich als Mischgebiet bzw. Gemengelage eingestuft, so dass nach DIN
18005 bzw. TA Larm tags 65 dB(a) (nérdlich) bzw. 60 dB(a) (stidlich) und nachts 50 dB(a)
(n6rdlich) bzw. 45 dB(A) (sldlich) als relevante Immissionswerte einzuhalten sind.

Gegentber dem ndrdlich gelegenen Gewerbegebiet sind keine besonderen Schutzmalinahmen
notwendig, da ein Sondergebiet Einzelhandel hinsichtlich der zulassigen Larmemissionen mit
einem Gewerbegebiet gleichzusetzen ist. Sofern also die relevanten Werte der TA Larm
eingehalten werden, entstehen keine gegenseitigen negativen Auswirkungen der beiden
Gebietsarten.

Davon ausgehend, dass die Offnungszeiten der Einzelhandelsunternehmen auf den
Tagzeitraum (6.00 — 22.00 Uhr) beschrankt sind, werden die Werte sowohl im Tagzeitraum als
auch in der ungunstigsten Nachtstunde deutlich unterschritten. Allerdings wird nachts, bedingt
durch den Abfahrtverkehr des Personals nach Ladenschluss, das Spitzenpegelkriterium (um 20
dB(A) erhdhter Immissionsrichtwert nach TA Larm, also 70 bzw. 65 dB(A)) nur nach Errichtung
einer Larmschutzwand in Héhe von 2,5 m entlang der Grenze zu den Grundstlicken entlang der
Wattstralde erreicht. Bisher sind die Nutzungszeiten des Einzelhandels noch durch die
Ladendffnungszeiten beschrankt. Sollte diese gesetzliche Vorgabe jedoch gelockert werden,
besteht die Méglichkeit einer intensiveren Nutzung der Parkplatzflachen durch Kundenverkehr
auch nach 22.00 Uhr. Daher wird entlang der gesamten sudlich des Geltungsbereichs
gelegenen Grundstiicke der Gemengelage die Errichtung einer Larmschutzanlage (Wall oder
Wand) festgesetzt. Eine besondere Einschrankung ergibt sich hierdurch nicht, da von den
Festsetzungen zum Immissionsschutz auch auf Basis einer gutachterlichen Beurteilung
abgewichen werden kann (siehe unten).

Relevante Verkehrslarmeinwirkungen im Plangebiet erfolgen durch den Schienenverkehr auf
den Bahnstrecken 3401 und 3280 Ludwigshafen Rheingdnheim — Ludwigshafen Hbf Tief bzw.
Ludwigshafen Rhein und durch den StralRenverkehr auf den StralRen B 44, Meckenheimer
Stral3e (K7), Von-Kieffer-Stralle und Am Sandloch. Als Datengrundlage der schalltechnischen
Untersuchung [6] dienen die von der Deutschen Bahn AG lUbermittelten Emissionspegel der
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Strecken fur die Prognose 2025. Fir den Stralenverkehr wurden sowohl eine
Verkehrsuntersuchung Analyse-Nullfall Strallenbelastung 2002 als auch Prognosedaten 2020
aus der schalltechnischen Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 617 ,Im Oberfeld’
herangezogen. Die Verkehrsuntersuchungen werden zurzeit gerade aktualisiert. Nach den
bisher fur das Gebiet vorliegenden Daten lassen sich gegentiber dem Prognose-Nullfall 2002
keine wesentlichen Anderungen feststellen. Da fiir die Stralle Am Sandloch keine
Verkehrsdaten vorliegen, werden die Verkehrszahlen anhand des technischen Regelwerks der
FGSV ,Hinweise zur Schatzung von Verkehrsaufkommen von Gebietstypen* abgeleitet.

Insbesondere aufgrund dieser Verkehrsemissionen sind innerhalb des Geltungsbereichs
mafgebliche AuRenldarmpegel zwischen 60 dB(A) und 72 dB(A) tags und Werte zwischen

58 dB(A) und 73 dB(A) nachts unter Berticksichtigung der freien Schallausbreitung ermittelt
worden. Somit werden die relevanten Orientierungswerte der DIN 18005 — 65 dB(A) tags und
55 dB(A) nachts zum Teil deutlich Gberschritten. Entsprechend werden folgende
Larmpegelbereiche (LPB) nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau’, Tabelle 8
gekennzeichnet:

MaRgeblicher AuBenlarmpegel Larmpegelbereich
66 — 70 dB(A) v
71-75dB(A) \Y

Das daraus resultierende erforderliche Bauschalldamm-Mal R’'w, res zur Erhaltung gesunder
Wohn und Arbeitsverhaltnisse ist je nach Gebaudenutzung unterschiedlich. Aufgrund der im
Geltungsbereich zulassigen Nutzungen ist lediglich Tabelle 8 / 5 der DIN 4109
(Unterrichtsraumen und ahnliches sowie Blrordumen und ahnliches) zugrunde zu legen. Die
hinsichtlich Larmbelastung insbesondere nachts besonders empfindliche Wohnnutzung ist im
Gebiet nicht zulassig. Besondere Anforderungen an das Schalldamm-Mal} von AufRenbauteilen
von Raumen, bei denen der eindringende Aul3enlarm auf Grund der in den Rdumen
ausgelbten Tatigkeiten nur einen untergeordneten Beitrag zum Innenraumpegel leistet (z.B.
Produktionsraume), bestehen nicht.

Der ,Schwachpunkt® der Fassaden hinsichtlich Schallddmmung sind die Fenster. Um die
geforderten Schallddmm-Male einhalten zu kdnnen, muss eine exakte Bestimmung der
Schallschutzklasse im Rahmen der Objektplanung erfolgen, da diese abhangig ist vom
Fensterflachenanteil sowie der Geometrie der dahinterliegenden Raume.

Durch die genannten Malinahmen wird sichergestellt, dass sowohl innerhalb des Gebietes als
auch in den angrenzenden bzw. nahegelegenen Wohnnutzungen die relevanten
Immissionswerte eingehalten werden. Von den einzelnen Festsetzungen kann dennoch
abgewichen werden, wenn gutachterlich nachgewiesen wird, dass unter Berlcksichtigung der
Schallausbreitungsbedingungen (z.B. durch Schallabschirmung, giinstige Positionierung der
Schallquellen) die relevanten Werte des Schallschutzes der inner- und aulRergebietlichen
empfindlichen Nutzungen eingehalten werden. Somit werden insgesamt gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse erreicht.

6. ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

6.1 Geltungsbereich und Anlass

Ziel einer stadtebaulichen Planung ist es, neben der Ordnung der Funktionen in einem
Plangebiet auch eine ansprechende Gestaltung zu verwirklichen, um insgesamt ein
harmonisches Ortsbild zu erreichen. Auch wenn an Sondergebiete fir groRflachigen
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Einzelhandel nicht so hohe Anspriiche an Gestaltung gestellt werden wie z.B. an Wohngebiete,
so besteht hier aufgrund der Lage am Ortsrand nahe eines Griinzuges und gegentber der
nahegelegenen Wohnbebauung dennoch ein Mindestmal an Regelungsbedarf. Dies gilt
insbesondere flir Werbeanlagen, die grundsatzlich auf Fernwirkung ausgelegt sind.

Da die stadtebaurechtlichen Festsetzungen allein nicht ausreichen, die gewiinschte
gestalterische Ordnung zu sichern, werden sie durch Gestaltungsfestsetzungen nach der
Landesbauordnung (LBauO) erganzt. Diese Festsetzungen gelten fir den gesamten
Geltungsbereich des Bebauungsplanes.

6.2 Fassaden

Aufgrund der Dimensionen der zu erwartenden Fassadenflachen, die je nach Gestaltung das
Orts- und Landschaftsbild, insbesondere entlang des Griinzugs, erheblich beeintrachtigen
kénnen bzw. — z.B. im Falle von glanzenden Oberflachen (Reflexionen) — sogar die
Verkehrssicherheit, u.a. auch auf der angrenzenden Bahnstrecke, beeintrachtigen kénnen,
werden entsprechende Regelungen zur Farbgebung getroffen. Da hier nur glanzende Anstriche
sowie grelle Farben und Signalfarben ausgeschlossen werden, steht weiterhin ein
breitgefacherter Kanon an Moéglichkeiten der Fassadengestaltung zur Auswahl.

6.3 Werbeanlagen

Im gesamten Geltungsbereich ist aufgrund der Einzelhandelsnutzungen die Regelung von
Werbeanlagen notwendig, da gerade im einsehbaren Bereich entlang der Von-Kieffer-Stralle
und nahe dem Griinzug zwischen den Ortsrandern die Gefahr GbermaRiger Werbung besteht.
Bereits heute sind im Gebiet viele in ihrer Art, GroRe und Farbgebung unterschiedliche Anlagen
vorhanden. Es besteht die Gefahr, dass zukinftig in der Konkurrenz um Beachtung nur noch
durch besondere GrofRe, Hohe oder Gestaltung tatsachlich Aufmerksamkeit erregt werden
kann. Um eine dadurch mégliche Beeintrachtigung des Ortsrandbildes bzw. der Fernwirkung
entlang des Griinzuges zu vermeiden, sind Regelungen notwendig.

Werbung ist flir eine gute Kundenbeziehung notwendig und dient der Auffindung des Betriebs.
Daher wird Werbung grundsatzlich an der Statte der Leistung zugelassen. Um jedoch eine
Massierung von Werbung an einer fir Werbetreibende attraktiven, fur das Ortsbild jedoch
empfindlichen Stelle zu vermeiden, wird die Errichtung von Anlagen fir Fremdwerbung, also
Werbung unabhangig von der Statte der Leistung und von rein wirtschaftlicher Art,
ausschlieBlich an Fassaden der Einzelhandelsbetriebe zugelassen. Aus gleichem Grund
werden sowohl die Flachen der Einzelanlagen als auch die Gesamtflachen der Werbetafeln im
Verhaltnis zur Fassadenflache begrenzt.

Um eine Uberfrachtung des Stralkenraumes durch Werbeanlagen sowie die unmittelbare
Einwirkung auf den nahegelegenen Griinzug zu vermeiden, ist - mit Ausnahme einer Anlage je
Grundstlick im Bereich von Ein- und Ausfahrten - die Errichtung nur innerhalb der Baugrenzen
zulassig.

Werbeanlagen im direkten Bereich von Grundstiicksein- oder Ausfahrten dirfen mit einem
geringeren Abstand zu den Verkehrsflachen gebaut werden. Dadurch kénnen diese Bereiche
besonders betont werden, was u.a. der besseren Auffindbarkeit der jeweiligen Zufahrten zum
Einzelhandelsbetrieb und somit der Orientierung dient. Sofern mehrere Betriebe auf einem
Grundstlick angesiedelt sind, ist die Biindelung in einer Sammelanlage zulassig, um allen
Nutzern gleiche Chancen zu erhalten und gleichzeitig ein ungeordnetes StralRenbild zu
vermeiden. Darlber hinaus ist im SO 1 auch die Errichtung eines 15,0 m hohen Werbepylons
auf dem Grundstiick zuldssig. Da flr den gesamten SO-Bereich nur zwei Ein- und Ausfahrten
entlang der Von-Kieffer-Stral3e zulassig sind, dient diese Sammelanlage allen
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Einzelhandelsbetrieben in diesem Gebiet. Als Einzelanlage in dieser Héhe kann der Pylon
Signal- und Signet-Wirkung flir den gesamten Geltungsbereich entwickeln, ohne dabei allzu
stérende Wirkung auf das Ortsbild zu entfalten.

Durch die jeweilige Hohen- und Flachenbeschrankung je nach Lage der Werbeanlagen
(freistehend oder am Gebaude) wird die Werbewirksamkeit gesichert, ohne durch zu grofe
Dominanz Stérwirkung auf die ndahere Umgebung zu entwickeln.

Der Ausschluss von Werbeanlagen mit sich turnusmafig verandernder Werbedarstellung durch
die entsprechenden Gestaltungsfestsetzungen, wie z.B. Prismenwendeanlagen, Rollbander,
Filmwande oder CityLight-Boards, soll zu gro3e Unruhe in der optischen Wirkung vermeiden.
Die aufgezahlten Anlagentypen dienen nur als Beispiel. Die Festsetzung schlie3t zukunftig
entwickelte Werbeanlagen mit ahnlicher Wirkung bzw. Funktionsweise mit ein. Gerade
gegenuber einem relativ dicht bebauten Gebiet, zudem im Bereich der Ortseinfahrt sowie der
Bahnstrecke, wirde diese Art von Werbung durch ihre standige, gleichmafige Bewegung
aufdringlich und belastigend wirken. Hierdurch wiirde zum einen die Wohnqualitat in den
angrenzenden und nahegelegenen Wohnbereichen gemindert werden. Zum anderen wiirde die
Verkehrssicherheit gefahrdet.

Aus den gleichen Griinden sind zum einen Signalfarben ausgeschlossen, zum anderen missen
beleuchtete und selbstleuchtende Werbungen so gestaltet sein, dass keine Beeintrachtigung
des flieBenden Verkehrs bzw. der Bahnstrecke wie auch der angrenzenden Wohnnutzung
durch Blendung oder durch den Einsatz blinkender Anlagen oder Lauflichter erfolgt.

Licht spielt fur Werbeanlagen eine erhebliche Rolle. Daher sollen beleuchtete oder leuchtende
Anlagen nicht generell ausgeschlossen werden. Sie sollen jedoch so gestaltet sein, dass
negative Einflisse auf die Umgebung ausgeschlossen sind.

6.4 Einfriedungen

Durch Regelungen zur Héhe der massiven Ausfihrung von Einfriedungen entlang der
Verkehrswege wird dem besonderen Schutzbedirfnis gewerblicher Nutzungen Rechnung
getragen werden. Gleichzeitig wird durch die transparente Ausfihrung der Einfriedungen ab
einer Hohe von 1,2 m eine Offenheit und Einsehbarkeit vorgegeben, die der Entwicklung von
Angstraumen, die in vollstandig abgeschottet wirkenden Gewerbe- und Einzelhandelsgebieten
entstehen konnen, entgegenwirkt.

7. TECHNISCHE INFRASTRUKTUR

Das Plangebiet ist bereits vollstandig erschlossen. Inwieweit zukiinftig eine unterirdische
Verlegung der aktuell im Bereich der Stralte Am Sandloch noch oberirdisch verlaufenden
Elektroleitungen im Zuge von Kanal- bzw. Straflenbauarbeiten vorgenommen wird, liegt im
Ermessen der Leitungstrager.

Die vorhandene Trafostation R 12 ist im Plan gekennzeichnet.

Nordlich des Plangebietes verlauft eine oberirdische 110-kV-Leitung. Der Abstand zum
Geltungsbereich ist ausreichend grol3, sodass innerhalb des Plangebietes keine
Schutzabstande beachtet werden mussen.

Besondere Festsetzungen zur energetischen Versorgung des Gebietes werden aufgrund der

bereits vollstandigen ErschlieBung und Nutzung nicht getroffen. Allerdings stehen die
Festsetzungen der Nutzung z.B. von Solarenergie in Form von Fotovoltaik- oder
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solarthermischen Anlagen nicht entgegen, da weder Dachformen noch Gebaudestellungen
vorgegeben sind. Fernwarme wird in dem Gebiet nicht angeboten.

8. WEITERE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG

Da die Planung im Wesentlichen der Bestandssicherung der vorhandenen
Einzelhandelssituation unter Bertcksichtigung des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts dient,
sind keine wesentlichen Auswirkungen der Planung zu erwarten. Auch wenn auf den
benachbarten Bahn- bzw. Brachflachen mit Eidechsenvorkommen zu rechnen ist, werden durch
die Planung keine Vorkommen besonders geschuitzter Arten nach BNatSchG beeintrachtigt.

Aufgrund der bereits bestehenden Nutzungen und fast vollstdndigen Versiegelung fihrt die
Umsetzung der Planung zu einer Sicherung bzw. teilweise Verbesserung der Situation indem
vorhandene Vegetation erhalten bleibt und die Auswirkungen des aufgrund der
Bodenverunreinigung notwendige hohe Versiegelungsgrads durch eine vollflachige
Dachbegriinung gemindert wird. Die positive Wirkung auf die verschiedenen Schutzguter wurde
bereits in Kapitel 5.5 ,Griinordnung‘ beschrieben.

9. ABWAGUNG DER OFFENTLICHEN UND PRIVATEN BELANGE

9.1 Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemaR
§ 4 (2) BauGB

Die Beteiligung gemaR § 4 (2) BauGB erfolgte mittels Ubersendung des Entwurfs des
Bebauungsplans samt Entwurf der Begriindung. Den Beteiligten wurde ein Monat zur
Stellungnahme eingeraumt.

Die Anregungen finden sich in Kapitel 11 unter Anlage 1. Sie werden entsprechend der
folgenden Stellungnahmen der Verwaltung behandelt:

Stellungnahme zu den Anregungen der DB Services Immobilien GmbH (siehe Anlage 1.1)

zu 1:

Die Schallemissionen durch den Eisenbahnbetrieb wurden im Rahmen der schalltechnischen
Untersuchung betrachtet und bei der Festsetzung der Larmpegelbereiche und den damit
zusammenhangenden Anforderungen an die Gebaudehille berticksichtigt (siehe auch Kapitel
5.6 'Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes').

Aufgrund der festgesetzten Einzelhandelsnutzungen ist davon auszugehen, dass die
Auswirkungen der Elektrifizierung der Bahnstrecke auf Gerate, die auf magnetische Felder
empfindlich reagieren, nicht gravierend sein werden.

Hinsichtlich der sonstigen vom Betrieb oder der Erhaltung der Bahnanlage ausgehenden
Emissionen kdnnen auf Ebene der Bauleitplanung keine geeigneten MalRnhahmen getroffen
werden. Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Zu 2:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Plangebiet ist vollstandig erschlossen. Die
Kapazitat des vorhandenen Mischkanals ist ausreichend, um das anfallende Oberflachen- und
Abwasser aufzunehmen.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

zu 3:

Hinsichtlich der Gestaltung von Werbeanlagen werden Festsetzungen getroffen, die auch der
Verkehrssicherheit auf der Bahnstrecke dienen (z.B. Ausschluss von Blendwirkung, Blinken
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oder Verwendung von Signalfarben — siehe auch Kapitel 6.2 'Fassaden' und 6.3
'Werbeanlagen').

Hinsichtlich der Baustellen- bzw. Parkplatzbeleuchtung wird der Hinweis zur Kenntnis
genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung angemessen berlcksichtigt.
Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.
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zu 4.

Aufgrund der bestehenden Bodenbelastung muss der tberwiegende Bereich entlang der
Grundstiicksgrenze zur Bahnseite hin versiegelt werden. Der kleine als private Grinflache
festgesetzte Bereich Ostlich der Sondergebiete ist bereits vollstandig begrint.
Grundsatzlich ist bei Grundstlicksbepflanzungen das Nachbarschaftsrecht zu beachten.
Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

zu 5:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beeintrachtigung des Bahnverkehrs aufgrund
der Festsetzungen des Bebauungsplans ist nicht erkennbar. Eine Anderung der Planung
aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Zu 6:

Unter IIl 6 des Textteils der Planung wird auf das Vorhandensein von Leitungen im Plangebiet
allgemein hingewiesen. Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht
erforderlich.

zu7:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme ist nicht erforderlich.

zu 8:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berucksichtigt. Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht
erforderlich.

zu 9:

Der Weg ist nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Die urspriinglich vorgesehene Zulassigkeit
einer Zufahrt zu den Sondergebieten von diesem Weg (Wattstralle) aus wurde aufgrund der
Stellungnahme vor der Offenlage gemaf § 3 (2) BauGB zurlickgenommen. Eigentimerin des
Flurstiicks ist die DB Netz AG. Somit liegt es in deren Hand, inwieweit eine zusatzliche
verkehrliche Nutzung oder sonstige Nutzungen der Wattstral3e zulassig sind.

Stellungnahme zu den Anrequngen der Deutschen Telekom Technik GmbH (siehe Anlage 1.2)

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berticksichtigt. Unter Ill 6 des Textteils der Planung wird auf das Vorhandensein
von Leitungen im Plangebiet allgemein hingewiesen. Eine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu den Anregungen des Einzelhandelsverbands Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz
e.V. (siehe Anlage 1.3)

Hinsichtlich des im Rahmen des erweiterten Bestandsschutzes zulassigen zentrenrelevanten
Einzelhandels kommt es zu keiner Erweiterung der zuldssigen Verkaufsflache. Dies ist — neben
der entsprechenden textlichen Festsetzung — auch im zugehérigen stadtebaulichen Vertrag
gesichert.

Die zulassige Verkaufsflache fir Lebensmitteleinzelhandel erhéht sich tGber das durch
Bestandsschutz gesicherte Mal} um ca. 1.000 m2. Wie in Kapitel 5.1 'Art der baulichen Nutzung'
dargestellt, entspricht dies der Darstellung als Erganzungsstandort im Einzelhandels- und
Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011. Hierbei wird dem Umstand Rechnung getragen, dass es
sich um eine gewachsene Struktur mit Gberdrtlicher Versorgungsfunktion handelt. Langfristiges
Ziel bleibt dennoch die Weiterentwicklung zu einem Standort mit im Wesentlichen nicht-
zentrenrelevantem Einzelhandel.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.
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Stellungnahme zu den Anrequngen der Direktion Landesarchaologie, AufRenstelle Speyer
(siehe Anlage 1.4)

Der Anregung wurde durch entsprechende Erganzung des Hinweises Il 5 im Textteil des
Bebauungsplans vor der Offenlage gemaR § 3 (2) BauGB gefolgt.

Stellungnahme zu den Anrequngen der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis — Referat 91 -
Abteilung Gesundheit und Verbraucherschutz (siehe Anlage 1.5)

Parallel zum Bauleitplanverfahren wurden umfangreiche Boden-, Grundwasser- und
Raumluftuntersuchung im Plangebiet und den betroffenen angrenzenden Bereichen
durchgefuhrt (siehe Kapitel 2.2 'Quellenverzeichnis' — Punkt [9]). Im Bebauungsplan wurden
diese Ergebnisse berticksichtigt, soweit dies auf dieser Planungsebene mdglich ist. Dies
bedeutet — neben der Kennzeichnung des gesamten Geltungsbereichs als Flache, deren Boden
erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind — auch die Anpassung der sonst fur
derartige Gebiete Ublicherweise gewahlten Festsetzung hinsichtlich Versiegelungsgrad und
Grundsticksbegriinung (siehe Kapitel 5.2 'Maf} der baulichen Nutzung' und 5.5 'Griinordnung')
in Abstimmung mit den zustandigen Behdérden. So wurde der zulassige Versiegelungsgrad auf
100 % erhdht, keine Stellplatzbegrinung gefordert und die sonst Ubliche randliche Eingrinung
des Gebietes auf die bisher vorhandenen Grunflachen beschrankt. Dartber hinausgehende
MafRnahmen werden im Rahmen eines mit den entsprechenden Behorden abzustimmenden
Sanierungsplans entwickelt und im Rahmen der Umsetzung der Planung durchgefihrt.

Der Anregung wurde durch Anderung der textlichen und zeichnerischen Festsetzungen vor der
Offenlage gemaR § 3 (2) BauGB gefolgt.

Stellungnahme zu den Anrequngen der Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH (siehe
Anlage 1.6)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berticksichtigt. Unter Ill 6 des Textteils der Planung wird auf das Vorhandensein
von Leitungen im Plangebiet allgemein hingewiesen. Eine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu den Anrequngen des Landesamtes fiir Geologie und Bergbau Rheinland
Pfalz (siehe Anlage 1.7)

zu 1:

Der Hinweis wird zu Kenntnis genommen. Nach Rucksprache mit der zustandigen
Sachbearbeiterin des Landesamtes fir Geologie und Bergbau ist festzustellen, dass die
vorliegende Planung der vorliegenden Aufsuchungserlaubnis nicht entgegensteht.

zZu 2:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berucksichtigt.

zu 3:

Aufgrund der bestehenden Radonbelastung, die aus einer friiheren Flachennutzung resultiert,
sind umfangreiche Untersuchungs- und Sicherungsmafinahmen sowie ein daraus folgendes
regelmaRiges Monitoring notwendig, die z.T. bereits durchgefihrt wurden, z.T. noch
abschliefend entwickelt und abgestimmt werden missen. Malknahmen, die im Rahmen des
Bebauungsplanverfahrens festgesetzt werden kénnen, wurden in der vorliegenden Planung
bericksichtigt (siehe Stellungnahme zur Anregung der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis).
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Daruber hinausgehende Maflnahmen werden im Rahmen der Umsetzung der Planung
durchgeflnhrt.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.
Stellungnahme zu der Anregung der PfalzKom, Gesellschaft fiir Telekommunikation mbH (siehe

Anlage 1.8)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berticksichtigt. Unter Ill 6 des Textteils der Planung wird auf das Vorhandensein
von Leitungen im Plangebiet allgemein hingewiesen. Eine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu der Anregung der Pfalzwerke Netz AG (siehe Anlage 1.9)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Wattstrale liegt nicht im Geltungsbereich des
vorliegenden Bebauungsplans. Unter Il 6 des Textteils der Planung wird auf das
Vorhandensein von Leitungen im Plangebiet bzw. direkt angrenzend allgemein hingewiesen.
Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu der Anregung der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (siehe Anlage 1.10)

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der geforderte Umbau der Haltestelle kann nicht im
Rahmen eines Bauleitplanverfahrens festgesetzt werden. Zudem liegt die Haltestelle nicht im
Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans. Eine Anderung der Planung aufgrund der
Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu den Anrequngen der SGD Siid — Reqgionalstelle Gewerbeaufsicht (siehe
Anlage 1.11)

zu 1:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechendes Gutachten wurde im Rahmen
des Bauleitplanverfahrens bzw. bereits zum Bauantrag der Einzelhandelsunternehmen erstellt
(siehe Kapitel 2.2 'Quellenverzeichnis' Punkte [6] und [7]).

zZu 2:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

zu 3:

Im Bebauungsplan waren bereits im Entwurf zur Beteiligung der Behérden gemal § 4 (2)
BauGB geeignete Festsetzungen zu baulichen Schallddmmmalien sowie der Errichtung einer
Larmschutzanlage auf Basis der 0.g. Gutachten getroffen worden. Die MalRnahmen sind in
geeigneter Weise im Rahmen der Umsetzung der Planung zu beachten.

zu 4.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Aufgrund der bestehenden Radonbelastung, die aus
einer friheren Flachennutzung resultiert, sind umfangreiche Untersuchungs- und
SicherungsmalRnahmen sowie ein daraus folgendes regelmafiiges Monitoring notwendig, die
2.T. bereits durchgeflhrt wurden, z.T. noch abschlief3end entwickelt und abgestimmt werden
missen. MalRnahmen, die im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens festgesetzt werden
kénnen, wurden in der vorliegenden Planung bericksichtigt (siehe Stellungnahme zur Anregung
der Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis). Dartiber hinausgehende MaRnahmen werden im
Rahmen der Umsetzung der Planung durchgefihrt.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.
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Stellungnahme zu den Anrequngen der SGD Sid — Regionalstelle Wasserwirtschaft,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz (siehe Anlage 1.12)

zu1:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

zZu 2:

In Kapitel 10.2 'Altlasten’ der Begriindung wird die Bodenbelastung und die daraus resultierende
weitere Vorgehensweise erlautert.

Vor der Offenlage gemaf § 3 (2) BauGB wurde die Planung aufgrund der Stellungnahme in
Zusammenhang mit den Ergebnissen aus den vorliegenden Bodengutachten (siehe Kapitel 2.2
'Quellenverzeichnis' — Punkt [9]) derart gedndert, dass der gesamte Geltungsbereich als
'Flache, deren Boden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind' gekennzeichnet
wurde. Darliberhinaus wurde der zulassige Versiegelungsgrad auf 100 % erhéht, um die
notwendige Abdichtung gegen Oberflachenwasser zu erreichen. Aus gleichem Grund wurde die
Festsetzung der Stellplatzbegriinung sowie sonstiger Begriinungsmaf3nahmen im
Uberwiegenden Planbereich zuriickgenommen. Der Stellungnahme der SGD Sud folgend,
wurden lediglich die bestehenden unversiegelten Grinflachen in kleinen Teilen der
Randbereiche planungsrechtlich gesichert und die vorhandenen Grinstrukturen als zu erhalten
bzw. bei Abgang gleichwertig zu ersetzen festgesetzt.

Unter Il 'Hinweise' des Textteils des Bebauungsplans wird in Punkt 2 auf die Altablagerung
sowie die Bodenverunreinigung und in Punkt 3 auf die Radonbelastung hingewiesen. Darlber
hinausgehende MalRnahmen kdnnen nicht im Rahmen des Bauleitplanverfahrens festgesetzt
werden. Sie werden — in Abstimmung mit den zustandigen Behoérden — im Rahmen des
Sanierungsplans entwickelt und im Zuge der Umsetzung der Planung durchgefihrt.

Eine gesonderte Beteiligung des Ministeriums fur Wirtschaft, Klimaschutz, Energie und
Landesplanung Rheinland-Pfalz ist nicht notwendig, da der genannte Vertreter bereits
umfanglich in die Abstimmung des Untersuchungsrahmens sowie der Sanierungsplanung
eingebunden ist. Neue Erkenntnisse haben sich in der Bauleitplanung nicht ergeben. Der
vorliegende Bebauungsplan setzt die bisher abgestimmten, bauleitplanerisch behandelbaren
MafRnahmen vollumfanglich fest.

zu 3:

Unter Il 4 des Textteils des vorliegenden Bebauungsplans wird auf den notwendigen
Abstimmungsbedarf mit der SGD als Obere Bodenschutzbehérde bzgl. der
Versickerungsmaoglichkeiten von Niederschlagswasser hingewiesen. Aufgrund der
ausreichenden Kapazitat des Mischwasserkanals, durch den das Gebiet erschlossen ist, ist
jedoch eine Niederschlagswasserversickerung nicht notwendig. Die Abstimmung des
Entwasserungskonzeptes erfolgt im Rahmen der Abstimmung des Sanierungsplans bzw. dem
Bauantragsverfahren. Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht
erforderlich.

Stellungnahme zu den Anrequngen der SGD Sid — Raumordnung und Landesplanung (siehe

Anlage 1.13)

zu 1:

Der Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans, der einen Teilbereich des
Bebauungsplans Nr. 257 a 'Einzelhandel Sandloch' darstellt, umfasst nicht die 23. Anderung
des Flachennutzungsplans. Diese Flachennutzungsplananderung umfasst lediglich den
nérdlichen Teilbereich des Bebauungsplans Nr. 257 a 'Einzelhandel Sandloch’, der in einem
spateren Verfahren zur Rechtskraft gebracht werden soll. Da in diesem Bereich die Festsetzung
eines Gewerbegebietes vorgesehen ist, muss der Flachennutzungsplan, der zurzeit noch
'Sonderbauflache groflachiger Einzelhandel — nicht-innenstadtrelevante Sortimente' darstellt,
entsprechend angepasst werden. Die vorliegende Planung, die den sidlichen Teilbereich
umfasst, kann aus der Darstellung des Flachennutzungsplans entwickelt werden. Eine
Anderung ist daher nicht notwendig.
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zu 2:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

zu 3:

Hinsichtlich des im Rahmen des erweiterten Bestandsschutzes zulassigen zentrenrelevanten
Einzelhandels kommt es zu keiner Erweiterung der zulassigen Verkaufsflache. Dies ist — neben
der entsprechenden textlichen Festsetzung — auch im zugehdrigen stadtebaulichen Vertrag
gesichert.

Die zulassige Verkaufsflache flr Lebensmitteleinzelhandel erhdht sich, reguliert durch den
stadtebaulichen Vertrag, Uber das durch Bestandsschutz gesicherte Mal® um maximal 1.000 m2.
Wie in Kapitel 5.1 'Art der baulichen Nutzung' dargestellt, entspricht dies der Darstellung als
Erganzungsstandort im Einzelhandels- und Zentrenkonzept Ludwigshafen 2011. Hierbei wird
dem Umstand Rechnung getragen, dass es sich um eine gewachsene Struktur mit Gberortlicher
Versorgungsfunktion handelt. Langfristiges Ziel bleibt dennoch die Weiterentwicklung zu einem
Standort mit im Wesentlichen nicht-zentrenrelevantem Einzelhandel.

zu 4.

Im Bebauungsplan sind als Einzelhandelsbetriebe im Wesentlichen solche zulassig, deren
Sortiment aus den Gruppen besteht, die in der Einzelhandels- und Zentrenkonzept 2011 der
Stadt Ludwigshafen als nicht-zentrenrelevant eingestuft sind. Der bereits vorhandene
zentrenrelevante Einzelhandel muss aufgrund des bestehenden Bestandsschutzes zugelassen
werden. Genaue Regelungen hierzu, die in ihrer Tiefe Uber die in einem Bebauungsplan
moglichen hinausgehen, werden im stadtebaulichen Vertrag getroffen.

Auch der in SO 2 zulassige, nahversorgungsrelevante Lebensmitteleinzelhandel ist bereits
grundsatzlich im Gebiet vorhanden, wenn auch nicht in der vorgesehenen
VerkaufsflachengrofRe. Auch hier wird die zulassige Verkaufsflache durch den stadtebaulichen
Vertrag begrenzt. Grundsatzlich soll das im Flachennutzungsplan dargestellte Ziel der
Entwicklung eines Sondergebietes fiir nicht-zentrenrelevanten Einzelhandel weiterverfolgt
werden. Aus diesem Grund wurde auch die Zulassigkeit des Lebensmitteleinzelhandels
ausschlieBlich in einem kleinen Teilbereich des Plangebietes festgesetzt. Wie in Kapitel 4.2
'Flachennutzungsplanung' dargestellt, fiihrt die Abweichung von der Darstellung des
Flachennutzungsplans auf einer so kleinen Flache aufgrund seines Charakters als
vorbereitender Grundziigeplan nicht zur Notwendigkeit einer Flachennutzungsplananderung.

Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht erforderlich.

Stellungnahme zu den Anrequngen der TWL AG (siehe Anlage 1.14)

zu1:

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und im Rahmen der Umsetzung der Planung
angemessen berticksichtigt. Eine Anderung der Planung aufgrund der Stellungnahme ist nicht
erforderlich.

zu 2:

Die Kennzeichnung der Lage der Trafostation erfolgte vor der Offenlage gemaR § 3 (2) BauGB
in der Planzeichnung. Unter 11l 6 des Textteils der Planung wird auf das Vorhandensein von
Leitungen im Plangebiet allgemein hingewiesen. Da es sich hier jeweils um
ErschlieBungsleitungen einzelner Gebaude handelt, soll in dem Bebauungsplan kein Geh-,
Fahr- und Leitungsrecht eingetragen werden, da sich die Lage der einzelnen Gebaude und
somit auch der Leitungen im Rahmen der sehr groRzligig gewahlten Baugrenzen andern kann.
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9.2 Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3(2) BauGB

Die Beteiligung geman § 3 (2) BauGB erfolgte mittels offentlichen Aushangs des Entwurfs des
Bebauungsplans samt Entwurf der Begriindung mit Umweltbericht fir die Dauer eines Monats.
Innerhalb dieses Zeitraums wurde eine Stellungnahme abgegeben.

Die Anregungen finden sich in Kapitel 11 unter Anlage 2. Sie werden entsprechend der
folgenden Stellungnahme der Verwaltung behandelt:

Stellungnahme zu den Anregungen der anwaltlichen Vertretung der IAK Dritte Immobilienfonds
Ko6ln GmbH & Co.KG, Projekte Ludwigshafen/Wilfrath KG (siehe Anlage 2.1)

zu 1:

Der Vertrag zwischen der Stadt Ludwigshafen und der IAK-Gesellschaft wurde geschlossen, um
die Ziele der — damals noch zugrunde zu legenden — Einzelhandelskonzeption 2003 der Stadt
mit den Investorenwlinschen in Einklang zu bringen. Durch die Bebauungsplanfestsetzungen
allein hatte dies nicht umgesetzt werden kdnnen, da diese entweder zu restriktiv oder aber zu
offen hatten formuliert werden mussen. Auf dieser Basis und unter Berlcksichtigung des
Bestandsschutzes konnte eine Ausnahme von der Veranderungssperre gewahrt werden, bevor
das Aufstellungsverfahren fiir den Bebauungsplan abgeschlossen ist. Mit dem stadtebaulichen
Vertrag wurde insbesondere auch den wirtschaftlichen Belangen des Grundstlickseigentimers
nach einem zukunftsfahigen Entwicklungsrahmen fiir die Bestandsimmobilie Rechnung
getragen. Inwieweit der Bebauungsplan den Vereinbarungen nicht gerecht wird, ist nicht
erkennbar.

zu 2:

Die in I.LA 1 genannten Einzelhandelsbetriebe sind ausschlie3lich Betriebe mit nicht-zentrenrele-
vanten Sortimenten. D.h. sie entsprechen ohne Einschrankung sowohl den Zielen der
Einzelhandelskonzeption 2003 bzw. des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts 2011 sowie der
Darstellung des Flachennutzungsplans (‘Sonderbauflache grof¥flachiger Einzelhandel — nicht
innenstadtrelevante Sortimente').

Die Zulassigkeit von Lebensmitteleinzelhandel hingegen, der als zentrenrelevant anzusehen ist,
ist aus dem Bestandsschutz flir den bereits vorhandenen Lebensmitteleinzelhandel entwickelt,
der jedoch die vom Grundstlickseigentimer gewilinschte Erweiterung der Verkaufsflache und —
nach aktuell genehmigtem Bauantrag — vom Grundstlickseigentimer geplante Verlagerung des
Lebensmitteleinzelhandels in den Bereich des SO 2 nicht ausreichend abdeckt. Aus diesem
Grund war es notwendig, die grundsatzliche Zulassigkeit von Lebensmitteleinzelhandel in
diesem Teilbereich festzusetzen — wobei u.a. die maximal zulassige GroRe der Verkaufsflache
im o0.g. Vertrag geregelt ist.

Es war nie vorgesehen, Lebensmitteleinzelhandel im gesamten Plangebiet zuzulassen. Bereits
die Verlagerung des Lebensmitteleinzelhandels in Zusammenhang mit der Erweiterung der
Verkaufsflache, die — wie oben beschrieben — nicht mehr durch den Bestandsschutz abgedeckt
war, waren ein deutliches Zugestandnis an den Grundstlickseigentiimer. Da die Festsetzung
auf Basis der eingereichten, in diesem Punkt nie gednderten Bauantragsunterlagen getroffen
wurde, ist nicht davon auszugehen, dass sie im Widerspruch zu dessen Entwicklungszielen
steht. Mit der getroffenen Regelung wird den BedUrfnissen zum Erhalt und zur zeitgemalen
Weiterentwicklung des bestehenden Standortes mit seiner Versorgungsfunktion Rechnung
getragen, wobei auch sichergestellt werden musste, dass das planerische Ziel der Stadt wie
auch die raumordnerischen Vorgaben weiter erflllt werden. Die Stadt hat damit den
wirtschaftlichen Belangen des Grundstlickseigentiimers nach einem zukunftsfahigen
Entwicklungsrahmen Rechnung getragen. Die Stadt méchte aber gerade nicht, dass sich das
Bebauungsplangebiet zu einem zentralen Versorgungsbereich mit Uberdértlicher Bedeutung
entwickelt, was auch durch das Einzelhandels- und Zentrenkonzept 2011 belegt wird. Dieses
Ziel druckt sich — unabhangig vom Vertrag — durch die Bebauungsplanfestsetzung aus.

Sollte Lebensmitteleinzelhandel im gesamten Plangebiet zulassig sein, konnte der
Bebauungsplan nicht aus dem Flachennutzungsplan entwickelt werden. Der
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Flachennutzungsplan misste entsprechend geandert werden (siehe auch Kapitel 4.2
Flachennutzungsplanung). Dies wirde allerdings den langfristigen stadtischen Zielen
widersprechen, den Standort mit im Wesentlichen nicht-zentrenrelevantem Einzelhandel zu
entwickeln. Eine solche Anderung des Flachennutzungsplans wiirde dariiber hinaus auch den
Zielen der Raumordnung und Landesplanung zuwider laufen und ware daher nicht
genehmigungsfahig.

Im Rahmen des Bestandsschutzes konnte in SO 1 in dem bisher fur den
Lebensmitteleinzelhandel genutzten Gebaude — je nach baulichem Zustand — im bisherigen
Umfang von ca. 2.550 m? angesiedelt werden.

Eine besondere Einschrankung hierdurch ist nicht erkennbar. Eine Anderung der Planung ist
nicht erforderlich.

zu 3:

Grundsatzlich bezieht sich die betreffende Festsetzung |.A 4 mit Regelungen zur Verlagerung,
Erneuerung bzw. Erweiterung von Einzelhandelseinrichtungen mit zentrenrelevanten
Hauptsortimenten im Rahmen des Bestandsschutzes nicht auf bestimmte
Einzelhandelssortimente oder Sparten sondern allgemein auf zentrenrelevanten Einzelhandel.
Die genauen Regelungen, welche Sortimente in welcher Verkaufsflachengréf3e angesiedelt
werden dirfen, werden im Vertrag getroffen. Die Ansiedlung des Drogeriemarktes ist durch die
Festsetzung nicht ausgeschlossen, da auch dieser Markt im Rahmen des Bestandsschutzes fur
bereits vorhandenen Einzelhandel zugelassen werden kann (s. auch Kapitel 5.1 'Art der
baulichen Nutzung', 5. Absatz). Eine Anderung der Planung ist nicht erforderlich.

zu 4.

In § 5 des stadtebaulichen Vertrags sind im Wesentlichen Verkaufsflachen flr bestimmte
Sortimente bzw. Sparten festgesetzt. Da in einem Bebauungsplan die Festsetzung von
Verkaufsflachen unzulassig ist, kbnnen die Festsetzungen nicht an die Regelungen des
Vertrags angepasst werden. Wie bereits unter Punkt 3 dargestellt, sind die Regelungen des
Bebauungsplans weit offener als die des Vertrags.

Hinsichtlich des Bestandsschutzes ist festzustellen, dass sowohl eine Neuerrichtung von
Gebauden aufgrund gewtinschter Verlagerung als auch eine Erneuerung zur
Funktionserhaltung zuldssig ist. Dies ist — analog zu § 1 (10) BauNVO - bereits weiter gefasst
als der allgemeingiiltige Bestandsschutz ohne besondere Festsetzungen. In diesem Rahmen
waren ausschlieRlich Malnahmen zur Bestandserhaltung und -sicherung, jedoch keine
bauliche Erweiterung bzw. Neubebauung méglich.

Dem Hinweis hinsichtlich der Festsetzungsméglichkeiten nach § 1 (10) BauNVO wird gefolgt.
Grundsatzlich sind jedoch in Sondergebieten Festsetzungen nach Vorbild des § 1 (10) BauNVO
zuldssig. Die textliche Festsetzung |.A 4 wird entsprechend umformuliert. Es handelt sich
hierbei lediglich um eine redaktionelle Anderung. Am Regelungsumfang der Festsetzung wird
hierdurch nichts geandert.

zZu 5:

Dem Hinweis wird gefolgt und die Festsetzung entsprechend angepasst.

Durch die Aufweitung auf eine wechselbeziigliche Nachweismdglichkeit notwendiger Stellplatze
wird die Planung nicht wesentlich geandert. Als einziger Betroffener wird der
Grundstuckseigentiimer — also die IAK GmbH - selbst angesehen. Die 6ffentlichen
Aufgabenbereiche der Behdrden werden nicht beriihrt. Durch die Anderung ergeben sich keine
nachteiligen Auswirkungen auf andere Grundstiicke. Da die Anderung der Festsetzung auf
ausdrticklichen Vorschlag des Grundstlickseigentiimers als einzigem Betroffenen
vorgenommen wird, ist ein erneutes Beteiligungsverfahren nicht notwendig.

Zu 6:

Bebauungsplanfestsetzungen sind grundsatzlich nicht zwingend umzusetzen, sofern hierdurch
der Bestandsschutz berihrt wird. Dies betrifft auch die Umsetzung der Dachflachenbegriinung
gemal Festsetzung I.E 1, sofern die betreffenden Gebaude nicht derart umgebaut werden,
dass hierdurch die Statik berthrt wird. Zur Klarstellung wird die Begriindung im 4. Absatz von
Kapitel 5.5 'Grinordnung' folgendermalen erganzt:
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Um dennoch die negativen Auswirkungen der notwendigerweise bis auf die bereits
vorhandenen zum Erhalt festgesetzten privaten Griinflachen vollsténdig versiegelten
Flache zu minimieren, sind sémtliche Dachfldchen zu begriinen. Aufgrund des
Bestandsschutzes mussen jedoch nur Gebaude beriicksichtigt werden, die neu errichtet
bzw. derart umgebaut werden, dass die Dachstatik beruhrt ist. Auch bei einer Erneuerung
der Dacheindeckung ist die Dachbegriinung umzusetzen, sofern dies ohne Verbesserung
der Statik méglich ist. Die festgesetzten Mengen der Niederschlagswasserspeicherung
bzw. —riickhaltung sind durch eine extensive Begriinung zu erreichen.

Die Erarbeitung des Sanierungsplans fur den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 257 b
'Einzelhandel Sandloch' liegt in der Verantwortung des Grundstlickseigentiimers. Ein mit den
zustandigen Behdrden (u.a. SGD Sud — Wasser, Abfallwirtschaft, Bodenschutz) abgestimmter
Sanierungsplan liegt bisher noch nicht vor. Auf Basis der bisherigen Untersuchungsergebnisse,
die als Grundlage flr den Sanierungsplan von den zustandigen Behdérden als ausreichend
betrachtet wurden, ist die vorliegende Bebauungsplanung mit der SGD Sid — Wasser,
Abfallwirtschaft, Bodenschutz abgestimmt worden. In der Behérdenbeteiligung gemal § 4 (2)
BauGB wurde eine entsprechende Stellungnahme abgegeben (siehe Kapitel 11, Anlage 1.12).
Somit ist davon auszugehen, dass die Festsetzung zu den festgesetzten privaten Grunflachen
auf kleinen Teilbereichen am Rand des Plangebietes auch mit den Auflagen des
Sanierungsplans kompatibel sein wird. Eine Anderung der Planung ist nicht notwendig.

zu7:

Die gewahlte zulassige Hohe des Werbepylons von 15,0 m wurde in Abwagung zwischen den
wirtschaftlichen Interessen des zulassigen Einzelhandels und dem Ziel der Bauleitplanung einer
orts- und landschaftsbildvertraglichen Gestaltung des Plangebietes gewanhlt (siehe auch Kapitel
6.3 'Werbeanlagen'). Seitens des stadtischen Bereichs 'Umwelt' (Bereich 4-15), der u.a. auch
den Einfluss der Planung auf den Belang 'Landschaftsbild' bewertet, wurde bereits die gewahlte
Hoéhe als zu hoch eingeschatzt. Von dieser Seite wurde eine Hoéhe von maximal 12,0 m als
noch vertraglich und angemessen angesehen.

Die bisherige Werbestele am Gebietseingang hat eine Héhe von ca. 6,0 — 7,0 m, d.h. der
kiinftige Werbepylon darf mehr als doppelt so hoch errichtet werden. Aufgrund der geringen
Hoéhendifferenzen der umgebenden Landschaft und der Lage des Bezugspunktes an einer im
Verhaltnis eher hdhergelegenen Stellen ist davon auszugehen, dass der Werbepylon
ausreichend Werbewirksamkeit sowohl auf die umgebenden Uberdrtlichen Verkehrswege als
auch die nahegelegene Wohnbebauung entfalten kann. Eine unangemessene Einschrankung
der Werbewirksamkeit ist daher nicht gegeben. Eine Anderung der Festsetzung ist nicht
erforderlich.

zu 8:

Durch die genannte Festsetzung wird die Hohe von Einfriedungen nicht begrenzt. Es ist
lediglich festgesetzt, dass die Einfriedung ab einer H6he von 1,2 m transparent auszuftihren ist.
Uber die Transparenz hinaus werden keine weiteren Materialvorgaben fiir den oberen Bereich
der Einfriedungen gemacht, so dass die - in der Stellungnahme nicht naher erlauterten -
unterschiedlichsten Sicherheitsanforderungen voraussichtlich erfillt werden kdnnen. Eine
Anderung der Festsetzung ist nicht erforderlich.

zu 9:
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Gesprach hat stattgefunden.

Die DB Services Immobilien GmbH, die Deutschen Telekom Technik GmbH, die Kabel
Deutschland Vertrieb + Service GmbH, das Landesamt fiir Geologie und Bergbau Rheinland-
Pfalz sowie die Pfalzwerke Netz AG verweisen auf die weiterhin bestehende Giiltigkeit ihrer An-
regungen aus dem Beteiligungsverfahren geman § 4 (2) BauGB bzw. haben im Rahmen der
Beteiligung gemal § 3 (2) BauGB eine gleichlautende Stellungnahme abgegeben (siehe Kapitel
11, Anlagen 2.2 — 2.6). Die in Kapitel 9.1 'Beteiligung der Behérden und sonstigen Trager
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offentlicher Belange gemaf § 4 (2) BauGB' dazu verfassten Stellungnahmen der Verwaltung
gelten unverandert fort.

9.3 Belange, die gegen die Planung sprechen

Zum Teil erhebliche Bodenbelastungen
Hohere Baukosten durch ggf. erforderliche Schallschutzmalinahmen
Beschrankung der Nutzungsmadglichkeit und somit partielle Einschrankung der Baufreiheit

9.4 Belange, die fiir die Planung sprechen

Sicherung der Ziele der Regionalplanung sowie der stadtischen Ziele hinsichtlich des
Einzelhandels- und Zentrenkonzepts durch Festsetzungen zur Zulassigkeit von
Einzelhandel — insbesondere zentrenrelevantem Einzelhandel

Sicherung der Ziele der Regionalplanung sowie Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes
durch Festsetzungen zu Begriinungsmafnahmen nahe dem nérdlich des Plangebiets
liegenden Griinzug

Sicherung des Orts- und Landschaftsbildes durch Regelung der Werbeanlagen
Verbesserung der Klimasituation durch Festsetzungen hinsichtlich der Mindestbegriinung
der Grundstlcke

Sicherung der Boden- und Grundwassersituation durch Festsetzung eines hohen
Versiegelungsgrads

Schaffung von Planungssicherheit flir Grundstlickseigentimer durch die Festsetzung
zulassiger Nutzungen

Schutz empfindlicher Nutzungen vor Schallimmissionen durch geeignete Festsetzungen
hinsichtlich Nutzungsarten, Errichtung von Larmschutzanlagen sowie Malinahmen zum
passiven Schallschutz

9.5 Abwagung der Belange

Durch die vorliegende Planung wird die bereits vorhandene Nutzung - gro¥flachiger
Einzelhandel - im Wesentlichen planungsrechtlich bestatigt und gleichzeitig durch Regelungen
zur Zulassigkeit von Einzelhandel die Umsetzung und Einhaltung der Ziele der Regionalplanung
sowie des Einzelhandels- und Zentrenkonzepts planungsrechtlich gesichert. Zwar wird
hierdurch das zukiinftige Nutzungsspektrum der Grundstlicke gegenuber den Mdglichkeiten
nach einer Beurteilung gemaf § 34 BauGB eingeschrankt. Dabei wird jedoch darauf geachtet,
vorhandene Nutzungen in ihrem Bestand nicht einzuschranken oder zu gefahrden, sondern
Entwicklungschancen entsprechend dem bestehenden Gebietscharakter zu bieten und zugleich
die Vertraglichkeit mit benachbarten Nutzungen zu gewahrleisten.

Durch immissionsschutzrechtliche Festsetzungen werden die angrenzenden bzw.
nahegelegenen Wohnnutzungen ausreichend vor unzuldssigen Schallimmissionen geschiitzt,
ohne die vorhandenen bzw. aktuell konkret geplanten Betriebe zu beeintrachtigen. Fir
zukunftige Nutzungsanderungen bleibt eine ausreichende Flexibilitdt gewahrt. Zudem gehen die
Anforderungen nicht Gber das Mal} hinaus, das bei einer Beurteilung nach § 34 BauGB
aufgrund anderer Rechtsgrundlagen oder Richtlinien (z.B. BImSchG, TA Larm) erflillt werden
mussten.

Mit Hilfe der Sicherung der vorhandenen Grlinstrukturen auf den Grundsticken ist zuklnftig
zumindest in den Randbereichen eine raumwirksame Mindestbegriinung gesichert. Im
Zusammenhang mit der angrenzenden Grin- und Freiraumachse wirken sich diese
Festsetzungen nicht nur auf das Orts- und Landschaftsbild, sondern auch auf Klima und Luft,
Boden und den Wasserhaushalt positiv aus.
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Zusammen mit der Dachbegriinung wirken die MalRnahmen ausgleichend hinsichtlich der Gber
das ubliche Mal} hinausgehenden Versiegelung. Diese ist aufgrund der hohen Bodenbelastung,
insbesondere zum Schutz des Grundwassers gegeniber Schadstoffauswaschungen,
notwendig.

Insgesamt werden durch den Bebauungsplan die Ziele der Planung ohne unzumutbare
Belastung der innergebietlichen und angrenzenden vorhandenen Nutzungen erreicht. Bezliglich
des Ortsbildes und der Griinstrukturen ergeben sich nach Umsetzung der Planung z.T.
deutliche Verbesserungen gegentber dem heutigen Bestand.

Aus den genannten Griinden ist in der Gesamtabwagung die vorgesehene Planung mit einer
nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung, den sozialen, wirtschaftlichen und
umweltschitzenden Anforderungen auch in Verantwortung gegentber kiinftigen Generationen
vereinbar. Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der Planung
miteinander gerecht abgewogen worden. Durch die vorliegende Planung werden die
stadtentwicklungspolitischen Ziele hinsichtlich der Entwicklung des Einzelhandels mit den
Entwicklungszielen des Grundstiickseigentiimers angemessen ausgewogen.

10.UMSETZUNG DES BEBAUUNGSPLANES

10.1 Bodenordnung
Bodenordnende MalRnahmen sind zur Umsetzung der Planung nicht erforderlich.

10.2 Altlasten [9]

Nattrliche Béden kommen im Geltungsbereich — wenn Uberhaupt — nur noch lokal sehr
begrenzt vor. Als natirliche Bodenart sind bzw. wéaren hier feinsandige bis stark feinsandige
schwach tonige Schluffe zu erwarten. Aufgrund dieser Zusammensetzung wurde der Bereich
frher zum Sandabbau genutzt, was bis heute durch die Muldenform des Gewerbegebietes und
den Gelandeversprung zu den Sondergebieten zu erkennen ist. In Folge sind heute im
Geltungsbereich Auffillungen in einer Machtigkeit von 1,0 — 6,0 m vorzufinden, die mit
Bauschutt, Glas, Asche, Schlacke, Ziegelresten usw. durchsetzt sind. Die Flache ist aufgrund
der Einzelhandelsnutzung grofitenteils versiegelt. Lediglich in den Randbereichen finden sich
z.T. unversiegelte Flachen.

In einzelnen Teilbereichen wurden erhohte Konzentrationen der Parameter Arsen, Blei,
Thallium, Kupfer, Chrom, MKW (Mineral6lkohlenwasserstoffe) und Benzo(a)pryen im
Oberboden ermittelt, die z.T. die Werte fur die Nutzung fir Kinderspiel bzw. Wohnnutzung oder
Nutzgarten Uberschreiten, einer gewerblichen Nutzung jedoch nicht entgegenstehen.

Gemal Abfalldeponiekataster Rheinland-Pfalz ist das Plangebiet von der registrierten
Altablagerung Nr. 31400000-0315 (Altablagerungsstelle Ludwigshafen — Am Sandloch)
betroffen. Nach den Akteninformationen wurden Bauschutt, Erdaushub und Siedlungsabfalle
zur Ablagerung gebracht. Die vermuteten phenolhaltigen Abfalle konnten ausweislich der
vorliegenden Untersuchungsergebnisse bisher nicht bestatigt werden. Von der Ablagerung
gehen bei Beibehaltung der Oberflachenversiegelung keine Gefahrdungen fir die Schutzgter
Mensch oder Grundwasser aus.

In rdumlicher Nahe zu den Sondergebieten und auf der Sondergebietsflache wurden radioaktive

Bodenkontaminationen mit nattrlich vorkommenden Radionukliden gefunden. Die Stoffe
stammen wahrscheinlich aus der Aufbereitung uranhaltiger Erze zur Farbpigmentproduktion in

4-124 F.Hil 3118 31 Stand: August 2013



Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

der ehemaligen Farbenfabrik. Im Ergebnis der Untersuchungen wurden im Feststoff radioaktive
Stoffe Uran, Radium, Thorium und Blei-210 festgestellt. Kontaminationsbedingt sind in diesen
Bereichen erhdhte Radonkonzentrationen der Boden- und Freiluft vorhanden. Messungen der
Umgebungsstrahlung auf den Freiflachen wiesen in lokal begrenzten Bereichen deutlich bis
sehr deutlich erhdhte Ortsdosisleistungen der Gammastrahlung nach.

Die Flache der Sondergebiete wird nach bodenschutzrechtlicher Bewertung als Altlast nach § 2
Abs. 5 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) eingestuft. Im Bebauungsplan wird die Flache,
deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen belastet sind, gemalk § 9 Abs. 5 Nr. 3
BauGB gekennzeichnet.

Zur Grundwasseruntersuchung, die aufgrund der bekannten Vorbelastung durchgefihrt wurde,
wurden zehn Grundwassermessstellen im Zu— und Abstrom der ehemaligen chemischen Fabrik
niedergebracht und beprobt. In den entnommenen Wasserproben zeigten sich geman
Laboranalytik im Abstrom nur geringe Erhéhungen der Arsen- und Chromwerte, aber
signifikante Erhéhungen bei Uran (U-238). Weitere Erkundungsergebnisse wiesen lokal erhdhte
Belastungen des Grundwassers durch PAK (polyzyklische aromatische Kohlenwasserstoffe),
Benzo(a)pyren, sowie MKW nach.

In einer Messstelle wurde zudem eine Uber dem Geringfligigkeitswert liegende Sulfat- und
Chloridkonzentration festgestellt.

Durch die vorhandenen Urangehalte im Grundwasser sind hinsichtlich einer davon
ausgehenden Strahlenbelastung Bewohner bzw. Beschaftigte weder im Plangebiet noch im
weiteren Abstrom gefahrdet.

Die vorhandenen Altablagerungen und Radon- bzw. Strahlenbelastungen stehen den durch die
vorliegende Planung vorbereiteten Nutzungen nicht entgegen. Geeignete Festsetzungen zum
Umgang mit der Problematik kénnen jedoch - abgesehen vom festgesetzten Versiegelungsgrad
- nicht im Rahmen des Bebauungsplans getroffen werden. Grund hierflr ist insbesondere die
kleinrdumige Verteilung der jeweiligen Belastung. Im Sanierungsplan und im Bauantrag werden
die bautechnischen Erfordernisse fir die effektive Sicherung der Altlast beim Neubau der
Einzelhandelsmarkte (Schutz vor Eindringen von Radon in die Neubauten) festgelegt werden.

Im Weiteren werden — unabhangig von der Bauleitplanung — Sanierungsuntersuchungen und
-plane gemaR BBodSchV fiir die Sondergebiete durchgefihrt und entwickelt. Zur Uberwachung
der Grundwassersituation finden regelmafige Kontrollen der im Zusammenhang mit den
umwelttechnischen Untersuchungen errichteten Grundwassermessstellen statt.

10.3 Stadtebaulicher Vertrag

Zur Sicherung der stadtischen Ziele hinsichtlich der Einzelhandelsnutzung unter
Berticksichtigung der bestehenden Situation an diesem bereits etablierten Standort hat die
Stadt mit dem Grundstlickseigentiimer einen stadtebaulichen Vertrag abgeschlossen. Ziel des
Vertrages ist es, Regelungen zu Art und Umfang des Einzelhandels zu treffen, die tber die
Festsetzungsmadglichkeiten eines Bebauungsplans hinausgehen. Der Vertrag dient somit der
Foérderung und Sicherung der mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele, namlich der
Grundstuicksnutzung unter der Bedingung der Konformitat mit dem Einzelhandels- und
Zentrenkonzept der Stadt.

10.4 Flachen und Kosten

Das Gebiet ist bereits vollstandig erschlossen und in Nutzung. Entsprechend werden weder
Freiflachen durch Festsetzung als Bauland oder Verkehrsflachen zur zusatzlichen Versiegelung
vorbereitet, noch sind 6ffentlichen Begriinungs- bzw. Pflanzmalinahmen festgesetzt. Der
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

Endausbau der Strale Am Sandloch wird nicht unmittelbar durch die Planung bedingt. Somit
entstehen der Stadt Ludwigshafen durch die Umsetzung der Planung keine Kosten.

Ludwigshafen am Rhein, den
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Begriindung zum Bebauungsplan Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch’

11.ANLAGEN

Anlage 1: Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB

Anlage 1.1: DB Services Immobilien GmbH

Anlage 1.2: Deutsche Telekom Technik GmbH

Anlage 1.3: Einzelhandelsverband Mittelrhein-Rheinhessen-Pfalz e.V.

Anlage 1.4: Direktion Landesarchaologie, AuRenstelle Speyer
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Anlage 1.7: Landesamt fur Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz

Anlage 1.8: PfalzKom, Gesellschaft fur Telekommunikation mbH

Anlage 1.9: Pfalzwerke Netz AG

Anlage 1.10: Rhein-Neckar-Verkehr GmbH
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Anlage 1.14: TWL AG

Anlage 2: Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit gemiR
§ 3 (2) BauGB

Anlage 2.1: |AK Dritte Immobilienfonds KéIn GmbH & Co.KG, Projekte
Ludwigshafen/Wilfrath KG (anwaltliche Vertretung)

Anlage 2.2: DB Services Immobilien GmbH

Anlage 2.3: Deutsche Telekom Technik GmbH

Anlage 2.4: Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH

Anlage 2.5: Landesamt fir Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz
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Anlage 1: Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Behorden und sonstigen
Trager offentlicher Belange gemaR § 4 (2) BauGB

Anlage 1.1:
Mability
DB Networks

Logistics
=X DB Services Immobilien GmbH
Niederiassung Frankiur
16 Sorvices G » Casbeager Su,10 = 50327 Franklun Cmb:r::;gnuié
" 60327 Frankiun
Stadt Ludwigshafen www.deutschebahn.comjdbsimm

Stadtplanung

Pastfach 21 12 25 Mafrtina Fischer
Telefon 069 265-29567
£ Teletax 069 265-4137%
67012 LwaISShalen martina.fischer@deutschebahn.com
Zeichen FRI 1

TOB-FFM-12-8744/Fi

06.03.2013

Bebauungsplan Nr. 257 b Einzelhandel Sandloch”
Ihr Schr. vom 19.12.12 - 4-124F.Hil 3118 -

Sehr geehrte Damen und Herren,

aul Basis der uns vorliegenden Unterlagen Ubersendet die DB Services Immabilien GmbH, als
von der DB Netz AG bevollmachtigtes Unternehmen, hiermit folgende Gesamtstellungnahme
als Trager offentlicher Belange zum o. g. Verfahren:

Gegen die geplante Aufstellung des Bebauungsplans bestehen bei Beachtung und Einhaltung
der nachfolgenden Bedingungen und Hinweise aus Sicht der Deutschen Bahn AG keine Be-
denken.

@ Immissionen
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen Immissionen (ins-
besondere Luft- und Korperschall, Erschiitterungen, Abgase, Funkenflug usw.). In unmitelbarer
Nahe unserer elekirifizierien Bahnsirecke ist mit der Beeinflussung von Monitoren, medizini-
schen Untersuchungsgerdaten und anderen auf magnetische Felder empfindlichen Gerdten zu
rechnen, Wahrend der BaumaRnahmen auf dem Gleiskérper wird z. B. mit Gleisbaumaschinen
gearbeitet. Hier werden zur Warmung des Personals gegen die Gefahren aus dem Eisenbahn-
betrieb Tyfone oder SignalhGmer benutzi. Entschadigungsanspriiche oder Anspriiche auf
Schutzmalnahmen kénnen gegen die Deutsche Bahn AG weder vorn Antragsteller noch des-
sen Rechisnachlolger geltend gemacht werden, da die Bahnlinle planfestgestellt ist. Es obliegt
den Anliegern, fiir Schutzmafinahmen zu sorgen.

@ Oberflichen- und sonstige Abwisser
Oberflichen- und sonstige Abwasser dirfen dem Bahngelinde nicht zugeleitet werden.

@ Planung von Lichtzeichen- und Beleuchtungsaniagen
Bei der Planung von Lichtzeichen und Beleuchtungsanlagen in der Nahe der Bahn (2.8. Be-
leuchtung van Parkplatzen, Baustellenbeleuchtung, Leuchtwerbung aller Ar, etc.) ist daraul zu

DB Services bmmabiben G=bH  Vomezender des Leschdbshihre:

Sir dir Gessllachal Berin Al i Torsivn Timle

Regaiergenche Rall Sehwessel [Worsrrendes}
a Bl oy Peosibis Brarvllet

A #6570 [ Petra Sobwien
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achten, dass Blendungen der Triebfahrzeugfilhrer ausgeschiossen sind und Verfdlschungen,
Uberdeckungen und Vortiuschungen von Signalbildern nicht vorkommen.

@ Bepflanzung des Grundstiicks zur Bahnseite hin
Bei der Bepflanzung des Grundstiicks zur Bahnseite hin diirfen keine windbruchgefahrdeten
Halzer (z.B. Pappeln), sowie stark rankende und kriechende Gewichse (z.B. Brombeeren) ver-

wendet werden, Der Pllanzabstand zum Bahnbetriebsgelinde ist entsprechend der Endwuchs-
héhe zu wahlen.

(5) Sicherheit und Leichtigkeit des Eisenbahnverkehres
Durch die Festsetzung des Bebauungsplanes diirfen die Sicherheit und die Leichtigkeit des
Eisenbahnverkehres auf der angrenzenden Bahnstrecke nicht gefihrdet werden.

@ Vorhandene Kabel und Leitungen
Auf oder im unmittelbaren Bereich von DB-Liegenschafien muss jederzeit mit dem Vorhanden-
sein betriebsnotwendiger Kabel und Leitungen gerechnet werden, Werden Erdarbeiten ausge-
fihrt, muss vorab durch eine ausreichende Anzahl von Schiirfungen, die Lage von DB-Kabeln
und Leitungen festgestellt werden. Gegebenenfalls sind alle Erdarbeiten von Hand auszufiih-
ren. Evil. vorhandene Kabel und Leitungen milssen entweder umgelegt oder gesichert werden,
Die anfallenden Kosten gehen zu Lasten des Bauherrn bzw. seiner Rechtsnachfolger,

@ Oberleitung
Die Flachen befinden sich in unmittelbarer Nahe zu unserer Oberleitungsanlage. Wir weisen
hiermit ausdrlicklich auf die Gelahren durch die 15000 V Spannung der Oberleitung hin und die
hiergegen einzuhaltenden einschlagigen Bestimmungen.

Parkplitze zur Bahnseite hin
Parkplatze und Zufahrt miissen aul ihrer ganzen Linge zur Bahnseite hin mit Schutzplanken
oder dhnlichem abgesichert werden, damit ein unbeabsichtigtes Abrollen zum Bahngelande hin
in jedem Falle verhindert wird. Die Schutzvorrichtung ist von den Bauhern oder dessen
Rechtsnachfolgem auf ihre Kosten laufend instand zu setzen und ggl. zu erneuern.

(9) Weg der Deutsche Bahn AG

Der parallel zur Bahn verlaufende Weg muss jederzeit fiir die Deutsche Bahn AG nutzbar sein
und darf keine erweiterte verkehrliche Nutzung oder sonstige Beeintrichtigung erfahren,

Wir bitten, uns im Rahmen von Baugenehmigungsverfahren entsprechend zu beteiligen,

Mit freundlichen Grifen
DB Services Immobifien GmbH

L i A 7] L
‘Fischer
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Anlage 1.2:

Diepgchw Talelom Techinik GirdiH

Poathech 10 73 D0, 687173 Manrdhisin

Stadtverwaltung o T —
FB Stadtplanung Bereich Stadtplanung i
Postfach 21 12 25 14 Jan 203
67012 Ludwigshafen . Jan.

e Helernason Fr, Hillekum; Az: 4-124F Hil3118
Aasprachperne Bernd Kittlaus
Digctiwenhl 49 m21 294“61 23
stum 08.01.2013
feuiitt 165998 - BPL Nr. 257b "Einzelhandel Sandloch” in Ludwigshafen, OT Rheinganheim;
Ihr Schreiben vom 19. Dezember 2012

Sehr geehrte Damen und Herren,
vielen Dank fur die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren.

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als
Neizeigentimerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rechte und
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Pianverfahren Dritter
entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen
abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Gegen den Bebauungsplan haben wir keine Einwande. Wir mochten jedoch auf
folgendes hinweisen:

Im Bereich des Plangebiets befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom
(siehe beigefugten Plan), die bei Baumalnahmen gegebenenfalis gesichert werden
missen.

Bitte informieren Sie gegebenenfalls Bauherren, dass sie sich im Fall einer
Anbindung neuer Gebaude an unsere Telekommunikationsinfrastruktur mit unserem
Bauherrenberatungsbiro (Tel.: 0800 330 1903 oder per E-Mail
bbb-heilbronn@telekom.de) in Verbindung setzen solien.

Die Kabelschulzanweisung der Telekom und das "Merkblatt Gber Baumstandorte und
unterirdische Ver- und Entsorgungsaniagen” der Forschungsgesellschaft fur Siralen-

Anpleichine o T s, Kl
et hapdisii e
| e b popprstany B i i | 1 i P | il
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tetien 08.01.2013
Emplanger - Stadtverwaltung Ludwigshafen
2

Hiati
und Verkehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbesondere Abschnitt 3, sind bei der
Bauausfiihrung zu beachten.

Ihre zukinftigen Schreiben kdnnen Sie auch an die folgende Email-Adresse senden
Ti-NI-Sw-Pti-21. Bauleitplanungen@telekom de.

Mit freundlichen Grafien

i V. %\, i A f._(..:tJ[ LWQ"‘LJ
Bug}ah Polke Bernd Kittlaus

Anlage:

Lageplan
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Anlage 1.3:

CodER. EW13 19023 URT FTZ1T U05E] YI444] Ne.0B16 S 1

Einzelhandelsverband
Mittelrhein-Rheinhessen-Plalz . V.

Stadt Ludwigshafen am Rhein
Stadiplanung Geschéftssielie Noustadt
z. H. Frau Sabine Hillelum Fastplatzsl &
Postfach 2112 25 67433 Neustadi
Telefon 06321/6242.0

67012 Ludwigshafen Eﬁfmﬁf&'mwm de
per Fax 0621 / 504-3794 -

f_Bpr_n:_ur.;l. E'I‘:‘!![.'_L_!If“”'rg

. _ 10.01.2013 KSth

eng. 10, Jan. s

T

Bebauungsplan Nr. 267 b, .Einzelhandel Sandloch

hier: Behordenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Frau Hillekum,

wir haben Ihr Schraiben nebst den Unterlagen vom 19.12.2012 erhalten und gepraft

Wir teilen Ihnen mit, dass im Hinblick auf den hier zu gewihrenden Bastandsschytz gegen
die hier vorliegende Planung keine Einwande bestehen, Hierbei gehen wir davon aus, dass

85 v  kelnem  erheblichen  Verkaufsflachenerweiterungen beziglich  der
innenstadtrelevanten Sortimente im Rahman dieser Planung kommt,

Mit fraundlichen GriiRen

v ¢ W

Assessor Schober

Seite 1 von1

18-JAr-283 15:20 +43 6321 924241 - 5.2
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Anlage 1.4:

1

|Sl|dtv-rw|11ung g CENERALDIRSK NION
Ludwigshafen am Rhain KUITURELLES ERSE

i Emg. 2 1- JarL Iﬂﬂ
i Fachbecaich; |3.pp'mLf A1

—7-

Genecaidrexton Kulturelies Erte Rheintland Plakz DIREKTION
Dirmanon LanoassronBoions | Aullaniaia Soaye: LANDESARCHADLDGIE
Klaina Platfengases 10 | 87346 Speyer
Stadtverwaltung Ludwigshafen R — Auflenstelie Spayer
| bich Stadiplanun
Postfach 21 12 25 i i ] :;"E g'wg'm -
Fing n peyer
67012 Ludwigshafen . B it
| — o 1 landasarchagologi-
[TobNe | 412 [ &121 T 423 | speyer@gohke rp do
i= | W www ks 1 de
Mein Aldenzeichen  Ihr Schrelben vom  Ansprechpaciner | E-Mail Talefon | Fax
2500/2012az! 18.12.2012 Dr. Andmea Zaeb-Lanz 06232 675740
AZ :4-124 F Hil 3118 andrea.zesb-lanz@gdke.rip. do 06232 675760
16.01.2013

Betr.: Bebauungsplan Nr. 257b ,Einzelhandel Sandloch";
hier; Stellungnahme der Direktion Landesarchédologie, AuBenstelle Speyer.

Sehr geehrte Damen und Herren,

in unserer Fundstellenkartierung sind im unmittelbaren Bereich der 0. g. Mainahme
keine archaologischen Fundstellen verzeichnet.

Es ist jedoch nur ein geringer Teil der tatsachlich im Boden vorhandenen
prahistorischen Denkmale bekannt; daher ist die Zustimmung der Direktion
Landesarchaologie — Speyer an die Ubernahme folgender Punkte gebunden:

1. Bei der Veergabe der Erdarbeiten, in erster Linie fir die ErschlieBungsmaRnahmen
hat der Bautrdger/Bauherr die ausfiihrenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten,
uns zu gegebener Zeit rechtzeitig den Beginn der Arbeiten anzuzeigen, damit wir
diese, sofern notwendig, Gberwachen kinnen.

2. Die ausiihrenden Baufirmen sind eindringlich auf die Bestimmungen des
Denkmalschutz- und Pflegegesetzes vom 23.3 1978 (GVBL 1978, Nr. 10, Seite 159
ff} hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archialogische Fund
unverziglich zu melden, die Fundstelle soweit als méglich unveréndert zu lassen
und die Gegenstande sorgfaltig gegen Verlust zu sichern.

3 Absatz 1 und 2 entbinden Bautrager/Bauhermn jedoch nicht von der Meldepflicht
und Haftung gegenuber der Direktion Landesarchaologie — Speyer.

4. Sollten wirklich archéologische Objekte angetroffen werden, so ist der
archaologischen Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzurdaumen, damit
wir unsere Rettungsgrabungen, in Absprache mit den ausfiihrenden Firmen,

2
Kamarbeliszeiten Parkmoglichikeiton - LANDESARCHADLOGIE
99, 00-12.00 Unr Parkplatze und Paskhauser e

14 00-15 30 Uhr im Innenstadibersich
Fr 08 00-13.00 Unt

B e NN —————.—
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planmagig den Anforderungen der heutigen archéologischen Forschung
entsprechend durchftihren kénnen,

5. Die Punkte 1 - 4 sind in die Bauausflihrungspléane als Auflagen zu {ibernehmen.
Diese Stellungnahme betrifft ausschlieBlich die archdologischen Kulturdenkmaler
und ersetzt nicht eine Stellungnahme der Direktion Landesbau- und
Kunstdenkmalpflege.

Flr Ruckfragen stehen wir Ihnen selbstverstandlich gerne zur Verfigung,

Mit freundlichen Griflen

LA,

" |
NTLRAG TS

(Dr. Andrea Zeeb-Lanz)

22 it | LANDESARCHAOLOGH
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Anlage 1.5:

RHEIN-PFALZ-

o Bereich Slantlanung _’.
<A R j '

Masrapagion Wir sind mittendrin! -4

A
[Tabme] 4 HE L)
{ 104 | | 4136 |
Krelsvarwaltung « Dororststr. 36 = 67059 Ludwigshafen Krels "
Stadtverwaltung Ludwigshafen Dorrhorstsir. 36
Bereich Stadtplanung SRR :
Postfach 21 12 25 Abledurg  Gesundheit und Verbraucherschutz
67012 Ludwigshafen — o1
[Zustandig  Herr Dr. Kevekordes
Zimmer 003
Talefon 0621/5808-763
Telefax  (621/5800-740
| E-Mail dr.sebastian kevekordes@kv-rpk. de
T e Schreden vom | Zschen Unser Zeichar/Buchungszechen Datum N
19.12.2012 / 4-124 F Hil 3118 306 031 08.01.2013

bitte: bei jeder Zanlung 0. Rickirags angeben

Bebauungsplan Nr. 257b , Einzelhandel Sandloch”

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Prifung der Antragsunteriagen auf die uns betreffenden fachlichen Belange teilen wir Ihnen
mit, dass unsererseits gegen den Bebauungsplan Nr. 257b Einzelhandel Sandloch® grundsatzlich
keine Einwande bestehen

Bezuglich der vorhandenen Bodenbelastungen durch Uran und Radium belastete Materialien muss
bei der Uberbauung dieser Flache sichergestellt sein, dass eine Schadigung der menschlichen Ge-
sundheit vermieden wird, Gieiches gilt auch fir die Innenraumiuft bei der spateren Nutzung von Ge-
béuden Uber der Altiastenfliche,

Mit freundlichen Grilten
/

Dr. Sebastian Kevekordes
Arzt 10r Hygiene und Umweltmedizin

Bankemrbentungen oo Krethasse Harras —- Sop e TEICTEn uns I mh ursebss ey
Ennmparb e e s e W42 LT Sl ks zp Tadslar  (DE31) M0G0 « Fpthamoemn T

St o Slackapuadhanes Soen 208 BLE a7 s Tairlas OMIY; 4EAB-TTT - WIS ——_ e b 0
P Lutwigehsheniin Tl FRATn  RLE S 00 ET Solbei ORI T e 2 = g rralis | el e e

AT el ke, oy | & Maraidan Fiflweg
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Anlage 1.6:

Stellungnahme S/18048/2013, Bebauungsplan
! Becker, Hermann
' An
sabine.hillekum
09.01.2013 09:09
Details verbergen
Von: "Becker, Hermann" <Hermann. Becker@kabeldeutschland.de>

An: <sabine.hillekum@ludwigshafen.de>

2 Attachments
Ludwigshafen, Einzelhandel Sandloch_Lap2.pdf Ludwigshafen, Einzelhandel Sandloch_Lap!.pdf

Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH
Zurmaiener StraBe 175 * 54292 Trier

Stadt Ludwigshafen
Stadtebauliche Planung Sud
Postfach 21 12 25

67012 Ludwigshafen

Referenz: 4-124 F.Hil 3118

Unser Zeichen: Vereilnetzplanung Trier, Stellungnahme Nr.: 518048

Telefon: 0651/1457-121, Fax: 088-92 33 42 11 88, email: hermann.becker@kabeldeutschland.de
Datum: 09. Januar 2013

Ludwigshafen, Bebauungsplan Nr. 257 b -Einzelhandel Sandfloch-

Vorhabenart: Bebauungsplan

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns for lhr Schreiben vom 19.12.2012.

Eigene MaBnahmen der Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH zur Anderung bzw. Erweiterung des
Telekommunikationsnetzes sind im genannten Planbereich nicht vorgesehen.lm Planbereich befinden sich
Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestandsplanen (M 1:500)
dargestellt ist. In welchem MaBe diese aufgenommen/gesichert/wiederverlegt werden missen, kann von uns zur Zeit nicht
beurteilt werden. Sollte eine Umverlegung unserer Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, findet sicharlich zu
gegebener Zeit ein Koordinierungsgesprach mit den betroffenen Versorgern statt, zu dem wir um méglichst frihzeitige
Einladung bitten. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausfiihrung zu schiitzen bzw. zu sichern sind,
nicht Oberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden dorfen.

Mit freundlichen GriiBen
Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH

Dieses Schreiben wurde elekironisch erstellt und ist ohne Unterschrift gilltig

Anlagen

2 Lageplan(-plane)

<<l udwigshafen, Einzelhandel Sandloch Lap2.pdfs> <<Ludwigshafen, Einzelhandel Sandloch Lapi.pdf>=

Informationen zu Produkten und Services von Kabel Deutschland unter www kabeldeutechland da

Informationen, insbasonders Pfii aben {vgl. § 80 AliG, § 35a GmbHG, §§ 177a. 125a HGE). zu sinzelnen Gasellschaften der Kabel Deutschland
Gruppe finden Sie unter httpJ/fwww kabeldeutschland.com/definfo/pflichtangaben.htmi

Diass E-Mail und stwaige Anhasnge enthalten vertrauliche und/eder rechtlich geschuetzte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige Adressat sind,
benachrichtigen Sie bitte den Absender und vernichten Sie anschliessend diese Mail und die Anlagen.
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Anlage 1.7:
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Bebauungsplan Nr. 257 b “Einzelhandel Sandloch® der Stadt Ludwigshafen,
Gemarkung Rheingdnheim

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht des Landesamtes fir Geclogie und Bergbau Rheinland-Pfalz werden zum
oben genanmten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen
gegeben.

Bergbau / Altbergbau:

Die Priifung der hier vorhandenen Unterlagen ergab, dass im Bereich der oben
genannten Flursticke kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau
unter Bergaufsicht erfolgt.

Das in Rede stehende Gebiet befindel sich innerhalb einer Aufsuchungserlaubnis fir
Erdwarme und Kohlenwasserstoffe. Inhaberinnen der Berechtigungsfelder sind die
Firmen GeoEnergy Feidgeselischaft Speyerdorf mbH, Blicherstralle 20 in 76185
Karlsruhe (Erdwdrme) und GDF SUEZ E&P Deutschland GmbH, Waldstrafie 39 in
48808 Lingen (Ems) (Kohlenwasserstoffe),

Da wir liber die genaueren Planungen und Vorhaben keine Kennirisse besitzen,

empfehlen wir thnen, sich mit den vorgenannten Inhabernnen in Verbindung zu
setzan.

Banbveerbindung. Spatkusss Rhair-Hasrd, Bad Dirkheim, BLT S4651240, Kio Nr. 20008
[BIC MALADES 101H] ML
{IDAN DE 705468 1 2400000020008
Ust. Nr. PABTHO5 308

+49 6131 9254123 7% 5.01
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UMD BERGBAL

@ Boden und Baugrund
- aligemein:

Es werden projekibezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. Die einschifgigen
Regelwerke, wie z B. DIN 1054, DIN 4020, DIN EN 1897-1 und -2 und DIN 4124, sind
zu beachten.

— mineralische Rohstoffe:
Kelne Einwande

@ - Radonprognose:
Das Plangebiet lieg! innerhalb eines Bereiches mit intensiver Bruchtektonik. in dem
ein erhdhtes bis hohes Radonpotential bekannt ist bzw. nicht ausgeschiossen werden
kann,

Radonmessungen in der Bodeniuft in Abhdngigkeit von den geologischen Gegeben-
heiten des Bauplatzes oder Baugebietes warden dringend empfohien. Dig Ergebnisse
solften Grundiage fiir die Bauplaner und Bauherren sein, sich ggf. fir bauliche
VorsorgemaBnahmen zu entscheiden. Werden hierbei tatséchiich Werte dber
100 kBg/m? festgestsilt wird angeraten, bauliche Vorsorgemalinahmen zu treffen, um
den Eintritt des Radons ins Gebdude weitgehend zu verhindem,

Wir bitten darum, uns die Ergebnisse der Radonmessungen mitzuteilen, damit diese
in anonymisierter Form zur Fortschrelbung der Radonprognosekarte von Rheinland-
Pfalz beitragen.

Studien des Landesamtes filr Geologie und Bergbau haben ergeben, dass flr
Messungen im Gestein/ Boden unbeding! Langzeltmessungen (ca. 3-4 Wochen)
notwendig sind. Kurzzeitmessungen sind hierbei nicht geeignet, da die Menge des
aus dem Boden entweichenden Radons in kurzen Zeitrdumen sehr stark schwankt.
Dafiir sind insbesondere Witterungseinfiisse wie Lufidruck, Windstédrke, Nieder-
schidge oder Temperatur verantwortlich. Nur so konnen aussagelahige Messer-
gebnisse erzielt werden. Es wird deshalb empfohien, die Messungen in elner
Baugebietsfiache an mehreren Stellen, mindestens &/ha, gleichzeitig durchzufdhren.

23
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Die Anzahl kann aber in Abhéngigkeit von der geologischen Situation auch héher
sein.

Die Arbelten soliten von eipern mit diesen Untersuchungen vertrauten Ingenieurbdro
ausgefihrt werden und dabel die folgenden Posten enthalten:

- Bagehung der Fldche und Auswahl der Messpunkie nach geologischen Kriterien;

_ Radon-gerechte, ca. 1m tiefe Bohrungen Zur Platzierung der Dosimeter, dabei
podenkundiiche Aufnahme des Bohrgutes;

- Fachgerechler Einbau und Bergen der Dosimeter;

- Auswertung der Messergebnisse, der Bodenproben sowie der Wetterdaten zur
Ermittlung der Radonkonzentration im Messzeitraurn und der mittleren jahriichen
Radonverfilgbarkelt,

- Kartlerung der Ortsdosislelstung (gamma);

- Interpretation der Daten und schriftiiches Gutachten mit Bavempfehiungen.

Fragen zur Geologie im betroffenen Baugebiet sowie zur Durchiiihrung der Radon-
messung in der Bodenluft beantwortet gegebenenfalis das Landesamt for Geologie
und Bergbau. Informationen zum Thema Badonschuiz von Neubauten und Radon-
sanierungen konnen dem "Radon-Handbuch® des Bundesamts fur Strahlenschutz
entnommen werden.

GARuhmds 1480121000

i}

09-Ta-2013
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Anlage 1.8:

Beteiligung der Tréger dffentlicher Belange an der Bauleitplanung
(§ 4 Baugesetzbuch)

Harrweis;

Mt cor Botolligurg wird hnen ale Triiger Sffentlicher Belange die Gelegenheit zur Steilungnahme Im Rahmen |hrer

Zustindigkeiten zu sinem konkreten Planverfahren gegeben Zweck der Stellungnahme kst #8, der Germeinde die
Informationen fiir ain sachgerechtss und optimales Planengsergebnis ru verschaffer, Die Stellungnahme

Gemeinde.

Stadtverwaltung Ludwigshafen Telefon: 0B21-504-3118 | Az 4-124 F Hil
Postfach 21 12 25 Fax: 0821-504-3704 Bearbedler: F. Hillekum
67012 Ludwigshafen

] Faschennutzungsplan: Nr

] Bebauungspian for das Gebiet: Nr. 257 b “Einzalhands! Sandicch'

[ Varhabenbezogener Bebsuungsplan

[ Sonstige Satzung:

&) Frist: 1 Monat (§ £ Abs. 2 Satz 1 BauGB)

Stellungnahme des Triigers Sffentlicher Belange:

Bearvererin i”aschl Tabha

157 Keind S ARNREWHER e 4oh mil Angabe de1 Grunde:
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PfalzKom, Geselischaft Teteton J(,»{ /S¥S e
filr Telekommunikation mbH e
_ Keschaiplatz 1 P OCIA /SPS I45¢C

[] Beabsichtigle eigens Planungen und Mallnahmen, die den o.g. Plan berihran kinnen, md dar Angabe ml
Sachslandes
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[ Eivwendungsn mil rechificher Veroinadiichieil aufgrund fachpesstelicher Regelungen. die im Regetfall in der
Abwagung nich! Ubenwunden wersen konnen,

Elmwandungen

Moglichkaitan dar Dberwindung (2. B, Ausnahmen oder Befreiungen).

[] sonstipe fachlich mmmmwmﬁ Sachkomplexen, jewsils mit dor
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[ Artrag aul Fristveriingerung sus wichigen Grund. mit der Begrindung und gaf. Nachwasen:
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Anlage 1.9:

Pfalzwerke
Netz AG
Figirwerbe Stz &G - Postiach 71 7165 . G773 Luedwigsnaian
Stadt Ludwigshafen am Rhein Regiansinetz
Postfach 211225 Winried Schieess
67012 Ludwigshafen Tolitan. 0031 SHSEh

Tewfax 0821 505-2065
EMall  exterra-planungen_kreurungen@otalaerke-setr de

Zeichan: BG05-2013-523-15618-01
{kte mmer anpabent)

Weitergabe per E-Mail Kopim an : Plalzkom GmbH

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 257 b ,Einzelhandel Sandloch" der Stadt
Ludwigshafen

hier: lhr Schreiben vom 18.12.2012, Zeichen: 4-124 F.Hil 3118

Guten Tag,

im Rahmen unserer Beteiligung an dem im Betreff genannten Verfahren geben wir folgende
Stellungnahme ab.

Die mitgeteilte Planung berlhrt Belange unseres Aufgaben-fZusiandigkeitsbereiches, es
bestehen aber keine Bedenken. Wir geben nachstehende Anregung an Sie weiter und bitten
um deren Berlicksichtigung.

Innerhalb des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes (Plangebiet) befindet
sich folgende Versorgungseinrichtung der Plalzwerke Netz AG:

‘ Unterirdische Telekommunikationskabelleitung im Bereich der Wattstralle®

Zur Information Ober den Bestand dieser Versorgungseinrichtung im Plangebiet liegt in der
Anlage ein Ubersichtsplan bel, in dem der Verlauf dieser TK-Leitung in der Farbe Rot aus-
gewiesen st

Diese Versorgungseinrichiung bedari nicht zwingend der zeichnerischen Berlicksichtigung
im Bebauungsplan. Zur textlichen Berlicksichtigung dieser Versorgungseinrichtung regen
wir aber an, im Textteil des Bebauungsplanes, unter /i Hinweise die nachstehend in Kursiv
dargestelite Ergénzung zu (bermehmen.

9  Im Plangebiel befindet sich in Bereich der ,Watistralle" eine unferirdische
Telekommunikationsleitung, die in der Planzeichnung nachnchtfich nicht ausgewiesen
ist. Die tatsachliche Lage dieser Leifung ergibt sich allein aus der Ortlichkeit.

Das Erfordernis von MaBnahmen zur Sicherung/Anderung dieser Leitung im
Zusammenhang mit ErschlieBungs- und Baumalnahmen ist frdhzeitig mit dem
Leitungsbetreiber (PfalzKom GmbH, Koschatplalz 1, 87061 Ludwigshafen) abzukidren.

B o Doss e rad Tubelin ST S8 H00 Worsiaet [T armecars e

Pialreario Matk AL Tuilaa 081 585 20NN Dopl g D Phomen bng Diskin o8 ArEErET Fimanarhaine

W e eals 7% [ e L e i TP B TR Luptwngaturtar e itmn Ko Ay MITRE BT SARA0Y 2T
Ll RREE 2 L) izl np D Whemch Sryy (e b e [l 151 [ S R

Ul OF T e EE T MALRDE LU
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Pfalzwerke
Netz AG

Seite 2

Schreiben vom 17. Januar 2013, Zeichen: BG05-2013-523-15618-01

Wir bitten um weitere Betelligung am Verfahren und Mitteilung, inwieweit aufgrund unserer
ge#uBerten Anregung eine Anpassung der Unteriagen zum Entwurf des Bebauungsplanes
vorgenommen wird. Bereits zu diesem Zeitpunkt bitten wir Sie, nach dem In-Kraft-Treten
des Bebauungsplanes, um Zusendung der rechtskraftig gewordenen Unterlagen, aus-
schilieRlich zur Verwendung in unserem Untemehmen. Hierflr bedanken wir uns bei lhnen
bersits im Voraus.

Sicherlich haben Sie Verstandnis dafir, dass wir Inhalt und Formatierung dieser
Stellungnahme nicht in das von Ihnen zur Verfligung gestelite Formblatt Gbertragen haben.

Die PEALZWERKE AKTIENGESELLSCHAFT hat ihren Betriebsteil ,Netzbetrieb" bzw. alle
dazu z#ihlenden organisatorischen Einheiten aufgrund zwingender gesetzlicher Vorgaben
im November 2012 in die Pfalzwerke Netzgeselischaft mbH ausgegliedert hat. Ferner wurde
ein Rechtsformwechsel durchgefiihrt und die bisherige Pfalzwerke Netzgeselischaft mbH in
die Pfalzwerke Netz AG geandert.

Wir bleiben von der bisherigen Zustandigkeit weiterhin Ihr Ansprechpartner. Beachten Sie
aber bitte teilweise Anderungen in den Kontaktdaten.

Freundliche Grilte
Pfalzwerke Netz AG

Regionalnetz
xterne Planungen/Kreuzungen

\
L/—T \' & '.I
{ \ W
Winfried Schleesa

Anlage: 1 x Ubersichtsplan (Luftbild mit Verlauf TK-Leitung)
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Anlage 1.10:

Beteiligung der Trdger dffentlicher Belange an der Bauleitplanung
(§ 4 Baugesetzbuch)

Higrweis.

Mit dor Betelligung wird Ihnen als Trager dHentlicher Belange die Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer
Zustindigkeiten zu sinem konkrelen Planverfahron gegebon. Zwack der Stellungnahme ist os, dor Gemainde die
notwendigen Informationen filr sin sachgerechtes uid optimales Planungsergebnis zu verschafen. Die Stellungnahme
Ist zu begriinden; die Rechisgrundlagen sind anzugeben, damit die Gemeinde den Inhalt nachvoliziehen Kann. Die

Abwigung obllegt der Gemednde.

Gemeinde:

Stadtverwaltung Ludwigshafen Telelon: 0821-504-3118 | Az. 4-124 F Hil

Postfach 21 12 25 F ;

X ax: 0621-504-3794 Bearbeiter: F. Hillekum

67012 Ludwigshafen

[ Frachennutzungsplan: | Bersich S:adtplanurig

(&) Bebauungsplan fiir das Gebiat: Nr. 257 b ,Einzelhandel Sandioch’ eng: 2 1 Jan 2003 |
— r——

[0 Vorhabenhezagener Bebauungsplan- iTgne | 499 FLio7 T 2kon |
! 120 | £ | &30

[ Senstige Satzung.

[& Frist 1 Monat (§ 4 Abs. 2 Satz 1 BauGB) Stadiverwalfung

Ludwigshaian-am-Rhein

eng. 21 Jan. 2013
Fachberaich ’Spmir A

Stellungnahme des Tragers &ffentlicher Belange:

Name/ Stelle des Triigers 6ffentlicher Belange: Bearbeiterin:  Jasna Milicevic
E::;h“ﬁ;:m e Email infrastrukturanfragen@mv-online. de
m‘:‘ﬁmﬁ% Teleton +40 (01821 485 -1729
A e | Fax + 48 ()62 1 455 -3465

[ Keine Stellungnahme erforderdich mit Angabe der Grande:

[ Beabsichtigte eigene Planungen und Mafinahmen, die den 0.g. Plan berOhren kidnnen, mit der Angabe des
Sachslandes:

Die an das Plangebiet anliegende Haltestelie Am Sandioch’ in Richtung Endhaltestalia
Rheingtinheim ist derzeit noch nicht benindertengerecht ausgebaut. Ein behindertengerechter Ausbau
mit Fahrgastunterstand — so wie an der Haltestelle in Richtung Gartenstadt schon vorhanden - sollte
seitens der Stadt Ludwigshafen angestrebt werden

[ Einwendungen mit rechilicher Verbindlichkeit sufgrund fachgesetzliches Regelungen, die im Regelfall in der |
Abwigung nichl Obsrwunden werden kénnan |

| won 2
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Einwendungen:

Méglichkuaiten der Uberwindung (2. B. Ausnahmen oder Belrelungen).

[ sanstige fachiiche Arvegungen aus der elgensn Zuslindigkell gegliedert nach Sachkomplexen, jeweds mit der
Begrundung und gof Rechisgrundiage:

] Antrag auf Fristverlangerung aus wichtigen Grund, mit der Begrindung und ggf. Nachweisen

-V
Mannhaim, 14 01.2013 : é:/_\ £

Ort. Datum rifi. DieMsthezechnu

Ivon 2

4-124 F.Hil 3118 Stand: August 2013



Anlage 1.11:

: s | (| RhcinkandDhl:

Ebrng I& Ja!"l. LUl STHURTLN- LD

CENEMMICUNCADIREETION

35t 1 2. 158 =D

Tab Nr | | = 123
{ TN SN A
gw-mwmmamwmmw :Eﬂms‘l‘ﬂ.l.én
Kar-Helfforich-Stralle
_Stadmne Ludwigshafen 53;33 s “r?
Rathausplatz 20 ;ﬁlﬁn g;; g;ﬂ
i elafax
67069 Ludwigshafen am Rhein refera23@agdsued.
iy S sLGd_rp.dé
14,09.2013
Meln Aktenzeichen  Ihr Schreiben vom  Ansprechpartneri-in / E-Mail Talafon / Fax
23-5B0,012260Wa  18.12.2012 Martin Wallertiergor 06321 99-1140
Bitle Immer angeben’ £121F Hil miartin.waltenbergen@sodsued rip de 0B321 33208
Bauleitplanung der Stadt Ludwigshafen am Rhein
Flachennutzungsplan () Aufstellung ( ) Anderung
Bebauungsplan (X) Aufstellung ( ) Anderung

Bebauungsplan 257 b ,Einzelhandel Sandloch*
(X) Anhbrung gemal § 4 Abs. 2 BauGB
() Offenlegung  gemaR § 3 Abs, 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht des Immissionsschutzes ergibt sich zur o. a. Bauleitplanung folgendes:

1. Einwendungen:
Durch den Betrieb von Einzelhandelsunternehmen ist mit Lirmemissionen zu

rechnen.
12
Konten der Landesobarkasse: Besuchszaitan: .‘ E
Deutsche Burdesbank, Filale LU 545015 05 (BLZ 845000 00)  Montag-Donnarstag
Sparkasse Rhain-Hanrd 20 008 (BLZ 546 512 40) 2001200 Uy, 14.00-15.30 Uty
Pesthank Ludwigshalen B26 678 (BLZ 545 100 67) Freiiag 9,00-12.00 Uty E
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2. Rechisgrundlagen: § 50 BImSchG

3. Méglichkeiten der Uberwindung:
Im Rahmen der Objektplanung muss eine Festlegung von baulichen Schalldamm-
Malen erfolgen.
Entsprechend der Begriindung zum Bebauungsplan ist sidlich des Geltungsbe-
reichs eine Larmschutzeinrichtung (Wall oder Wand) vorzusehen.

4. Hinweise:
Durch eine friihere Nutzung als Farbenfabrik sind radioaktive Bodenkontaminatio-
nen gefunden worden, welche teilweise zu erhéhten Ortsdosisleistungen der Gam-
mastrahlung fihren.
Im Sanierungsplan und im Bauantrag sind die bautechnischen Erfordernisse fir die
effektive Sicherung der Altlast festzulegen (Schutz vor Eindringen des Radon in die
Neubauten).

Mit freundlichen Griiten
im Auftrag

Martin Waltenberger

4-124 F.Hil 3118 Stand: August 2013



Anlage 1.12:

STRUETUR- LiND
CENEHMICUNGEDRRETTION
sSUb

Srukiur- und Ganafwmigurgsdinektion S04 | Postfach 10 10 73| REGIONALSTELLE
87410 Nevsladt an der WASSERWIRTSCHAFT,
- ABFALLWIRTSCHAFT,
Stadtverwallung [ Bereich Stadiplaniung BODENSCHUTZ
Stadtplanung - Kar-Helfferich-Straiie 22
z.Hd. Frau Sabine Hillekum E 28 Varz 2003 B7433 Neustadt an der
Postfach 21 12 25 e i SR
87012 Ludwigshafen [Tabte | «i7 | &3 | Telatax 06321 894222
e X poststelissgdsued o, de
www spisued rip.de
220113
Mein Aktanzeichen  Ihr Schreiben vom  Ansprechpartnes/-in / E-Mail Telefon | Fax
34/2-31.0603 18.12.2012 Wiolfgang Massch 06321 99-4171
471-Babpi-12 4-124F HE3 118 Wolfgang MaischiBsgdsued rip.da 08321 994222
Bilte immer angeben! Haraid Kuge! 08321 99-2454
Haraid Kugsifsgdsund rip.de 08321 99-2900

Bebauungsplan Nr, 257b ,Einzelhandel Sandloch*
hier: Behdrdenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrte Frau Hillekum,

wir mussten feststellen, dass unsere Stellungnahme vorn 06.02,2013 Fehler bzw. Un-
genauigkeiten enthielt, Diese (berarbeitete Stellungnahme ersetzt daher die Stellung-
nahme vom 06.02.2013.

Zu dern Bebauungsplan nehmen wir aus wasser-, abfaliwirtschaftiicher und bodenschutzrecht-
licher Sicht wie folgt Stellung:

Ziel der Planung ist die Steuerung der gewerblichen Entwicklung, insbesondere der Einzel-
handelsentwicklung,

Durch den Bebauungsplan wird ein bereits vollstindig erschlossener und bebauter Bereich
Uberplant

1. Ver- und Entsorgung
Den Unterlagen zu entnehmen ist das Plangebiet bereits volisténdig erschiossen.

2. Abfallwirtschaft / Bodenschutz

Die gesamte Flache des Bebauungsplanes liegt auf der ALG 314 00 000 - 0315, Ablage-
rungsstelie Ludwigshafen, Am Sandloch.

[x}

Raontsn dor Landesoberkasee: Besuchszeiten:

Deutsche Bundesbank, Filiale LU 646 016 05 (BLZ 54500000  Montag-Donnersiag

Sparkasse Rhen-Haamt 20 008 (BLY 546 512 40) 8.00-12.00 Uhe, 14,00-15 30 Uy
Postbank Ludwigshafen 926 678 (BLZ 545 100 6T) Fredsg 8.00=12.00 Upr
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Dort befindet sich auf einer Flache von ca. 10.000 m? die ehemalige nicht zugelassenen
Depanie / Gemeindemiillplalz sowie eine Bauschutt- und Erdaushubdeponie. Die genauen
Ablagerungsgrenzen hierzu sind nicht genau bekannt, Abgelagert wurden dort Siedlungs-
abfdlle, Haus-, Sperrmiill und hausmiillahniicher Gewerbemiill. Darunter sind auch radio-
aktive Farbpigmente zu finden (besonders unler dem ehemaligen Baumarkt OBI),

In Teilbereichen wurden im Boden Uran, Radionuklide, Blei, Arsen, Kupfer, Chrom und
MKW, in der Bodenluft Radon (teilweise starke bis extrem starke Radonbelastung in Ge-
bauden), im Grundwasser Uran, Chrom- und Arsen-Belastungen festgestelll,

Die Flache ist als Altlast anzusehen.

Erheblich belastete Flichen:

Im Bebauungspian ist die Parkplatzfidche nicht als Fléche, deren Béden erheblich mit
umwellgefdhrdenden Stoffen belastet sind (§ 9 (5) Nr. 3 BauGBY)" eingestuft. Ich empfehle,
den gesamten Geltungsbersich des Bebauungsplans als erheblich belastet zu kennzeich-
nen, da im gesamten Bereich Auffiillungen vorhanden sind und auch im sidwestiich an-
grenzenden Wohngebiet erhebliche Bodenbelastungen durch radioaktive Stoffe nachge-
wiesen wurden. Dariiber hinaus wird 2.Z1. ein Sanierungsplan erstellt, der fir den gesam-
ten Geltungsbereich des Sanlerungsplans eine Versiegelung vorsieht, Die Fliche wird
nach der Umsetzung des Sanierungsplans im Bodeninformationssystem als gesicherte
Altiast esingestuft.

Begriinung der Stellplatzflichen

In den textiichen Festsetzungen unter Punkt E wird eine Bepflanzung gefordert. Ich emp-
fehle, im gesamten Bebauungsplangebiet auf eine Begriinung soweit méglich zu verzich-
len. Die in den Randbereichen bereits bestehenden unversiegelten Griinfidchen kénnen
erhalten blelben,

Begrindung:

Eine Durchsickerung der Auffiillungen durch Oberflachenwasser wird durch die Versiege-
lung verhindert.

Im Bereich der geplanten Pflanzflichen miisste dies durch einen Bodenaustausch und
Sicherung der Auffilliung gegen seitlichen Wassereintritt gewshrieistat werden. Dies ist
zwar lechnisch machbar, stelll jedoch eine polentielle Schwachstelle dar.

Die Parkplatzfiiche ist z.Z1. im Wesentlichen nur in den Randbereichen begriint, Die For-
derungen des B-Plans stellen somit (aus bodenschutzrechtiicher Sicht) eine Verschiechte-
rung des Zustandes dar,

Da die Fiache mit radioaktiven Stoffen belastet ist, sollle das Stadiplanungsamt dem
MWHKEL (Hr. Dr. Hentzschel) ebenfalls Gelegenheit zur Stellungnahme zum B-Plan ge-
ben.

Kontaktdaten:

Dr, Rolf Hentzschel

MINISTERIUM FUR WIRTSCHAFT, KLIMASCHUTZ,

ENERGIE UND LANDESPLANUNG RHEINLAND-PFALZ

Referat Strahlenschutzvorsorge, Schutz vor natiidichen Strahiungsquelien, Ferniiberwa-
chung kemtechnischer Anlagen

Stiftsstr. 9

55116 Mainz

23
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CENE H-ICUING DRI TION
SLAD

Telefon 06131/16-4647
Telefax 06131/16-174647
Rolf.Hentzschel@mwkel.rip.de

Aufgrund der bodenschutzrechtlichen Bewertung und Einstufung bei der durch die Aufstal-
lung eines Sanierungsplans der gesamte Geltungsbereich eine Versiegelung vorsieht - ist
die Versickerung von nicht behandiungsbediirftigem Niederschlagswasser unter den bo-
denschutzrechtiichen Vorgaben und dem Grundwasserschutz zu prifen. Ein erstes Ge-
sprich hat statigefunden - s ist sine Entwasserungsplanung aufzustellen; das Entwésse-
rungskonzept ist mit der SGD Sild, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschafl und
Bu::msdiulz in Neustadt a.d. Weinstr. abzustimmen (Wasserrechtliches Eraubnisverfah-
ren).

Fazit
Die o.g. Bewertungen sind zu beachten,
Auf eine Begriinung auf dem gesamten Bebauungspiangebiel — mit Ausnahme der bestehen-

den randlichen Grinflachen - sollte verzichtet werden,
Das Entwasserungskonzept fiir das Areal ist friihzeitig mit unserem Hause abzustimmen.

Mit freundlichen GriRen
Im Aufirag

A fg)f W g }r{:u.-t}

\
\/

Wolfgang Maisch

k)
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Anlage 1.13:

| Bersich Stadwplemung

| Rt

| lEing 21 Jan 23 STRUKTUR- NG
GENEHMIGUMNGSMREXTION
_: -__4'_41 FID
Struktue- ured Genebvmigungadicekbon S0d | Poatfach 10 02 82 | Friedrich-Ebert-Strale 14
E7402 Meustad! an der Wesnsials 67432 Neustadt an des
Tehefon 06321 88-0
A
Stadtverwaltung Ludwigshafen i it -
Stadtplanung postsiele@sodsued rip do
Stadtebauliche Planung Sid www. sgdeued rip.da
z.H. Frau Sabine Hillakum 15.01.2013
Postfach 21 12 25 '
67012 Ludwigshafen
Mein Altenzeichen |hr Schreiben vom  Ansprechpartner/-in | E-Mail Tolefon { Fax
144332141 Lud- 19122012 Monda Vogel-Schuda 06321 89211
wigshalen Mon#a Vogel-Schuda@sgdsued ripde 08321 §9-3-2101

Bebauungsplan Nr. 257 b ,Einzelhandel Sandloch” der Stadt Ludwigshafen am
Rhein;
Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB

Sehr geehrte Frau Hillekum,

mit dem o.g. Bebauungsplan bezweckt die Stadt Ludwigshafen fir den Stadtteil
Rheingdnheim die planungsrechtliche Steuerung fir ein insgesamt ca. 2,5 ha groflles
Plangebiet, das zwei Sondergebiete ,Einzelhandel” umfasst. Die Planfiache liegt im
Stadtteil Rheingtnheim westlich der Bahnlinie und nérdlich des dortigen Mischgebie-
tes. Dieser Standort ist erschlossen, Gberwiegend bebaut und aus raumordnerischer
Sicht als peripher zu bewerten. Zu der dortigen Einzelhandelsentwicklung fanden be-
reits mehrere Abstimmungsgesprache und Schriftwechsel statt; an dieser Stelle sej
insbesondere auf den Besprechungsvermerk zu der geplanten Neugestaltung und
Umnutzung der Fachmérkte in der von-Kieffer-Stralte in Ludwigshafen-Rheingénheim
vom 13.03.2008 verwiesen,

14

Konten der Landesoborkasse:; Besuchszoitan:

Deutsche Bundesbark, Filale LU 54501505 (BLZ 545 000 00)  Montag-Donnerstag [E]:%1[E]
Soarkasse RheinHaard] 20 008 (BLZ 548 512 40) $.00-12,00 Uhr, 14.00~15.30 Uhr et
Postbank Ludwigshaten 926 676 (BLZ 545 100 87) Freitag 9.00-12.00 Uhs
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@ Der nun vorliegende Bebauungsplan Nr. 257 b bezieht sich auf eine Flache, die auch
Gegenstand des eingeleiteten Bauleitplanverfahrens fiir die 23. FNP-Teilanderung
LAm Sandloch® und fiir den Bebauungsplan Nr. 257 a _Einzelhandel Sandloch®" war.
Der rechtswirksame Flachennutzungsplan von 1999 weist das gesamte Gebiet der

bisher geplanten 23. FNP-Teilldnderung als Sonderbaufliche ,grof¥fiachiger Einzel-
handel® fUr nicht innenstadtrelevante Sortimente aus,

@ Fir die beabsichtigte planungsrechtiiche Steuerung des Einzelhandels im Plangebiat
sind das Landesentwicklungsprogramm (LEP) IV von 2008, die 1. Teilfortschreibung
des Plankapitels 4.2.2 Dienstleistungen, Handel des Regionalen Raumordnungspla-
nes Rheinpfalz von 2006 sowie der Fldchennutzungsplan von 1999 zu Grunde zu le-

gen.

Hinsichtlich der nach dem Landesentwicklungsprogramm (LEP) IV zu beach-

tenden Ziele gilt:

— Der Bebauungsplan ist an Z 57 (Zentralitétsgebot) angepasst und geeignet,
die Funktion des Oberzentrums Ludwigshafen zu sichern,

-~ Nach Z 58 (Integrationsgebot) sind groftfidchige Einzelhandelsbetriebe mit
innenstadtrelevanten Sortimenten nur in den stddtebaulich integrierten Be-
reichen (ZVB) zuldssig. Diese sind in Abstimmung mit der Regionalplanung
festzulegen.

— In Z 59 (Erganzungssiandorie) wird ausgefiihrt, dass diese in Abstimmung
mit der Regionalplanung auch fur Betriebe mit nicht innenstadtrelevanten
Sortimenten ausgewiesen werden kinnen. Innenstadtrelevante Randsorti-
mente sind auf eine innenstadtvertragliche Grolenordnung zu begrenzen.
Da das mit der Regionalplanung abgestimmte Einzelhandels- und Zentren-
konzept Ludwigshafen 2011 den Standort als Erganzungsstandort (S. 46,
Tab. 16 + 20) im Sinne von Z 59 ausweist, ist der Bebauungsplan gemafn
§ 1 (4) BauGB insoweit an dieses Zlel der Raumordnung angepasst. § 1 (8)
Nr. 11 BauGB wird beriicksichtigt.

24

4-124 F.Hil 3118 Stand: August 2013



4-124 F.Hil 3118

Rheinl:m:lpﬁ.lz
g STRUKTUR- UND

CEMEHMIGLUNGSDIREETION
LD

— In der Bauleitplanung ist dariiber hinaus das Ziel Z 60 (Nichtbeeintrachti-
gungsgebot) zu beachten, nach dem von grofflachigen Einzelhandelsein-
richtungen keine wesentlichen Beeintrachtigungen auf die Versorgungsfunk-
tion der zentralen Orte ausgehen darf. Dabei sind im Oberzentrum Lud-
wigshafen auch die Auswirkungen auf die Stadtteile zu beachten.

- Nach Z 61 (Agglomerationsverbot) ist der Bildung von nicht groBfidchigen
Einzelhandelsbetrieben mit innenstadtrelevanten Sortimenten aulerhalb der
stadtebaulich integrierten Bereiche durch Verkaufsflachenbegrenzungen in
der Bauleitplanung entgegenzuwirken. Haben sich bereits Agglomerationen
gebildet, sind diese als Sondergebiete des grofifidchigen Einzelhandels
auszuweisen und in ihrem Bestand festzuschreiben. Dass im Planbereich
eine Agglomeration nicht grofifiachiger Einzelhandelsbetriebe mit innen-
stadtrelevanten Sortimenten gegeben ist, stelit die Stadt in ihrem Einzel-
handelskonzept fest (S. 90, Punkt 4.3.14). Sie fiihrt im Konzept weiter aus,
dass es Ziel sei, das Stadtteilzentrum Rheingénheim zu erhalten und zu
entwickeln. Mit der Ausweisung von Sondergebieten ist der Bebauungsplan
geeignet, das Stadtteilzentrum und den zentralen Versorgungsbereich vor
wesentlichen Auswirkungen zu schiitzen. Unter dem Vorbehalt, dass mit
den Festsetzungen im Bebauungsplan der Bestand an innenstadtrelevanten
Sortimenten rechissicher festgeschrieben wird, kann festgestellt werden,
dass dieser Bauleitplan den genannten Zielen der Raumordnung entspricht
und negative stadiebauliche Auswirkungen vermieden werden kénnen,

@ In der 1. Teilfortschreibung des Plankapitels 4.2.2 Dienstieistungen, Handel des
Regionalen Raumordnungsplanes Rheinpfalz von 20086 ist das Plangebiet als
sonstiger grolifidchiger Einzelhandelsstandort im Bestand erfasst. Als soicher
geniel’t er grundsatzlich Bestandsschutz, eine Erweiterung der Verkaufsflachen
und zusatzliche Einzelhandelsansiediungen sind jedoch zu vermeiden.

@ Die geplante Ausweisung von Sondergebieten ,Einzelhandel” ist nur teilweise
aus dem rechtswirksamen Flachennutzungsplan entwickelt, da in diesem fur
die dargestelite Sonderbauflache als Zweckbestimmung fir den groRfiachigen
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Einzelhandel nicht innenstadtrelevante Sortimente festgelegt wurden. Die im
Bebauungsplan vorgesehene Ausweisung von Sondergebieten Einzelhandel
ergibt sich aus den vorhandenen Nutzungen, es wird jedoch angeregt, entspre-
chend dem Bebauungsplan im Parallelverfahren eine FNP-Anderung durchzu-
fiihren.

Mit freundlichen Griilen
Im Auftrag

i"ll g ‘,'/ ?..

((_‘ = r:.{L-= /. w‘ém_f.._‘
vkl
/ /

. Monika Vi uda

44

4-124 F.Hil 3118 Stand: August 2013



Anlage 1.14:

TWL

| Bersich Stadtplanung

_ Techmische Werke Ludwigshalen AG
Bng 18 Jan ZUES
TV AG - Pusttach 21 1223 - 87012 Luswigshaten '_ b it [dom [+
— 1 3335 | & |

Stadtverwaltung Ludwigshafen temayar
Frau Sabine Hillekum e J.?z?."s;:';::.":}"“""
4-12 Stadiplanung tax 0621-505 2840
Postfach 21 12 25 R,
67012 Ludwigshafen

16, Januar 2013%Wor
Bebauungsplan Nr. 257 b ,Einzelhandel Sandloch" Sehe 12
in Ludwigshafen - Rheingénheim
Sehr geehrie Frau Hillekum,

unsere Fachabteilungen nehmen wie folgt Stellung:

1. Netzdienste NDT1 Vw 2887
Strom-, Gas-, Wasser- und Fernwiirmeversorgung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird von TWL mit Strom, Gas und Wassar
ausreichend iiber das vorhandene Netz von der ,Von-Kieffer-Strale® versorgt Eine
Fernwarmeversorgung ist im angegebenen Gebiet nicht vorhanden. Die Stadt Ludwigshafen
Bereich Tiefbau beabsichtigt in naher Zukunft die Strafte .Am Sandloch® zu ermeuern. In
diesem Zusammenhand werden wir Netzmalinahmen im Bereich der Stromversorgung
durchfiiiren. Doch um eine detaillierte Aussage zum notwendigen Aufwand treffen zu kénnen,
ist eine genaue Lage- und Leistungsangabe von geplanten Maltnahmen notwendig.

Beim Anpflanzen von Baumen und Strauchern im Plangebiet sind im Bereich unserer
Versorgungsleitungen die DIN 18300 Erdarbeiten’, DIN 18303 Verbauarbeiten®, DIN 18304
~Rammarbeiten® und DIN 18307 Druckrohrieitungsarbeiten im Erdbereich’ und die DVGW-
Arbeitsblatter GW 315 Hinweise fir Malinahmen zum Schutz von Versorgungsanlagen bei
Bauarbeiten®, dem DVGW-Merkblatt GW 125 ,Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer
Versorgungsleitungen” und W 380 Einflisse und Schutzmalnahmen' sowie die
Unfaliverhitungsvorschrifien BGV A1 Allgemeine Vorschriften® und BGV D2 ,Arbeiten an
Gasleitungen” in der jeweils glltigen Fassung zu beachten.

TWLAG Rachislanm Ahlsngess schalt

Vorstand Harwuerbindung
Induatieatralle 3 SRz Ludwogs hafen am Rben D dng Hans-Hannch Kisuer Sparcasse Vo

neamaiy
B7063 Luthwigshatan Hegimergerehl Amisgencnt Dv.dng Reinor Litke MiooNr 130, BLZ 545 500 10
s tad Oe Ludwigknaten, HRD 1582 Autsicherat Genchisstand Ludwigehatan ooar
USTHdNr DE 148137082 Dr. Eva Lohsa (Vorsitmenos) archewetiger Gt dar Ensryeabnatims
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Technische Werke Ludwigshalen AG

Bata2)2

2 Grundstiickswesen FMG Rt 2663

Fur die im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr, 257 liegenden Grundsticke bestehen
folgende Grundsticksrechte zugunsten der TWL:

FL. St. Nr. 1135/15 und 1135/38, Stralenflachen: TWL-Versorgungsleitungen,
gesichert iber Konzessionsvertrag.

Fl. St. Nr. 1135/25: Pegel Nr. 423, keine grundbuchrechtliche oder privatrechtliche
Absicherung vorhanden.

Fl. St. Nr. 1152/6: beschrénkt persdnliche Dienstbarkeit fir Trafostation R 12 sowie
Versorgungsleitungen (5. Anlage).

Diese Grundstlcksrechte missen bestehen bleiben. Bei den textlichen Festsetzungen des
Bebauungsplanes sind folgende Passagen und Einzeichnungen aufzunehmen:

Mit Leitungsrecht belastete Flachen auBerhalb der éffentiichen Verkehrsfiachen dirfen nicht
mit Baumen oder tiefwurzelnden Strauchemn bepflanzt und nicht be- oder tiberbaul werden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)".

sowie

Die TWL-Trafostation muss zeichnerisch ausgewiesen '*  werden.

3. Erzeugung EZD Schopp 2806

Keine Anmerkungen.

Freundliche Grille

Technische Werke Ludwigshafen AG

W

I\,L_-; ¥
[ Volker Wiegand |

Abteillungsleiter Netzdienste

Anlagen

1 Leitungsbestandsplan Mafistab 1 : 500 DIN A1

Unterlagen Dienstbarkeit

TWLAG Rechistorm Aktinngessdschalt Virstand Bakveitindung
irdusirestale 3 Snr Luowigshaten am Rhain O -Ing Hars-Heairdich Kisuier Soertasar Vorcerphalz
BT Ludwigaholen Reguiegencht Amtsgono Dn-ing Feinor Lifes ¥ao-Nr 123, BLZ 545 500 10
W fad o Ligwgahaien, HRE 1587 Géretinsiad Ludwigssalen odar

Bassiretaral
UST.dohe DE 142137082 O Eva Lohea (Vorsitaenda; adprweligel O oer Ereegernhme
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Anlage 2: Stellungnahmen im Rahmen der Beteiligung der Offentlichkeit
gemaR § 3 (2) BauGB

Anlage 2.1:
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Lenz und Johlen

Rechtsanwalte Partnerschaft

Lenz und Johlen - Postfach 102365 - D 50463 Koln Prof. Dr. Heribert Johlen”
Dr. Klaus Schmiemann™
Stadt Ludwigshafen am Rhein Dr. Franz-dosef Paul

Dr. Rainer Vot ™

. Sladlplajnung.- Dr. Michael Oerder”*
Frau Sabine Hillekum Dr. Thomas Lottgau"™
Rathausplatz 20 Thomas Elsner
67065 Ludwigshafen Rainer Schmitz"

Dr/Alexander Beutling™
Dr. Markus Johlen™
Eberhard Keunecke ™
Vorab per Telefax: 0621 — 504-3794 Dr. Inga Schwertner "
Dr. Philipp Libert "
. Dr, Christian Giesecke, LLM "
Kéln, den 01.07.2013 Sekretariat: Tel.: +49 221 97 30 (2-25 Dr. Felix Pauli”
Unser Zeichen: 01250/13 12/th Frau Heyna j-heyna@lenz-johlen.de Dr. Giso Hta!lh'=1mrr|€:rAHawigUE
Dr. Tanja Lehmann
Martin Hahn
Bebauungsplan Nr, 257 b, Einzelhandel Sandloch® Dr. Kai Petra Dreesen, LL.M'
. 2 % . s Nick Kockler
Hier: Offentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB B Tobae el
Béla Gehrken

Partner | 8a PartiG6
Fachanwalt fir Verwaltungsrecht
Fachanwalt far Bau- . Architaktenrecht

Sehr geehrte Damen und Herren,
AnwaliMadiator DAA

Y . :
- |0r. Rainar Vol aiich FLI Hagan)
sehr geehrtc Frau Hillekum, MeGill Uiversity (Mantreal, Kanada)

Mastar of European Stugias

Magister der Verwallungawissenschatien
. - - . . - oy ~ o {BHV Speysr)

wie Sie wissen, wird die IAK Dritte Immobilienfonds Kéln GmbH & CO. ¢ yoinise en o hversie fars 5,

KG, Projekte Ludwigshafen/Wiilfrath KG, vertreten durch Herrn Rechtsan-
walt Dr. Hans-Joachim Sievers, Vor den Sicbenburgen 2, 50676 Koln, von

- zwmewm

om

Gegrindet voil RA Wollgeng Lenz

uns beraten und vertreten. Eine auf uns lautende Vollmacht kénnen wir er-

forderlichenfalls nachreichen.

Zu dem im Betreff bezeichneten Entwurf des Bebauungsplans Nr. 257 b

nehmen wir wie folgt Stellung:

1.

Wie Sie wissen, ist unsere Mandantin Eigentiimerin nahezu aller Grund-
stiicksflichen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 257 b. Unsere
Mandantin plant die Erweiterung und Umstrukturierung der bereits im Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes vorhandenen Einzelhandelsbetriebe. Zur

Lenz und Johlen Tel +49221973002-0 Parinerschattsgeselischaft Sparkasse KdlnBarin Commerzbank AG
Kaygasse 5 Fax +49221 873002-22 Sitz Koln, AG Essen PR 1775 Kio -Nr. 14002018 Klo-Nr. 1515600
D 50676 Kaln www.lenz-johlen.de UstID-Nr. DE 122725191 BLZ 37050198 BLZ 370 40044

4-124 F.Hil 3118 Stand: August 2013



2

Vorbereitung auf diese Umstrukturierung ist mit Ihnen der stidtebauliche Vertrag vom
18.03./05.04.2011 geschlossen worden. Der Gegenstand des Vertrages bestand insbe-
sondere darin, Art und Umfang der tiber den Bestandsschutz hinausgehenden Zulés-
sigkeit von Einzelhandelsnutzungen im Plangebiet zu regeln. Der nunmehr offenlie-
gende Planentwurf wird den zwischen Threr und unserer Mandantin getroftenen Ver-

einbarungen nur teilweise gerecht.

2.

In der textlichen Festsetzung .A.1. wird bestimmt, dass in den beiden im Bebauufi’gs-
plangebict festgesetzten Sondergebieten grofiflichige Einzelhandelsbetriebe mit im
Einzelnen aufgefithrten Sortimenten zulidssig sind. Unserer Mandantin bleibt daher die
Wahl, in welchem Bereich des Plangebietes sie diese Vorhaben ansiedelt.

Wenn diese Bewegungsfreiheit fiir die in LA.1. genannten Sortimentsgruppen einge-
riumt wird, muss dies konsequenter Weise auch fiir die in der textlichen Festsetzung
[.A.2. genannten Lebensmitteleinzelhandelsnutzungen gelten. Auch fiir diese muss

dann eine Errichtung im SO 1 méglich sein.

3.
Entgegen der' vorbezeichneten stidtebaulichen Vereinbarung wird die Zuldssigkeit
eines Drogeriefachmarktes mit 800 m* Verkaufsfliche (vgl. § 5 der Vereinbarung)

nicht festgesetzt. Wir bitten, diese Festsetzung aufzunehmen.

4.

Wir regen an, dass die Bestandsschutzfestsetzung im Sondergebiet den Regelungen in
§ 5 der stidtebaulichen Vereinbarung angepasst werden. Dabei muss insbhesondere der
Erneuerungstatbestand nicht nur auf die Notwendigkeit fiir eine weitere funktionsge-
rechte Nutzung beschriinkt sein, sondern fiir jedwede Neuerrichtung bzw. Erneuerung
der Anlagen. Da im Sondergebiet Festsetzungen nach § 1 Abs. 10 BauNVO grundsiitz-
lich nicht méglich sind, sollten wir tiber die Fassung dieser bestandsschutzsichernden
Festsetzung noch einmal persdnlich sprechen.

5;
Die Nachweismiiglichkeit notwendiger Stellplitze fiir die jeweiligen Sondergebiete

muss wechselbeziiglich sein und nicht nur SO 2 in Richtung SO 1.
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6.

Entsprechend E Ziff. 1. sollen die Dachflichen extensiv begriint werden. Diese Fest-
setzung kénnte im Bereich des Bestandsgebiudes nicht umgesetzt werden, da die zu-
sitzliche Dachlast in der Bestandsstatik nicht beriicksichtigt ist. Wir bitten daher um
Klarstellung, dass diese Festsetzung ausschlieBlich fiir neu zu errichtende Gebiude gilt

und nicht fiir Umnutzungen.

Die Festsetzungen E Ziff. 2. und 3. sind mit dem Sanierungsplan fiir die Altlasten nicht
kompatibel. Es muss hier unbedingt ein Abgleich mit den Festlegungen und Auflagen

des Sanierungsplanes erfolgen.

T
Die Héhe des Pylon in I1. C Ziff. 4. bitten wir auf 20 m zu erhéhen, damit auch eine
ausreichende Sichtbarkeit erreicht ist und der Pylon auch seine Funktion als Verkehrs-

lenkungsturm erfiillen kann.

8.

Die in I1. D vorgesehene Einfriedung entlang der Wattstralie sowie der Nordgrenze der
Bischung milssen mindestens eine Hohe von 2 m iiber den Bezugspunkten aufweisen,
da im Bereich des Bauteils A die Anlieferung fiir die Lebensmittelmirkte erfolgt und
entsprcchénd abgesichert wird.

9,
Wir halten es insgesamt fiir dringend notwendig, dass wir noch einmal iiber die Ein-
zelheiten des Bebauungsplanes persénlich sprechen und regen an, dass Herr Lambrecht

unmittelbar einen Besprechungstermin vereinbart.
Fiir weitere Riicksprache stehen wir jederzeit gerne zur Verfiigung und verbleiben

mit i're,fudlicﬁem (Gmﬁ
A | f_

(Dr. Thonﬁs\Lt'jttg 1) |

Rechtsanwalt |

\
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Anlage 2.2:

Mobility Bereich 5:_:,_;{'1?:};_.—,&:17;(1
DB Networks l ) .
Logistics |ging: 10 Juni 2013 ]

DB Services Immobilien GmbH
Niederlassung Frankfurt
) . ) Camberger Str. 10
DB Services Immobilien GmbH « Niederlassung Frankfurt

Camberger Str, 10+ 60327 Frankfurt am Main 60327 Frankfurt am Main
www.deutschebahn.com/dbsimm

Stadt Ludwigshafen am Rhein Josef Steier
Stadtplanung Telefon 069 265-41387
Paostfach 211225 Telefax 069 265-41379

josef.steier@deutschebahn.com

5 5 Zeichen FRI-Ffm-|

67012 Ludwigshafen am Rhein Az: THB-FFM-2013-9193
)

A
Bearbeiter: Frau Schlien
Zeichen: 4-121F.Schi3122

06.06.2013

Bebauungsplan Nr. 257 b ,,Einzelhandel Sandloch”

~ Beteiligung der ToB
» DB-Strecke 3280 Homburg-Ludwigshafen, Bahn-km ca. 101,550 - 101,730, IdB

— Sehr geehrte Damen und Herren,

die DB Service‘s Immobilien GmbH, als von der DB Netz AG bevoliméchtigtes Unternehmen,
libersendet Ihnen, nach den uns vorliegenden Unterlagen, hiermit folgende Gesamtstellung-
nahme zum o. a. Bebauungsplan.

Mit Schreiben vom 06.03.2013 (Az.: 2012-8744/Fi) haben wir zu o. g. Bebauungsplan eine Stel-
lungnahme abgegeben, deren Inhalt weiterhin vollinhaltlich giiltig ist.

Insbesondere weisen wir nochmals auf den parallel zur Bahn verlaufenden Weg hin (gewidme-
tes Bahngelande), der als DB-Fldache im Bebauungsplan darzustellen und von jeglicher Mitbe-
nutzung und Bebauung freizuhalten ist.

Mit freundlichen GriiRen

DB Services Immobilien GmbH
Niederlassung Frankfurt am Main

—

=¥ |

i. V. Trobisch i, 9( Steier
/

DB Services Immobitien GmbH ~ Varsitzender des Geschahslihrer:
Sitz der Gesellschaft: Berin - Aulsichisrates: Torsten Thiele
Registergerichi: Rall Schweisel (Varsitzentler)
Berlin-Charlottenburg Bodo Bonifer
HRB 86 570 Dr, Petra Johner
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Anlage 2.3

Ihre Referenzen
Ansprechpartner
Durchwahl
Datum

Betrifft

Hausanschrift
Postanschrift
Telekontakte

Konto

Aufsichtsrat

Geschaltstihrung
Handelsregister

4-124 F.Hil 3118

Deutsche Telekom Technik GmbH
Postfach 10 73 00, 68123 Mannheim

Stadtverwaltung

FB Stadtplanung
Postfach 21 12 26
67012 Ludwigshafen

Fr. Schlien; Az: 4-121F.Schl
Annegret Kilian

+49 0621 294-5632
21.06.2013

165998 - BPL Nr.257b "Einzelhandel Sandloch" in Ludwigshafen, OT Rheingénheim;

Ihr Schreiben vom 22. Mai 2013

Sehr geehrte Damen und Herren,

vielen Dank fur die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Telekom
Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentimerin und
Nutzungsberechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik
GmbH beauftragt und bevollmachtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung
wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und
dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g.
Planung nehmen wir wie folgt Stellung:

Zur 0. a. Planung haben wir bereits mit Schreiben 165998 - BPL Nr.257b
"Einzelhandel Sandloch" / Bernd Kittlaus vom 08. Januar 2013 Stellung genommen.

Diese Stellungnahme gilt unverandert weiter.

Mit freundlichen Grilen

i V. )/ i. A 27
AR e
Bogdan Polke Annegret Kilian

Y,

Deulschie Telekam Technik GmbH
hnische \'Hm stiuktur Niederlassung Stidwest, Seckenheimer Landstr, 210-220, 68163 Mannheim
ct annheim

www.telekom de

Pos
IBAN
DT
Dr Br |, Albert Matheis, Klaus Peren
Amisgericht seselischalt Bongy

UStIdNr. DE 8
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Anlage 2.4:

Stellungnahme $/19465/2013, 67065 Ludwigshafen, Bebauungsplan Nr. 257 b "Ein... Seite 1 von 2

Stellungnahme S/19465/2013, 67065 Ludwigshafen. Bebauungsplan Nr. 257 b

Q‘ - "Einzelhandel Sandloch", Bauleitplanung
# Planauskunft, 1

= An:

petra.schlien

25.06.2013 12:56

Details verbergen

Von: "Planauskunfi, 1" <Planauskunftl @KabelDeutschland.de>

An: <petra.schlien@ludwigshafen.de>

| Attachment
| ror 8 v

LU_Am_Sandioch.pdf

Kabel Deutschland Vertrieb + Service GmbH
Zurmaiener Str. 175 * 54292 Trier

Stadt Ludwigshafen am Rhein
Postfach 21 12 25

67012 Ludwigshafen

Referenz: 4-121F .Schl3122

Zeichen: Netzplanung, Stellungnahme Nr.: S19465

E-Mail: Planung_NE3_Trier@KabelDeutschland.de

Datum: 25. Juni 2013

67065 Ludwigshafen, Bebauungsplan Nr. 257 b "Einzelhandel Sandloch”, Bereich It. Ihrem Plan
Vorhabenart: Bauleitplanung

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fiir Ihr Schreiben vom 22.05.2013.

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens, deren Lage auf den
beiliegenden Bestandsplanen (M 1:500) dargestellt ist. In welchem Mafte diese
aufgenommen/gesichert/wiederverlegt werden mussen, kann von uns zur Zeit nicht beurteilt werden. Sollte
eine Umverlegung unserer Telekemmunikationsanlagen erforderlich werden, findet sicherlich zu gegebener
Zeit ein Koordinierungsgesprach mit den betroffenen Versorgern statt, zu dem wir um méglichst frihzeitige
Einladung bitten. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anlagen bei der Bauausfilhrung zu schitzen bzw. zu
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sichern sind, nicht iberbaut und vorhandene Uberdeckungen nicht verringert werden dirfen.

Anlagen
1 Lageplan(-plane)

<<LU_Am_Sandloch.pdf>>
Mit freundlichen Griilen
Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH

Dieses Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift glltig.

Verteilnetzplanung Std/Trier

Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH

Region Rheinland-Pfalz/Saarland

Zurmaiener Stralle 175

54292 Trier /4

E-Mail: mailto:Planung_NE3 Trier@kabeldeutschland.de
Internet: http://www kabeldeutschland.de/

Informationen zu Produkten und Services von Kabel Deutschland unter www kabeldeutschland de

Informationen, insbesondere Pflichtangaben (vgl. § 80 AKktG. § 352 GmbHG, §§ 177a, 125a HGB), zu einzelnen Gesellschaften der Kabel
Deutschland Gruppe finden Sie unter http-/lwww kabeldeutschland com/de/info/pflichiangaben html

Diese E-Mail und etwaige Anhaenge enthalten vertrauliche und/oder rechtiich geschuetzte Informationen. Wenn Sie nicht der richtige
Adressat sind, benachrichtigen Sie bitte den Absender und vernichten Sie anschliessend diese Mail und die Anlagen.
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Anlage 2.5:
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12/86/2813 14:21 +49-6131-9254123 LGE MAINZ S; a1/e2

| Rbsinkandpit

LANDESAMT FUR GEOLOGIE

UND BERGBAU
Lendesamt ir Geslogia und Bergbau Rheinland-Ptalz Emy-Roeder-Strafe §
Postfach 10 D2 55 | 55133 Mainz 55129 Mainz

Teleton 06131 9254-0

1 Telefax 06131 9254-123
Stadiverwaltung Ludwigshaten Mall: offica®gb-p.de

Postfach 21 12 25 www lgb-rip.de

67012 Ludwigshafen 12.06.2012

Mein Aktenzeichen Ihr Schreiben vom Talefon
Bitte immer angebenl 22,05.2013

3240-1560-12/V2 4-121F.Schia1z2

Dr. Kudr ¢

Bebauungsplan Nr. 257 b "Einzelhandel Sandloch" in Rheingdnheim der Stadt
Ludwigshafen

Sehr geehrte Damen und Herren,

aus Sicht des'l.andesamtes flr Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz werden zum
oben genannten Planvorhaben folgende Anregungen, Hinweise und Bewertungen
gegeben:

Bergbau / Altbergbau:

Die in der Steliungnahme vorn 09.01.2013 getroffenen Aussagen zum Bebauungsplan
"Nr. 257 b "Einzelhandel Sandloch” gelten auch flir die Anderung weiterhin:

Die Priifung der hier vorhandenen Unferlagen ergab, dass im Bereich der 0.g. Flur-
stlicke kein Altbergbau dokumentiert ist und kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht
erfolgt.

Das in Rede stehende Gebiet befindet sich innerhalb einer Aufsuchungseriaubnis fiir
Erdwdrme und Kohlenwasserstoffe. Inhaberinnen der Berechtigungsfelder sind die
Firmen GeoEnergy Feldgesellschaft Speyerdorf mbH, BliicherstraBe 20 in 76185
Karlsruhe (Erdwédrme) und GDF SUEZ E&P Deutschiand GmbH, WaldstraBe 39 in
49808 Lingen (Ems) (Kohlenwasserstoffe).

Da wir iber die genaueren Planungen und Vorhaben keine Kenntnisse besitzen, emp-
fehlen wir thnen, sich mit den vergenannten Inhaberinnen in Verbindung zu setzen.

Bankverbindung' Sparkasse Rheln-Haardt, Bad Dirkheim, BLZ 54651240, Kto.Nr. 20008 Pl
{BIC MALADES1 DKH) _‘3
(IBAN DE70548512400000020008) —- = ——
Ust. Nr. 26/673/0138/6

12-JUN-2813  14:20 +439 8131 9254123 =ire S.81
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12/86/20813 14:21 +45-6131-9254123 LGE MAINZ S- B2/82

@ :
LANDESAMT FUR GEOLOGIE
LIND BERGBAU

Boden und Baugrund
- allgemein:

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsétziich die einschldgigen Regelwerke
(u.a. DIN 4020, DIN EN 1897-1 und -2, DIN 1054) zu berticksichtigen.

~ mineralische Rohstoffe:

Es gift welterhin unsere Stelfungnahme vom 09.01.2013.

~ Radonprognose:

Es gilt weiterhin unsere Stellungnahme vom 09.01.2013.

Mit freundlichen GriiBen
In Vertretung *

( Dr. Friedr|gh Hafner )

Leitender Geologiedirektor
GARUhM\241550122_1 dogs
2/2
12-TUMN-2013  14:21 +49 6131 9254123 9% 5.2
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Anlage 2.6:
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Pfalzwerke
Netz AG

Plalzwerka Netz AG « Fosifach 21 73 85 - 87073 Ludwigshafen

Stadt Ludwigshafen am Rhein Regionalnetz
Postfach 211225 Isolde Schuster

: Telefon: 0621 585-2247
67012 LUdWIQShafen Telefax: 0621 585-2985

E-Mail* externe-planungen_kreuzungen@pfalzwerke-netz. de

Zeichen: BG95-2013-523-15618-01
{bitte immer angeben!)
Datum:  26. Juni 2013

Weitergabe nur per E-Mail

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 257 b ,,Einzelhandel Sandloch® der Stadt
Ludwigshafen

hier: lhr Schreiben vom 22.05.2013, Zeichen: 4-121 F.Schl 3122

Guten Tag,

die Ihnen zur Wahrung der Belange unseres Unternehmens im Rahmen der friihzeitigen
Beteiligung mit Schreiben vom 17.01.2013, Zeichen BG05-2013-513-15618-01, (Kopie
siehe Anlage) bereits mitgeteilten Anregungen wurden im Verfahren zwischenzeitlich nur
teilweise berlicksichtigt. Zur mitgeteilten Planung bestehen auch weiterhin keine Bedenken.
Wir geben aber nochmals nachstehende Anregungen an Sie weiter und bitten um deren
Berlicksichtigung.

Zur textlichen Beriicksichtigung unserer Versorgungseinrichtung regen wir aber an, im
Textteil des Bebauungsplanes, unter /Il Hinweise die nachstehend in Kursiv dargestelite
Erganzung zu Gbernehmen.

9 Im Plangebiet befindet sich in Bereich der ,Wattstralle" eine unterirdische
Telekommunikationsleitung, die in der Planzeichnung nachrichtlich nicht ausgewiesen
ist, Die tatséchliche Lage dieser Leitung ergibt sich allein aus der Ortlichkeit.

Das Erfordernis von Manahmen zur Sicherung/Anderung dieser Leitung im
Zusammenhang mit ErschlieBungs- und Baumalnahmen ist frihzeitig mit dem
Leitungsbetreiber (PfalzKom GmbH, Koschatplatz 1, 67061 Ludwigshafen) abzukléren.

Bereits zu diesem Zeitpunkt bitten wir Sie, nach dem In-Kraft-Treten des Bebauungsplanes,
um Zusendung der rechtskraftig gewordenen Unterlagen, ausschlie3lich zur Verwendung in
unserem Unternehmen. Hierfiir bedanken wir uns bei lhnen bereits im Voraus.

Freundliche GriiRe

Pfalzwerke Netz AG

R ionflnetz
Z 1<

I Gerhard Richter Anlage: 1 x Unser Schreiben vom 17.01.2013
\ j M itz der Gasslischatt Talefon: 0621 5852090 Varstand Registargarichi Barkverbindungen
Plalzwarks Netz AG Telefax DE21 585-2081 Dipl <ng Dipl Wirsch -Ing Dieler Sroka Amlsgerichi Kralssparkassa Rhain-Pfalz
Kurfursiansiratie 28 www pllzwarke-netz de Aulsichtsraisvorsilzendar. Ludwigshafen am Rhein Konlo-Nr. 69798, BLZ 54550120
67061 Luawigshafan Pipl <ing. Dipl Wirisch -Ing René Chassein HRB 63288 IBAN-Nr DE 75545501 20000069799

USt-ldNr DE 148145804 SWIFT-BIC MALADESILUH
SEPA- |D DE40PNADNOOD 122536

Anlage 3: Lageplan (ohne Malistab)
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Anlage 4: Planzeichnung (ohne Mal3stab)
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Anlage 5

PLANZEICHENERKLARUNG

Art der baulichen Nutzung (§9 (1) Nr. 1 BauGB i.v.m. § 11 BauNVO )

SO Sondergebiet "Einzelhandel"

Einzelhandel

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen (§9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO )

Baugrenze

Verkehrsflachen (§9 (1) Nr. 11 BauGB )

StraBenverkehrsflachen

Flachen fir Versorgungsanlagen, Abfall-, Abwasserbeseitigung (§9 (1) Nr. 12 BauGB )

D Elektrizitat

Griunflachen (§9 (1) Nr. 15BauGB)

Private Grinflachen

Mafinahmen und Flachen zum Schutz und Pflege
von Natur und Landschaft (§9 (1) Nr. 250 BauGB)

eccccce Umgrenzung von Flachen zum Erhalten und
. . Nachpflanzen von Baumen, Strauchern und

[XXXXXX] sonstigen Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Anlage zum Schutz vor schadlichen
~w—w—w  Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes

(§9(1)Nr.24 BauGB))

r--1 Grenze des raumlichen Geltungs-
bereiches Bebauungsplanes

L--‘ (§9(7)BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher
Nutzung

(§1(4)und § 16 (5) BauNVO )

V Larmpegelbereiche
(§9(1)Nr. 24 BauGB )

Kennzeichnung

Umgrenzung der Flachen, deren Béden
X X XX erheblich mit umweltgefahrdenden Stoffen
belastet sind (§ 9 (5) Nr. 3 BauGB )

Beispielhafte Belegung der Nutzungsschablone
(§9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 11 BauNVO, § 9 (1) BauGB i.V.m. § 16 BauNVO )

Art der baulichen Nutzung S0t

Einzehandel
Grundflachenzahl (GRZ) [0.7 |@ Geschossfléchenzahl (GFZ)
Gesamthéhe |GH=10,0
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Anlage 6: Textliche Festsetzungen, Ortliche Bauvorschriften und Hinweise

. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN nach BauGB und BauNVO

A Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 (9), § 8 und § 11 BauNVO)

In den Sondergebieten SO 1 und SO 2 sind grof¥flachige Einzelhandelsbetriebe
folgender 10 Sortimentsgruppen zuldssig:

- Bau- und Heimwerkerbedarf

- Bettwaren, Matratzen

- Bodenbelage

- Biromaobel, Bliromaschinen, grofteilige Biroartikel
- Eisenwaren, Werkzeuge

- Elektro- (Kiichen-) GroRRgerate

- Gartenbedarf und Gartenhauser

- groliteilige Sportgerate und Campingartikel

- Mobel, Klichen

- Zoofachmarkte

Auf 10 % der Verkaufsflache, jedoch maximal 800 gm, des jeweiligen
Einzelhandelsbetriebes sind Randsortimente zulassig.

Randsortimente im Sinne der Festsetzung sind innenstadtrelevante Sortimente, die der
Erganzung des Kernsortimentes durch Waren dienen, die in enger Beziehung und
Verwandtschaft zu dem jeweiligen Kernsortiment stehen.

N

2 Im SO 2 ist Lebensmitteleinzelhandel in Form von Lebensmittelvollsortimentmarkten und
-discountern zulassig.

21 In einem Lebensmittelvollsortimentmarkt sind Warensortimente nur wie folgt zulassig:
a) Hauptsortiment folgender 2 Warengruppen:

- Lebensmittel
- Getranke

b) Auf maximal 30 % der Verkaufsflache des jeweiligen
Lebensmitteleinzelhandelsmarktes sind Nebensortimente in Form der in
Lebensmittelvollsortimentmarkten Ublicherweise angebotenen Non-Food-Sortimente
des taglichen Bedarfs zulassig.

2.2 Innerhalb eines Lebensmittelvollsortimentmarktes ist auf einer ausschliellich vom
Markt aus zuganglichen und in Grundflache und Baumasse untergeordneten Flache,
die maximal 10 % des jeweiligen Einzelhandelsbetriebes einnimmt, eine
Verkaufszone mit nicht-grof3flachigem Einzelhandel und Dienstleistungen zulassig
(Ladenzone).

Innerhalb der Ladenzone darf die Verkaufsflache fiir einzelne Warengruppen des
zuldssigen Haupt- und Nebensortimentes 100 gm nicht Uberschreiten.

2.3 Innerhalb eines Lebensmittelvollsortimentmarktes ist ausnahmsweise Aktionsware
ohne Sortimentsbeschrankung gemaf 2.1 auf einer Flache von maximal 100 gm
zulassig.

3 In den Sondergebieten SO 1 und SO 2 sind ausnahmsweise zuldssig:
- Kioske, Imbissstande und temporare Verkaufseinrichtungen
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- Serviceeinrichtungen fir Kunden und Mitarbeiter, wie Café, Restaurant, Kinderhort, die
in den Baukorper des Betriebs baulich integriert sind und sich in Grundflache und
Baumasse gegenlber dem Hauptbetrieb unterordnen.

4  Fir den im Gebiet bereits vorhandenen, tber Lebensmitteleinzelhandel
hinausgehenden, zentrenrelevanten Einzelhandel sind Anderungen des Bestandes
analog zu § 1 (10) BauNVO nur folgendermalfien zulassig:

- Anderung der Lage des Einzelhandels innerhalb eines Grundstiickes bzw. der Flache
eines Eigentumers — auch durch Neubau,

- Erneuerungen der Anlagen, sofern dies zur weiteren funktionsgerechten Fortsetzung
der Nutzung notwendig ist und

- Erweiterung der Anlage, soweit dies zur weiteren funktionsgemafien Fortsetzung der
Nutzung notwendig ist. Die Gesamtverkaufsflache des zentrenrelevanten
Einzelhandels darf hierdurch nicht erhéht werden.

5 Als Verkaufsflache im Sinne dieser Festsetzungen gelten alle dem Kunden zuganglichen
oder dem Verkauf dienenden Flachen.

B MaR der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 18, 19 und 20 BauNVO)

1 In den Sondergebieten darf die zuldssige Grundflache durch die Grundflache flr
Nebenanlagen i. S. des § 14 BauNVO und fir Garagen und Stellplatze mit ihren
Zufahrten bis zu einer Grundflachenzahl von 1,0 erhéht werden.

2 Flachen von Einzelhandelseinrichtungen in Geschossen, die keine Vollgeschosse sind,
einschlielich der zu ihnen gehérenden Treppenraume sowie ihrer Umfassungswande
sind gemaf § 20 (3) BauNVO vollstandig auf die Geschossflache anzurechnen.

3 Hohe der baulichen Anlagen (§ 9 (1) Nr. 1 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO)

3.1 Bezugspunkt fur die Festsetzung der Héhe baulicher Anlagen ist die endgliltige
Hohenlage der nachstgelegenen offentlichen Verkehrsflache im Schnittpunkt der
StraRenbegrenzungslinie mit der Mittelachse der Grundstlickszufahrten.

Steigt oder fallt das Gelande vom Bezugspunkt zum Gebaude, so sind die festgesetzten
zulassigen H6hen um das Mal der natlrlichen Steigung oder des nattrlichen Gefalles
zu verandern.

3.2 Die festgesetzte maximale Gesamthdhe baulicher Anlagen darf ausnahmsweise von
untergeordneten technischen Anlagen, wie z.B. Schornsteinen, konstruktiv bedingten
Bauteilen und Liftungsanlagen tberschritten werden.

C uberbaubare Grundstiicksflachen (§ 9 (1) Nr. 2 BauGB i.V.m. § 14 und § 23 BauNVO)

1 Flachen aullerhalb von Gebauden dirfen nicht als Lagerflachen genutzt werden.

2 Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen, die nach
Landesrecht in den Abstandsflachen zuldssig sind oder zugelassen werden kdnnen, sind
nur innerhalb der Uberbaubaren Grundstucksflache zulassig.

In den Sondergebieten sind hiervon Anlagen ausgenommen, die der Versorgung des
Gebietes mit Elektrizitat, Gas, Warme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser
dienen, Stitzmauern, Tor- und Schrankenanlagen an Ein- und Ausfahrten,
ErschlieBungsflachen sowie Einfriedungen und Werbeanlagen, jedoch nur im Umfang
gemal ortlicher Bauvorschrift Il C.
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3  Zu den Sondergebieten SO 1 und SO 2 sind entlang der Von-Kieffer-Strale nur zwei
Ein- und Ausfahrten zulassig.
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D Stellplatze (§ 9 (1) Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO)

Zum Nachweis der notwendigen Stellplatze kann die Flache des jeweils anderen
Sondergebietes in Anspruch genommen werden.

E Grinordnerische Festsetzungen (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB)

1 Dachflachen sind vollflachig extensiv zu begriinen. Die Dachbegriinung ist derart zu
gestalten, dass sie mehr als 30 I/m? speichert und einen Wasserrickhalt > 60 %
gewabhrleistet.

2 Die innerhalb der festgesetzten privaten Grinflachen vorhandenen Grlinstrukturen —
Baume, Straucher und sonstige Bepflanzung — sind zu erhalten und bei Abgang
gleichwertig zu ersetzen.

Als Ersatz zu pflanzende Baume mussen einen Stammumfang von mindestens 16 — 18
cm (3 x verpflanzte Ware) und Straucher eine Mindesthéhe von 100 — 120 cm (3 x
verpflanzte Ware ohne Ballen) aufweisen. Unter Hinweis 7 sind die fur die Pflanzung
empfohlenen Baum- und Straucharten aufgelistet.

Die Vegetationsflachen sind zusatzlich durch Raseneinsaat oder die Anpflanzung von
Bodendeckern zu begrinen.

3 Innerhalb der privaten Griinflache sind folgende bauliche Anlagen zulassig:
- Einfriedungen gemal o6rtlicher Bauvorschrift D
- die vorhandenen baulichen Anlagen der TWL (Trafostation R 12 samt Zufahrt)

4  Die Einhaltung der griinordnerischen Festsetzungen ist in einem qualifizierten
Freiflachen- und Pflanzplan nachzuweisen, der mit dem Bauantrag zur Genehmigung
einzureichen ist.

F Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen
(§ 9 (1) Nr. 24 BauGB)

1 Die festgesetzte Anlage des Immissionsschutzes ist als Larmschutzwand oder -wall mit
einer Hohe von 2,5 m Uber dem Bezugspunkt gemaR textlicher Festsetzung B 3.1
auszubilden.

2 Anden gesamten AuRenfassaden (Wandanteil, Fenster, Dach, Liftung etc.), hinter
denen sich schutzbedirftige Rdume im Sinne von Anmerkung 1 in 4.1 der DIN 4109
(Nov. 1989) befinden, sind die jeweiligen Vorkehrungen zum Schutz vor Au3enlarm
vorzusehen. Es ist zu gewahrleisten, dass die Anforderungen an die Luftschallddmmung
von AuRenbauteilen nach Tabelle 8 der DIN 4109 gemaf der jeweiligen Nutzung
eingehalten werden. Entsprechend sind je nach den Festsetzungen in der
Planzeichnung die Larmpegelbereiche IV - V zugrunde zu legen.

3 Von den Festsetzungen 1 und 2 kann ganz oder teilweise abgewichen werden, wenn im

Einzelfall gutachterlich nachgewiesen wird, dass der erforderliche Schallschutz auf
andere Weise gewahrleistet ist.

II. ORTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 9 (4) BauGB i.V.m. §§ 52, 88 und 89
LBauO)
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A Geltungsbereich

Die Ortlichen Bauvorschriften gelten fiir den gesamten Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 257 b 'Einzelhandel Sandloch'.
B Fassaden (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO)

1 Fir verputzte Wandflachen und Metallflachen sind nur nichtglanzende Anstriche /
Eloxide zulassig.

2 Grelle Farben und Signalfarben, wie z.B. die RAL-Farben (840 HR): 1016, 1026, 2005,
2007, 3024 und 3026, sind unzulassig.

C Werbeanlagen (§ 88 (1) Nr. 1 LBauO)

1 Werbeanlagen an der Statte der Leistung sind zulassig.

Fremdwerbung ist nur als Werbetafeln an den Fassaden der Einzelhandelsbetriebe in
folgender Form zulassig:

- Die Ansichtsflache der Tafeln ist parallel zur jeweiligen Fassade anzubringen
- Die maximale Flache einzelner Tafeln darf 9 gm (Euroformat) nicht tberschreiten.

- Die Gesamtflache der Fremdwerbung auf einer Gebaudeseite darf maximal 30 % der
jeweiligen Fassadenflache einnehmen.

2 Aulerhalb der Gberbaubaren Grundstiicksflache ist an Ein- und Ausfahrten von und zu
offentlichen Verkehrsflachen eine Werbeanlage je Grundstiick zulassig.

Sofern durch diese Ein- und Ausfahrt mehrere Betriebe angebunden sind, ist eine
Werbeanlage je Betrieb, insgesamt jedoch nur als Sammelanlage, zulassig.

3 Die maximale Hohe von Werbeanlagen, die an Gebauden befestigt sind, darf die Hoéhe
dieser Gebaude um max. 2,0 m Uberschreiten, wobei untergeordnete technische
Anlagen gemal textlicher Festsetzung B 3.2 nicht anzurechnen sind. Die Oberkante der
Werbeanlagen darf dabei eine Hohe von 12,0 m tGber dem Bezugspunkt geman
textlicher Festsetzung B 3.1 nicht Uberschreiten.

4 Die maximale Hohe freistehender Werbeanlagen darf 8,0 m iber dem Bezugspunkt
gemal textlicher Festsetzung B 3.1 nicht Gberschreiten. Abweichend hiervon darf im SO
1 ein Werbepylon mit einer Héhe von maximal 15,0 m errichtet werden.

Die maximale GroRRe der Ansichtsflache einer freistehenden Werbeanlage darf 9,0 gm
(Euroformat) nicht tGberschreiten. Abweichend hiervon darf die Summe der
Ansichtsflachen der Werbetafeln am Werbepylon bis zu 20,0 gm betragen.

5 Anlagen mit sich turnusmaRig verandernder Werbedarstellung, wie z.B.
Prismenwendeanlagen, Rollbander, Fiimwande oder CityLight-Boards, sind unzulassig.

6 Eine Beleuchtung der Werbeanlagen ist nur zulassig, wenn die Verkehrssicherheit nicht
beeintrachtigt und die angrenzende Wohnnutzung nicht gestoért wird, z.B. durch
Blendung, nachtlichen Lichteinfall 0.a..

7 Nicht zulassig sind sich drehende sowie blinkende Werbeanlagen, Wechsellicht,

Lauflichtbander, Sky-Beamer sowie grelle Farben und Signalfarben, wie z.B. folgende
RAL-Farben (840 HR): 1016, 1026, 2005, 2007, 3024 und 3026.

D Einfriedungen (§ 88 (1) Nr. 3 LBauO)
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Einfriedungen angrenzend an Wegen und &ffentliche Flachen durfen nur bis zu einer
maximalen Hohe von 1,2 m Uber dem Bezugspunkt gemal textlicher Festsetzung B 3.1
massiv, z.B. als Mauer ausgefuhrt werden.

Oberhalb von 1,2 m Gber dem Bezugspunkt gemal} textlicher Festsetzung B 3.1 diirfen
Einfriedungen nur transparent ausgefihrt werden, z.B. mit Metallstédben.

Il Hinweise

1 Im gesamten Plangebiet ist mit Kampfmitteln zu rechnen. Bei bisher unbebauten
Flachen wird eine Oberflachensondierung empfohlen.

2 Im gesamten Gebiet ist mit Altablagerungen und Bodenverunreinigungen zu rechnen.
Treten bei Malinahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, gefahrverdachtige
Umstande auf, z.B. Bodenverunreinigungen in nicht nur geringfigigem Umfang,
belastetes Schicht- oder Grundwasser, Geriiche bzw. Gasaustritte oder Abfélle, ist
unverzlglich die Untere Bodenschutzbehérde zu benachrichtigen.

Bei der Entsorgung der Aushubmassen ist das Verwertungsgebot nach § 5
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG) zu beachten. Die Verwertung hat
ordnungsgemal und schadlos zu erfolgen. Dabei sind die Bestimmungen des
Bodenschutz- und Abfallrechts zu beachten.

3 Im gesamten Gebiet ist mit z.T. deutlich erhdhten Radonkonzentrationen und
Ortsdosisleistungen der Gammastrahlung zur rechnen. Es handelt sich hierbei im
Wesentlichen um értlich begrenzte Vorkommen, die im Rahmen des
Bauantragverfahrens in Abstimmung mit der zustandigen Bodenschutzbehdérde und der
Gewerbeaufsicht, beide Struktur- und Genehmigungsdirektion Sid, zu beachten und zu
behandeln sind.

4  Die Entnahme von Grundwasser ist nur nach Erlaubnis bzw. Genehmigung des Bereichs
Umwelt der Stadtverwaltung Ludwigshafen zulassig.

Auf der gesamten Flache der Sondergebiete ist eine Versickerung des anfallenden
Niederschlagswassers zur Vermeidung des weiteren Austrags von Schadstoffen in das
Grundwasser nur in Abstimmung mit der Oberen Bodenschutzbehdrde (Struktur- und
Genehmigungsdirektion) moglich.

5 Bei der Vergabe der Erdarbeiten, in erster Linie fur die Erschlieungsmal3nahmen, hat
der Bautrager / Bauherr die ausfiihrenden Baufirmen vertraglich zu verpflichten, der
Direktion Landesarchaologie, Aulienstelle Speyer rechtzeitig den Beginn der Arbeiten
anzuzeigen, damit diese, falls notwendig, Uberwacht werden kénnen.

Es gelten die Bestimmungen des Denkmalschutz- und Pflegegesetzes vom 23.03.1978
(GVBI. 1978, Nr. 10, Seite 159ff). Danach ist jeder zutage kommende archaologische
Fund unverziglich bei der Direktion Landesarchaologie, Auf3enstelle Speyer zu melden.
Die Fundstelle ist soweit als mdglich unverandert zu lassen und Gegenstande sind
gegen Verlust zu sichern.

Werden archaologische Objekte angetroffen, so ist der archaologischen Denkmalpflege
ein angemessener Zeitraum einzurdumen, damit Rettungsgrabungen durchgefihrt
werden kdnnen.

Die 0.g. Bestimmungen sind in die Bauausflhrungsplane als Auflagen zu Gbernehmen.

6 Innerhalb des Geltungsbereichs sowie direkt angrenzend befinden sich unter anderem
Leitungen der Telekom, von Kabel Deutschland, der Pfalzwerke Netz AG, der TWL
sowie eventuell der Deutschen Bahn AG.

7  Fur das Anpflanzen von Baumen und Strauchern im Plangebiet werden folgende
heimische Pflanzenarten empfohlen. Die Bestimmungen des
Landesnachbarschutzgesetzes bleiben unberihrt.

Baume 1. Ordnung (Wuchshéhe > 15 m)
Acer platanoides Spitzahorn Quercus robur (V) Stieleiche
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Carpinus betulus (V) Hainbuche Populus tremula (V)  Espe (Zitterpappel)

Fagus sylvatica Buche Prunus avium Wildkirsche
Juglans regia (V) Walnuss Tilia cordata Wildlinde
Quercus petraea Traubeneiche Tilia platyphyllos Sommerlinde
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Baume 2. Ordnung (Wuchshéhe < 15 m)

Acer campestre Feldahorn Pyrus communis Wildbirne
Malus sylvestris Wildapfel Sorbus aria (V) Mehlbeere
Prunus padus (V) Traubenkirsche

Heimische Straucher

Acer campestre Feldahorn Prunus spinosa Schlehe

Cornus mas (V) Kornelkirsche Ribes alpinum Alpenjohannisbeere
Cornus sanguinea Hartriegel Rosa canina Hundsrose

Corylus avellana (V) Haselnuss Rosa rubiginosa Apfel- / Weinrose
Crataegus laevigata Zweigriffliger Weildorn Salix caprea (V) Saalweide

Crataegus monogyna Eingriffliger Wei3dorn Sambucus nigra Holunder

Euonymus europaeus Pfaffenhiitchen Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Ligustrum vulgare Liguster Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Bei allen Gehdlzpflanzungen sind sowohl die erforderlichen Schutzabstande zu
vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen als auch die geltenden Grenzabstande
gemal Nachbarschaftsrecht zu beachten.

8 Zusatzlich zu den Festsetzungen des Bebauungsplans sind die Regelungen des
zugehdrigen stadtebaulichen Vertrags zu beachten.

9 Sofern in den Festsetzungen dieses Bebauungsplans auf DIN-Regelwerke Bezug
genommen wird, sind diese wahrend der Ublichen Birozeiten bei der Geschéaftsstelle der
Stadtplanung Ludwigshafen im Rathaus, Rathausplatz 20, einsehbar.
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